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4  Vorwort

Sehr geehrte Anlegerinnen und Anleger,

was wünschen Sie sich von einer Geldanlage? Sicher 
und langfristig sollte sie sein, mit hohen Zinsen, und 
am besten noch in der eigenen Region investieren. 
Das STADTWERK AM SEE bietet Ihnen jetzt erneut eine 
attraktive Geldanlage, mit der Sie sich am Erfolg unseres 
Unternehmens beteiligen. Das bedeutet: Investition in 
ökologische Projekte, innovative Dienstleistungen und in 
ein sicheres Basisgeschäft. Und das alles hier bei uns in 
der Bodensee-Region, einer der wirtschaftsstärksten in 
Baden-Württemberg.

Wie das geht? Ganz einfach: Mit den STADTWERK 
AM SEE-Genussrechten profitieren Sie ganz persönlich 
von unserem Wachstum – mit attraktiven Zinsen. Und 
legen Ihr Geld damit nicht nur attraktiv, sondern auch 
zukunftsorientiert an. Denn als größtes und erfolgreichs-
tes Stadtwerk am Bodensee stehen wir nicht nur für 
Erfolg, sondern auch für Ökologie und Innovation in der 
Bodensee-Region.

Auch die Erfahrung spricht für die Bürgerbeteiligung 
beim STADTWERK AM SEE. 2017 haben wir diese 
finanzielle Beteiligung erstmals aufgelegt. Das Kontingent 
von 10 Mio. Euro war innerhalb kürzester Zeit ausver-
kauft. Rund 800 Anleger haben damals die Möglichkeit 
genutzt, ihr Geld zu attraktiven Zinsen und Rahmenbe-
dingungen anzulegen. Inzwischen haben sie schon ihre 
ersten Zinszahlungen erhalten. 

Warum diese STADTWERK AM SEE-Bürgerbeteiligung? 
Als rein kommunales Stadtwerk – unsere Gesellschaf-
ter sind die Städte Überlingen und Friedrichshafen 
am Bodensee sowie die Gemeinden Frickingen und 
Hagnau – sehen wir uns den Bürgerinnen, Bürgern und 
Unternehmen der Region besonders verpflichtet. Wir 

versorgen über 80 000 Haushalte, Betriebe und Indus-
trieunternehmen in der Bodenseeregion und darüber 
hinaus zuverlässig mit Strom, Gas, Wasser und Wärme. 
Unser Stromnetz beispielsweise hat eine Verfügbarkeit 
von 99,999 Prozent und ist damit deutlich verlässlicher 
als der Bundesschnitt. Apropos Deutschland: Seit einigen 
Jahren bieten wir Strom und Gas erfolgreich bundesweit 
an – und nehmen so auch hier unsere Chancen wahr. 

Zusätzlich sind wir erfolgreich in den Bereichen Verkehr 
und Telekommunikation. Hier baut unsere Tochterge-
sellschaft TeleData das Glasfasernetz in der Region 
konsequent aus und versorgt Haushalte ebenso wie die 
weltweit agierenden Industrieunternehmen in der Region 
mit schnellem Internet, Telefonie und Fernsehen.

Was ist uns wichtig? Kurz gesagt: die Zukunft. Als 
ökologisch engagiertes Unternehmen haben wir nicht nur 
einen hohen Anteil an Wasserkraft-Strom, wir investieren 
auch laufend in neue Windkraft- und Photovoltaikanla-
gen. Wir bieten unseren Kunden umfangreiche Lösungen 
für ein intelligentes Zuhause an. Und in Sachen E-Mobi-
lität sind wir in der Region führend: Wir haben rund 70 
eigene Ladestationen in der Region und bauen zusätzlich 
neue für unsere Industriekunden. Für private Haushalte 
haben wir Komplettlösungen im Angebot – von der ei-
genen Ladebox über die Solaranlage auf dem Dach bis 
zum intelligenten Mobilstrom-Tarif.

Dass wir als regionales Unternehmen bevorzugt Betriebe 
in der Region beauftragen, für unsere Kunden in drei 
Kundenzentren vor Ort erreichbar sind, unsere Verant-
wortung als Ausbildungsbetrieb sehr ernst nehmen und 
340 qualifizierte Arbeitsplätze haben – auch das ist uns 
wichtig. Das STADTWERK AM SEE ist ein Bürgerunter-
nehmen und als solches der Region und ihren Menschen 
verpflichtet. Und das mit Erfolg. 

VORWORT
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Von diesem Erfolg können Sie ganz persönlich profi-
tieren: natürlich mit attraktiven Zinsen. Und dem guten 
Gefühl, in die Zukunft unserer Region zu investieren. 

Alexander-Florian Bürkle

Geschäftsführer der Stadtwerk am See  
Verwaltungs GmbH als Komplementär der  
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG

Alexander-Florian Bürkle
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Bei diesem Verkaufsprospekt handelt es sich um einen 
sogenannten Fortführungsverkaufsprospekt zu den in den 
Jahren 2016 und 2017 emittierten Genussrechten des 
Emittenten "Genussrecht SWSee Basis" und "Genuss-
recht SWSee Premium" (siehe "Übersicht über die bisher 
ausgegebenen Wertpapiere und Vermögensanlagen", 
Seite 47 des Verkaufsprospekts).

Der Emittent bietet mit diesem Fortführungsverkaufspro-
spekt weiterhin die inhaltsgleichen Genussrechte unter 
dem Emissionsnamen der Genussrechte "Mein STADT-
WERK AM SEE Basis" und "Mein STADTWERK AM SEE 
Premium" an, um die erhöhte Nachfrage interessierter 
Kunden und Bürger bedienen zu können.

Das öffentliche Angebot der Vermögensanlagen beginnt 
einen Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufspros-

pekts. Gemäß § 8a VermAnlG ist der Verkaufsprospekt 
nach seiner Billigung zwölf Monate für das öffentliche 
Angebot gültig, sofern er um die nach § 11 VermAnlG 
erforderlichen Nachträge ergänzt wird. Dem Emittenten 
steht das Recht zu, neben der frühzeitigen Schließung 
durch Vollplatzierung, die Zeichnung jederzeit ohne 
Angabe von Gründen vorzeitig zu schließen (siehe 
"Zeichnungsfrist" und "Vorzeitigen Schließung", Seite 12 
des Verkaufsprospekts).

ALLGEMEINER HINWEIS

Energiezelle am Standort Friedrichshafen
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ERKLÄRUNG ZUR PROSPEKTVERANTWORTUNG 
(§ 3 VermVerkProspV)

Für den Inhalt des Verkaufsprospekts insgesamt über-
nimmt die

STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG

als Prospektverantwortliche (vertreten durch die Stadt-
werk am See Verwaltungs GmbH, diese vertreten durch 
den Geschäftsführer Alexander-Florian Bürkle) gemäß 
§ 3 VermVerkProspV die Verantwortung und erklärt hier-
mit, dass ihres Wissens die Angaben richtig und keine 
wesentlichen Umstände ausgelassen sind.

Firmensitz:
Kurt-Wilde-Str. 10
88662 Überlingen

Verwaltungssitz:
Kornblumenstr. 7/1
88046 Friedrichshafen

Telefon: 07541 505-0
Telefax: 07541 505-111
E-Mail: info@stadtwerk-am-see.de
URL: www.stadtwerk-am-see.de
nachfolgend: „Emittent“ 

Für den Inhalt dieses Verkaufsprospekts sind ausschließ-
lich die bis zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
bekannten oder dem Anbieter/Emittenten erkennbaren 
Sachverhalte maßgeblich. Sollten sich während der Dau-
er des öffentlichen Angebots wesentliche Änderungen 
hinsichtlich der Beurteilung einer oder beider Vermögens-
lagen des Emittenten ergeben, so werden diese Verän-
derungen unverzüglich in einem Nachtrag zu diesem 
Verkaufsprospekt dargestellt und veröffentlicht. Nach 
Beendigung des öffentlichen Angebots einer Vermögens-
anlage wird der Emittent jede Tatsache, die sich auf ihn 
oder die von ihm emittierte Vermögensanlage unmittelbar 
bezieht und nicht öffentlich bekannt ist, unverzüglich 
veröffentlichen, wenn sie geeignet ist, die Fähigkeit des 
Emittenten zur Erfüllung seiner Verpflichtungen gegen-
über dem Anleger erheblich zu beeinträchtigen.

Friedrichshafen, den 27.09.2018 
(Datum der Prospektaufstellung)

 
Alexander-Florian Bürkle

Geschäftsführer der Stadtwerk am See  
Verwaltungs GmbH, als Komplementär der 
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
 

Haftungshinweis:
Bei fehlerhaftem Verkaufsprospekt können Haftungs-
ansprüche nur dann bestehen, wenn die Vermö-
gensanlagen während der Dauer des öffentlichen 
Angebots, spätestens jedoch innerhalb von zwei 
Jahren nach dem ersten öffentlichen Angebot der 
Vermögensanlagen im Inland, erworben werden.
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VERMÖGENSANLAGEN 
(§ 4 VermVerkProspV)

Die Genussrechte „Mein STADTWERK AM SEE 
Basis“ und „Mein STADTWERK AM SEE 
Premium“
Der Emittent bietet dem Anleger an, Genussrechte zu 
zeichnen und damit am wirtschaftlichen Erfolg des Emit-
tenten teil zu haben.

Mit dem Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Basis“ 
erwirbt der Anleger einen Anspruch auf eine jährliche 
Zinsausschüttung in Höhe von 2,0 % auf den Nennbe-
trag des Genussrechts. Ist der Anleger bei Abschluss 
des Genussrechtsvertrags Strom- und/oder Gaskunde 
des Emittenten, zeichnet er automatisch das Genussrecht 
„Mein STADTWERK AM SEE Premium“ mit einer jährli-
chen Zinsausschüttung in Höhe von 2,7 %.

Anleger, die während der Laufzeit des Genussrechts-
vertrags einen Strom- und/oder Gaslieferungsvertrag 
mit dem Emittenten abschließen, erwerben zum Tag der 
Wirksamkeit des Strom- und/oder Gaslieferungsvertrags 
den erhöhten Zinszahlungsanspruch des Genussrechts  
„Mein STADTWERK AM SEE Premium“. Zugleich 
reduziert sich bei einer Kündigung/Beendigung aller 
Strom- und Gaslieferungsverträge des Anlegers der 
Zinszahlungsanspruch auf den des Genussrechts 
„Mein STADTWERK AM SEE Basis“ zum Zeitpunkt der 
Beendigung aller Strom- und Gaslieferungsverträge des 
Anlegers.

Rechtliche Grundlage
Die rechtliche Grundlage der Genussrechtsbeteiligungen 
sind die Genussrechtsbedingungen des Emittenten, die 
auf den Seiten 120 – 125 in dem Verkaufsprospekt dar-
gestellt sind und der beiliegende Zeichnungsschein, der 
dem auf Seite 127 des Verkaufsprospekts dargestellten 
Muster-Zeichnungsschein entspricht. Das Genussrechtska-
pital wird als Eigenkapital bilanziert. 

Art, Anzahl und Gesamtbetrag der angebote-
nen Vermögensanlagen
Bei den angebotenen Vermögensanlagen handelt es 
sich um vinkulierte Genussrechte der Variante „Mein 
STADTWERK AM SEE Basis“ und der Variante „Mein 
STADTWERK AM SEE Premium“. Der Betrag beider 
angebotener Vermögensanlagen beträgt 7,5 Mio. €. Es 
steht nicht fest, in welchem Verhältnis sich der Betrag auf 
diese beiden Vermögensanlagen verteilt.

Ein Genussrecht hat einen Erwerbspreis von 1.000,00 €. 

Ein Anleger kann maximal 199 Genussrechte zu einem 
Erwerbspreis von insgesamt 199.000,00 € zeichnen. 

Der Emittent kann eine Erhöhungsoption auf einen Be-
trag für beide Vermögensanlagen auf insgesamt bis zu 
10 Mio. € wahrnehmen. 

Mit den bereits in den Jahren 2016 und 2017 erfolgten 
inhaltsgleichen Emissionen "Genussrecht SWSee Basis" 
und "Genussrecht SWSee Premium" in Höhe von ins-
gesamt 10 Mio. € beläuft sich der Gesamtbetrag der 
angebotenen Vermögensanlagen auf 17,5 Mio. € bzw. 
bei Wahrnehmung der Erhöhungsoption der angebo-
tenen Vermögensanlagen auf 20 Mio. €. Der Emittent 
bietet daher maximal 17 500 Genussrechte und bei 
Wahrnehmung der Erhöhungsoption maximal 20 000 
Genussrechte an.

Das Emissionsvolumen bei dem "Genussrecht SWSee 
Basis" beläuft sich dabei auf 846.000 € und bei dem 
"Genussrecht SWSee Premium" auf 9.154.000 €. 
Die Anzahl der bereits beteiligten Anleger beläuft sich 
bei dem "Genussrecht SWSee Basis" auf 76 Anleger 
und bei dem "Genussrecht SWSee Premium" auf 693 
Anleger (siehe Übersicht über die bisher ausgegebenen 
Wertpapiere und Vermögensanlagen, Seite 47 des Ver-
kaufsprospekts).
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Erwerbspreis
Der Erwerbspreis der Vermögensanlagen entspricht dem 
jeweiligen Zeichnungsbetrag des Anlegers und beträgt 
mindestens 1.000,00 €. Höhere Zeichnungsbeträge 
müssen durch 1 000 ohne Rest teilbar sein.

Zeichnung
Der Anleger bietet dem Emittenten den Abschluss des 
Erwerbs eines oder mehrerer (bis zu 199) Genussrech-
te (Genussrecht "Mein STADTWERK AM SEE Basis" 
oder "Mein STADTWERK AM SEE Premium") durch das 
vollständige und richtige Ausfüllen und die Unterzeich-
nung des Zeichnungsscheins an. Der Erwerb des/der 
Genussrechts/Genussrechte kommt mit der Gegenzeich-
nung und Annahme des Zeichnungsscheins durch die 
Geschäftsführung oder einen Handlungsbevollmächtigten 
des Emittenten wirksam zustande. Nach der erfolgten 
Annahme durch den Emittenten erhält der Anleger eine 
schriftliche Annahmeerklärung. Die Einzahlungsfrist für 
den Anleger beträgt 14 Tage nach dem wirksamen Zu-
standekommen des Genussrechtsvertrags. Der Anspruch 
des Anlegers auf Verzinsung beginnt mit dem Tag der 
Wertstellung der Einzahlung auf dem Konto des Emitten-
ten.

Mit Unterzeichnung des Zeichnungsantrags erklärt der 
Anleger unter anderem, einen Abdruck der Genuss-
rechtsbedingungen, die Widerrufsbelehrung, den Vermö-
gensanlagen-Verkaufsprospekt, die Informationspflichten 
bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Ver-
trägen und Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleis-
tungen und das entsprechende Vermögensanlagen-Infor-
mationsblatt (VIB) erhalten bzw. zur Kenntnis genommen 
zu haben. Das VIB ist Bestandteil der Vertragsdokumente 
und gemeinsam mit dem Zeichnungsschein unterzeichnet 
an den Emittenten zurückzuleiten.

Anlegergruppe
Der Emittent richtet sich an Privatkunden, professionelle 
Kunden und geeignete Gegenparteien im Sinne der 
§§ 67 und 68 Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). 

Genussrechtsverträge werden abgeschlossen mit jeder 
natürlichen Person des privaten Rechts und juristischen 
Person des privaten und öffentlichen Rechts.

Zeichnen zwei natürliche Personen als Anleger Genuss-
rechte gemeinsam, muss mindestens ein Anleger vollge-
schäftsfähig sein. 

Der Anleger sollte einen langfristigen Anlagehorizont ha-
ben, da das Genussrecht nicht vor einer Mindestlaufzeit 
von sieben vollen Beteiligungsjahren (01.01. – 31.12.) 
beendet werden kann und damit je nach Zeichnungsda-
tum erstmals zum 31.12.2025 oder zum 31.12.2026 
ordentlich kündbar ist. In diesem Zeitraum kann der 
Anleger nicht über das Kapital verfügen. 

Zudem sollte der Anleger in der Lage und bereit sein, 
einen Verlust von bis zu 100 % des eingesetzten Kapitals 
tragen zu können. Im Falle der Fremdfinanzierung der 
Vermögensanlage und/oder aufgrund von Steuerzah-
lungsverpflichtungen aus der Vermögensanlage besteht 
für den Anleger das maximale Risiko einer (Privat-)
Insolvenz (siehe „Wesentliche tatsächliche und rechtliche 
Risiken im Zusammenhang mit der Vermögensanlage“, 
Seiten 34 - 40 des Verkaufsprospekts).

Die angebotene Vermögensanlage bedarf bei interessier-
ten Anlegern keinerlei Kenntnisse oder Erfahrungen im 
Bereich der Kapitalanlagen, insbesondere Vermögens-
anlagen in Form von Genussrechten. Der Emittent weist 
jedoch darauf hin, dass ein interessierter Anleger bei 
Fragen vor Zeichnung fachkundigen Rat von dritter Seite 
(z. B. Rechtsanwalt oder Steuerberater) einholen sollte.

Die Hauptmerkmale der Genussrechte der Anle-
ger (Rechte und Pflichten)
Mit den Genussrechten sind für die Anleger folgende 
Rechte verbunden:

Recht auf Zinsausschüttung in Höhe von 2,0 % p. a. 
auf den Nennbetrag des Genussrechts, sofern der 
Anleger keinen Versorgungsvertrag (Strom und/oder 
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Gas) mit dem Emittenten unterhält (Genussrecht „Mein 
STADTWERK AM SEE Basis“)
Recht auf Zinsausschüttung in Höhe von 2,7 % p. a. 
auf den Nennbetrag des Genussrechts, sofern der 
Anleger einen Versorgungsvertrag (Strom und/oder 
Gas) mit dem Emittenten unterhält (Genussrecht 
„Mein STADTWERK AM SEE Premium“). Ab dem 
Zeitpunkt der Beendigung aller Versorgungsverträge 
des Anlegers mit dem Emittenten reduziert sich die 
Zinsausschüttung auf 2,0 % p. a.
Recht auf taggenaue Anpassung/Erhöhung der 
Zinsausschüttung, wenn der Anleger während der 
Laufzeit des Genussrechtsvertrags einen Versorgungs-
vertrag (Strom und/oder Gas) mit dem Emittenten 
abschließt
Recht auf Rückzahlung des Genussrechts nach Been-
digung des Vertrags, vorbehaltlich einer Verlustbetei-
ligung
Recht auf Verzinsung des Rückzahlungsbetrags ab 
Beendigung des Genussrechtsvertrags bis zur tatsäch-
lichen Rückzahlung mit der jeweils für den Anleger 
gültigen Zinsausschüttung nach § 5 Abs. 1 oder 
Abs. 2 der Genussrechtsbedingungen
Ordentliches Kündigungsrecht nach Ablauf von fünf 
vollen Beteiligungsjahren, jeweils zum 31.12. eines 
Jahres unter Beachtung der Kündigungsfrist von zwei 
Jahren; die Mindestvertragslaufzeit beträgt damit 
sieben volle Beteiligungsjahre
Recht zur außerordentlichen Kündigung nach 
gesonderter Aufforderung und Fristsetzung durch 
den Anleger, wenn der Emittent seiner Verpflichtung 
zur Zahlung der Zinsausschüttung nicht fristgerecht 
nachkommt
Recht auf Übertragung des Genussrechts nach vorhe-
riger Zustimmung durch den Emittenten, jeweils zum 
31.12. eines Jahres
Recht auf Erhalt einer jährlichen Steuerbescheinigung
Recht auf jährlichen Widerspruch bis zum 30.06. 
gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern zum 
Einbehalt und Abführung der Kirchensteuer durch den 
Emittenten

Mit den Genussrechten sind für die Anleger folgende 
Pflichten verbunden:

Einzahlung der Zeichnungssumme binnen 14 Tagen 
nach Zugang der Annahmeerklärung des Emittenten
Unverzügliche Anzeige der Änderung der personen- 
oder vertragsbezogenen Daten des Anlegers gegen-
über dem Emittenten in Textform (Brief, Fax, E-Mail), 
insbesondere auch hinsichtlich der Beendigung/Kün-
digung des Strom- und/oder Gasversorgungsvertrags 
mit dem Emittenten
Verlustbeteiligung bis zur Höhe des Nennbetrags des 
Genussrechts
Erklärung der Kündigung in Schriftform
Pflicht zur schriftlichen Mitteilung der personen- und 
vertragsbezogenen Daten bei Übertragung des Ge-
nussrechts

Abweichende Rechte der Gesellschafter des 
Emittenten zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung
Die Anleger werden nicht Gesellschafter des Emittenten, 
sondern Genussrechtsinhaber. Die Hauptmerkmale der 
Genussrechte der Anleger (siehe Seiten 9/10 des Ver-
kaufsprospekts) unterscheiden sich daher grundsätzlich 
von den nachstehenden Rechten und von den auf Seiten 
46/47 des Verkaufsprospekts dargestellten Hauptmerk-
malen der Anteile der Gesellschafter des Emittenten zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung.

Den Gesellschaftern (Kommanditisten) stehen zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung folgende abweichenden 
Rechte zu:

Gewinn- und Verlustbeteiligung
Auskunfts- und Einsichtsrecht im Umfang des § 51 
Abs. 1 und 2 GmbHG
Geschäftsführungsbefugnis hinsichtlich der Ge-
schäftsanteile am Komplementär, die dem Emittenten 
gehören
Recht des Kommanditisten Stadtwerke Überlingen 
GmbH, 11 Mitglieder des Aufsichtsrats zu stellen und 
einen ständigen persönlichen Vertreter zu benennen
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Recht des Kommanditisten Technische Werke Fried-
richshafen GmbH, 14 Mitglieder des Aufsichtsrats zu 
stellen und einen ständigen persönlichen Vertreter zu 
benennen
Recht des Kommanditisten SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG, bei Einzahlung von 25 % der 
Kommanditeinlage ein Mitglied des Aufsichtsrats und 
bei Einzahlung von 75 % ein weiteres Mitglied des 
Aufsichtsrats zu stellen
Recht auf Teilnahme an und Stimmrecht im Rahmen 
der Gesellschafterversammlung
Recht auf unverzügliche Zustellung der Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung
Recht auf Anfechtung der Gesellschafterbeschlüsse 
durch Klageerhebung binnen eines Monats nach 
Absendung der Niederschrift der Gesellschafterver-
sammlung
Recht zur Verzinsung der Festkapitalkonten und der 
Guthaben auf den Rücklagenkonten I und III
Entnahmerecht hinsichtlich der Guthaben auf den 
Entnahmekonten
Recht, über den Gesellschaftsanteil rechtsgeschäftlich 
entsprechend den Vorgaben des § 22 des Gesell-
schaftsvertrags zu verfügen
Vorerwerbsrecht der Kommanditisten bei Veräuße-
rung des Gesellschaftsanteils durch einen Kommandi-
tisten
Recht zur ordentlichen Kündigung des Gesellschafts-
anteils erstmals zum 31.12.2032
Recht auf Abfindung bei Beendigung des Gesell-
schaftsanteils nach den Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags
Recht auf eine verursachungsgerechte Vorabge-
winnzuweisung, soweit Entlastungen des Emittenten 
ihre Ursache im Bereich von positiven Ergänzungs-
bilanzen, des Sonderbetriebsvermögens oder von 
Vergütungen im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
EStG haben oder durch andere emittentenbezogene 
Vorgänge verursacht werden („Gewerbesteueraus-
gleich“)

Der Gesellschafter (Komplementär) zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung hat die folgenden abweichenden 
Rechte:

Recht zur Geschäftsführung entsprechend den Vorga-
ben des § 7 des Gesellschaftsvertrags
Recht zur Vornahme von Insichgeschäften 
(§ 181 BGB)
Recht, seine Mitglieder der Geschäftsführung des 
Emittenten von den Beschränkungen des § 181 BGB 
zu befreien
Recht auf Erstattung sämtlicher Ausgaben und Auf-
wendungen im Rahmen der Geschäftsführung
Recht auf jährliche Vorabvergütung für die Übernah-
men der persönlichen Haftung in Höhe von 5 % des 
eingezahlten Stammkapitals
Recht zur Einberufung des Aufsichtsrats
Recht zur Teilnahme an den Aufsichtsratssitzungen, 
sofern der Aufsichtsrat nichts anderes bestimmt
Recht zur Einberufung der Gesellschafterversammlung

Ansprüche ehemaliger Gesellschafter
Beim Emittenten existieren keine ehemaligen Gesell-
schafter. Daher bestehen keine Ansprüche ehemaliger 
Gesellschafter.

Übertragung und eingeschränkte Handelbarkeit 
der Genussrechte
Ein, mehrere oder alle Genussrechte eines Anlegers 
können durch Veräußerung im Wege der Abtretung, 
Schenkung oder Vererbung auf einen Dritten übertragen 
werden. Die rechtsgeschäftliche Übertragung von Ge-
nussrechten auf einen Dritten bedarf der Zustimmung des 
Emittenten (Vinkulierung). Teile eines Genussrechts kön-
nen nicht übertragen werden. Eine rechtsgeschäftliche 
Übertragung kann grundsätzlich nur mit Wirkung zum 
Ende eines Geschäftsjahres (31.12.) vorgenommen wer-
den. Insofern ist eine freie Handelbarkeit eingeschränkt. 
Nach erfolgter Übertragung ist innerhalb von zwei 
Wochen von dem bisherigen und dem neuen Inhaber der 
Genussrechte der Name, die Anschrift, die Bankverbin-
dung sowie alle weiteren personenbezogenen Daten, 
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die für die ordnungsgemäße steuerliche Verwaltung des 
Genussrechts notwendig sind, dem Emittenten schriftlich 
anzuzeigen. Erben eines Genussrechts haben sich 
gegenüber dem Emittenten durch Vorlage ausreichender 
Unterlagen zu legitimieren.

Die freie Handelbarkeit der Genussrechte des Emittenten 
ist ferner eingeschränkt, da es keinen organisierten 
Markt oder Handel für Genussrechte des Emittenten gibt 
und ein solcher Markt oder Handel auch nicht vorgese-
hen ist.

Einzelheiten zur Zahlung des Erwerbspreises 
und Kontoverbindung
Der Erwerbspreis für die Genussrechte ist innerhalb 
von 14 Tagen nach Zugang der Annahmeerklärung zu 
100 % auf das folgende Konto des Emittenten einzuzah-
len:

STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Bank: Volksbank Friedrichshafen-Tettnang eG
IBAN: DE27 6519 1500 0039 7500 19
BIC: GENODES1TET

Der vom Anleger in der Überweisung anzugebende Ver-
wendungszweck und seine Genussrechtsnummer werden 
dem Anleger in der Annahmeerklärung des Emittenten 
mitgeteilt. 

Zahlstellen 
Zahlstelle, die bestimmungsgemäß Zahlungen an den 
Anleger ausführt, ist die

STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Kurt-Wilde-Str. 10, 88662 Überlingen
und 
Kornblumenstr. 7/1, 88046 Friedrichshafen

Die Zahlungen werden per Überweisung auf das vom 
Anleger benannte Konto ausgeführt. 

Die Zahlstelle hält den Verkaufsprospekt, etwaige Nach-
träge zum Verkaufsprospekt nach § 11 VermAnlG, die 
Vermögensanlagen-Informationsblätter (VIB), den letzten 
veröffentlichten Jahresabschluss und den Lagebericht zur 
kostenlosen Ausgabe bereit.

Der Emittent ist berechtigt, weitere Zahlstellen zu 
benennen und die Benennung einzelner Zahlstellen zu 
widerrufen.

Vertragspartner
Die Stellen, die Zeichnungen oder auf den Erwerb von 
Anteilen oder Beteiligungen gerichtete Willenserklärun-
gen des Publikums entgegennehmen, sind die

STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Kurt-Wilde-Str. 10, 88662 Überlingen
und 
Kornblumenstr. 7/1, 88046 Friedrichshafen

Zeichnungsfrist
Das öffentliche Angebot der Vermögensanlagen beginnt 
einen Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufspros-
pekts.

Die Zeichnungsfrist endet frühestens mit Erreichen des 
geplanten Mindestemissionsvolumens von insgesamt 
17,5 Mio. € bzw. bei Wahrnehmung der Erhöhungsop-
tion mit Erreichen des Emissionsvolumens von insgesamt 
20 Mio. €, spätestens zwölf Monate ab Billigung des 
Verkaufsprospekts. 

Vorzeitige Schließung
Dem Emittenten steht das Recht zu, neben der frühzei-
tigen Schließung durch Vollplatzierung, die Zeichnung 
jederzeit ohne Angabe von Gründen vorzeitig zu schlie-
ßen. Weitere Möglichkeiten, die Zeichnung vorzeitig zu 
schließen, bestehen nicht.

Kürzung
Möglichkeiten, Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen 
zu kürzen, bestehen nicht.
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Laufzeit und Kündigungsfrist
Der Gesetzgeber sieht für Vermögensanlagen eine Min-
destvertragslaufzeit von 24 Monaten ab dem Zeitpunkt 
des erstmaligen Erwerbs vor. Die angebotenen Vermö-
gensanlagen beginnen ab Annahme des Zeichnungs-
antrags durch den Emittenten durch Gegenzeichnung 
des Zeichnungsscheins für jeden Anleger individuell 
und laufen für jeden Anleger mindestens sieben volle 
Beteiligungsjahre (01.01. – 31.12.), bestehend aus ei-
ner Laufzeit von fünf vollen Beteiligungsjahren und einer 
zweijährigen Kündigungsfrist, wobei bei einer unter-
jährigen Zeichnung das Zeichnungsjahr nicht als volles 
Beteiligungsjahr mitgezählt wird. Nach Ablauf von fünf 
vollen Beteiligungsjahren können ein, mehrere oder alle 
Genussrechte eines Anlegers jeweils mit einer Frist von 
zwei Jahren zum Geschäftsjahresende (31.12.) ordent-
lich gekündigt werden. Damit laufen die Genussrechte 
für jeden Anleger individuell mindestens 24 Monate ab 
Vertragsbeginn gemäß § 5a Vermögensanlagengesetz 
(VermAnlG).

Beginnt die Laufzeit einer Vermögensanlage im Jahr 
2018, kann der Anleger die ordentliche Kündigung 
erstmals zum 31.12.2025 wirksam erklären. Beginnt 
die Laufzeit einer Vermögensanlage im Jahr 2019, kann 
der Anleger die ordentliche Kündigung erstmals zum 
31.12.2026 wirksam erklären.

Verzinsung, Gewinn- und Verlustbeteiligung
Das Genussrechtskapital ist ab dem Tag, der auf die 
Wertstellung der jeweiligen Einzahlung auf dem Konto 
des Emittenten folgt, an den Gewinnen und Verlusten des 
Emittenten beteiligt. Die Gewinn- und Verlustbeteiligung 
erfolgt also zeitanteilig für das laufende Geschäftsjahr.

Das Genussrechtskapital des Genussrechts „Mein 
STADTWERK AM SEE Basis“ wird in Höhe von 2,0 % 
des Nennwertes pro Jahr für die Laufzeit des Genuss-
rechtsvertrags verzinst und dem Konto des Anlegers 
gutgeschrieben.

Das Genussrechtskapital des Genussrechts „Mein STADT-
WERK AM SEE Premium“ wird in Höhe von 2,7 % des 
Nennwertes pro Jahr für die Laufzeit des Genussrechts-
vertrags verzinst und dem Konto des Anlegers gutge-
schrieben, sofern der Anleger über einen Strom- und/
oder Gaslieferungsvertrag mit dem Emittenten verfügt.

Zinsen, die auf dem Konto des Anlegers aufgelaufen 
sind, werden jährlich binnen einer Frist von sechs Wo-
chen nach Feststellung des Jahresabschlusses des Emit-
tenten ausbezahlt. Durch die Zahlung der Verzinsung des 
Genussrechtskapitals darf sich jedoch kein Jahresfehlbe-
trag ergeben. Im Falle von Verlustjahren entsteht der Aus-
zahlungsanspruch nicht oder nur teilweise. Für den nicht 
ausgeschütteten Anteil entsteht der Auszahlungsanspruch 
in den Folgejahren, in denen ein Jahresüberschuss erzielt 
wird.

Voraussetzung für die Auszahlung der Verzinsung ist 
eine ausreichende Liquidität des Emittenten. Der An-
spruch entfällt, wenn die Gewinn- und Verlustrechnung 
des Emittenten zum Bilanzstichtag des entsprechenden 
Geschäftsjahres einen Jahresfehlbetrag ausweist. Im 
Falle eines Jahresfehlbetrages werden zunächst die Rück-
lagen aufgezehrt. Bei einem darüber hinausgehenden 
Jahresverlust erfolgt eine entsprechende Herabsetzung 
des Genussrechtskapitals und damit eine Minderung der 
Rückzahlungsansprüche der Anleger. Jahresüberschüs-
se werden vor Auszahlung der Verzinsungsansprüche 
zunächst zur Wiederauffüllung des Genussrechtskapitals 
bis zum Nennwert, anschließend zur Wiederauffüllung 
der Rücklagen verwendet. Aus weiteren Jahresüber-
schüssen erfolgt zunächst der Ausgleich eventueller 
Nachzahlungsansprüche aus der Verzinsung der Anle-
ger. Anschließend wird die Verzinsung für das jeweilige 
Geschäftsjahr ausgezahlt bzw. gutgeschrieben.

Auszahlung der Verzinsung
Anleger erhalten die Auszahlung ihrer Verzinsung für 
das jeweils abgelaufene Geschäftsjahr bis spätestens 
sechs Wochen nach Feststellung des Jahresabschlusses 
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des Emittenten für das vorangegangene Geschäftsjahr 
ausgeschüttet. Es ist zu beachten, dass der Emittent 
gesetzlich verpflichtet ist, auf die angefallenen Zinsen die 
Abgeltungsteuer in der jeweils gesetzlich vorgeschrie-
benen Höhe zzgl. Solidaritätszuschlag sowie ggf. Kir-
chensteuer an das Finanzamt abzuführen. Somit wird nur 
der nach dem Steuerabzug verbleibende Betrag an den 
Anleger ausgezahlt, sofern der Anleger dem Emittenten  
für den jeweiligen Zeitraum keine Freistellungserklärung, 
Nichtveranlagungsbescheinigung oder eine sonstige 
Steuerbefreiung übermittelt hat.

Jeder Anleger erhält bei Auszahlung der Zinsen eine 
Steuer- und Zinsbescheinigung.

Verzinsung des Kapitals zwischen Beendigung 
und Rückzahlung des Genussrechts
Der Emittent verzinst den an den Anleger nach erfolgter 
Kündigung des/der Genussrechts/Genussrechte zurück-
zuzahlenden Betrag für die Dauer bis zur tatsächlichen 
Rückzahlung in der Höhe der jeweiligen Verzinsung 
des gezeichneten Genussrechts. Der dem Anleger 
zurückzuzahlende Betrag wird für den Zeitraum vom 
ersten Tag nach Beendigung der Genussrechte bis zum 
Tag der Rückzahlung dem Emittenten als qualifiziertes 
Nachrang-Darlehen überlassen.

Angebot
Das Angebot der Vermögensanlagen erfolgt ausschließ-
lich in Deutschland, weshalb keine Angabe über einzel-
ne Teilbeträge vorgenommen wird.

Mittelverwendungskontrolle
Es bestehen weder eine Mittelverwendungskontrolle noch 
ein Mittelverwendungskontrollvertrag bei dem Emittenten.

Treuhandvermögen
Es bestehen weder ein Treuhandvermögen noch ein 
Treuhandvertrag.

Weitere Kosten für den Anleger
Für den Anleger können Kosten entstehen, wenn die-
ser seiner Verpflichtung zur Mitteilung der Änderung 
seiner personenbezogenen Daten, insbesondere sei-
ner Anschrift und seiner Kontoverbindung gegenüber 
dem Emittenten nachkommt (z. B. Portokosten oder 
Kosten für Telekommunikation) oder seine Vermögens-
anlage an Dritte überträgt. Die Höhe dieser Kosten 
ist unbekannt und kann nicht angegeben werden. 
Etwaige Kosten, die aufgrund der vorstehenden 
Anlegerpflicht beim Emittenten entstehen, werden 
vom Emittenten getragen. Beim Anleger können 
Telefon-, Porto- oder sonstige Transaktionskosten bei 
Überweisungen entstehen. Die Höhe der Kosten ist 
nicht bekannt und Kosten sind vom Anleger selbst zu 
tragen. 

Darüber hinausgehende, für den Anleger entste-
hende weitere Kosten, insbesondere solche Kosten, 
die mit dem Erwerb, der Verwaltung und der Ver-
äußerung der Vermögensanlagen verbunden sind, 
existieren nicht.

Weitere Leistungen des Anlegers
Neben der Pflicht, das gezeichnete Genussrechtska-
pital einzuzahlen, besteht keine weitere Zahlungs-
pflicht.
Der Anleger ist des Weiteren verpflichtet, Änderun-
gen seines Namens, der Anschrift, der Bankver-
bindung sowie aller weiteren wichtigen Daten für 
die Verwaltung der Genussrechte dem Emittenten 
unverzüglich mitzuteilen.
Eine Haftung und eine Nachschusspflicht des Anle-
gers bestehen nicht. 
Darüber hinaus ist der Erwerber der Vermögens-
anlagen nicht verpflichtet, weitere Leistungen zu 
erbringen.
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Provisionen
Die Gesamthöhe der Provisionen, insbesondere 
Vermittlungsprovisionen und vergleichbare Vergütun-
gen beträgt 0,00 €, mithin 0,0 % in Bezug auf den 
Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlagen.

Wesentliche Grundlagen und Bedingungen 
der Verzinsung und Rückzahlung der Vermö-
gensanlagen
Die wesentlichen Grundlagen und Bedingungen der 
Ver zinsung und Rückzahlung der angebotenen Ver-
mögensanlagen „Mein STADTWERK AM SEE Basis“ 
und „Mein STADTWERK AM SEE Premium“ sind 
identisch. 

Die Genussrechte des Anlegers werden mit 2,0 % 
p. a. („Mein STADTWERK AM SEE Basis“) oder 
mit 2,7 % p. a. („Mein STADTWERK AM SEE Pre-
mium“) verzinst. Die wesentlichen Grundlagen und 
Bedingungen der Verzinsung und der Rückzah-
lung der angebotenen Vermögensanlagen ist das 
jährliche wirtschaftliche Ergebnis des Emittenten. 
Die prognostizierte wirtschaftliche Entwicklung des 
Emittenten und damit auch die Fähigkeit, die vertrag-
lich vereinbarte Zinszahlung und Rückzahlung zum 
Nennwert der Vermögensanlagen nach Beendigung 
zu leisten, sind davon abhängig, dass der Emittent 
einen ausreichenden Jahresüberschuss erwirtschaftet 
und zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Verzinsung und 
der Rückzahlung der Vermögensanlagen über eine 
ausreichende Liquidität verfügt, mit den Genuss-
rechten bis zum Stichtag keine Verlustverrechnung 
vorzunehmen ist bzw. eine Verlustverrechnung bis 
zum Stichtag wieder rückgeführt wurde, der Anleger 
das gezeichnete Genussrechtskapital rechtzeitig 
eingezahlt hat, der Verbleib des eingezahlten Ge-
nussrechtskapitals beim Emittenten für die Dauer der 
Mindestvertragslaufzeit, das Eintreffen der prognos-
tizierten wirtschaftlichen Entwicklung des Emittenten 
und die Beibehaltung der Ertragslage des Emittenten.

Jahresüberschuss, ausreichende Liquidität, keine 
Verlustverrechnung
Da es sich bei den angebotenen Vermögensanlagen 
um Genussrechtsbeteiligungen handelt, ist die we-
sentliche Grundlage für die Verzinsung und die Rück-
zahlung der Vermögensanlagen, dass der Emittent 
einen ausreichenden Jahresüberschuss erwirtschaftet 
und zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Verzinsung und 
der Rückzahlung der Vermögensanlagen über eine 
ausreichende Liquidität verfügt. Hat der Emittent 
keinen ausreichenden Jahresüberschuss erwirtschaftet 
und/oder verfügt der Emittent zum Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit nicht über eine ausreichende Liquidität, kann 
die Verzinsung und die Rückzahlung der Vermögens-
anlagen nicht oder nur verspätet an den Anleger ge-
leistet werden (siehe "Zins- und Rückzahlungsrisiko/
Liquiditätsrisiko", Seite 37 des Verkaufsprospekts).

Die wesentliche Grundlage für die Rückzahlung 
der Genussrechte zum Nennwert ist, dass mit den 
Genussrechten bis zum Stichtag keine Verlustverrech-
nung vorzunehmen ist bzw. eine Verlustverrechnung 
bis zum Stichtag wieder rückgeführt wurde und dass 
der Emittent zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Rück-
zahlung über eine ausreichende Liquidität verfügt. 
Haben die Genussrechte an Verlusten des Emittenten 
teilgenommen und wurde die Verlustverrechnung bis 
zur Beendigung des Genussrechtsvertrags nicht rück-
geführt, so erhält der Anleger das Genussrechtskapi-
tal zu dem um den Verlustbetrag verringerten Betrag 
zurückgezahlt (siehe "Zins- und Rückzahlungsrisiko/
Liquiditätsrisiko", Seite 37 des Verkaufsprospekts). 

Rechtzeitige Einzahlung des Genussrechtskapitals
Wesentliche Grundlage und Bedingung der 
Verzinsung und der Rückzahlung der Vermögens-
anlagen ist die rechtzeitige Einzahlung des vom 
Anleger gezeichneten Genussrechtskapitals. Wird 
die jeweilige Zeichnungssumme durch den Anleger 
eingezahlt, erwirbt dieser hierdurch einen Anspruch 
auf Verzinsung und Rückzahlung der Vermögensanla-
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gen. Zahlt der Anleger seine Zeichnungssumme nicht 
rechtzeitig/fristgerecht ein, steht dem Emittenten ein 
Rücktrittsrecht vom Genussrechtsvertrag zu.

Verbleib des eingeworbenen Genussrechtskapitals 
beim Emittenten
Wesentliche Grundlage und Bedingung der Verzins-
ung und der Rückzahlung der Vermögensanlagen ist 
der Verbleib des eingezahlten Genussrechtskapitals 
beim Emittenten für die Dauer der Mindestvertrags-
laufzeit. Werden Genussrechte vorzeitig beendet 
oder auf einen Dritten übertragen, verliert der Anle-
ger seinen Anspruch auf Verzinsung und Rückzah-
lung der Vermögensanlagen, da seine Stellung als 
Genussrechtsinhaber endet.

Eintreffen der prognostizierten unternehmerischen 
Entwicklung des Emittenten
Das Eintreffen der prognostizierten unternehmeri-
schen Entwicklung des Emittenten ist wesentlich für 
dessen Fähigkeit, die Verzinsung und die Rückzah-
lung der Vermögensanlagen zu leisten, da der Emit-
tent nur dann die Verzinsung der Vermögensanlagen 
an den Anleger zahlen kann, wenn er in jedem 
Geschäftsjahr einen ausreichenden Jahresüberschuss 
erwirtschaftet, um die jeweiligen Zinszahlungen von 
2,0 % p. a. („Mein STADTWERK AM SEE Basis“) und 
2,7 % p. a. („Mein STADTWERK AM SEE Premium“) 
bedienen zu können. Ein zu geringer Jahresüber-
schuss oder ein Jahresfehlbetrag führt dazu, dass der 
Emittent die Verzinsung der Vermögensanlagen nicht 
oder nicht in voller Höhe leisten kann. Hinsichtlich 
der Rückzahlung der Vermögensanlagen ist das 
Eintreffen der prognostizierten wirtschaftlichen 
Entwicklung des Emittenten insofern wesentlich, da 
der Emittent während der Laufzeit der Genussrechte 
ausreichende Möglichkeiten bilden können muss, um 
bei Beendigung der Genussrechte die Rückzahlung 
der Vermögensanlagen an den Anleger leisten zu 
können. Ferner kann eine Rückzahlung der Vermö-
gensanlagen zum Nennwert nur dann erfolgen, 
wenn zum Stichtag der Beendigung der Genussrech-

te diese nicht mit Verlusten des Emittenten verrechnet 
wurden. In diesem Falle erhält der Anleger den um 
den anteiligen Verlust reduzierten Wert des Genuss-
rechts ausgezahlt (siehe "Zins- und Rückzahlungsrisi-
ko/Liquiditätsrisiko", Seite 37 des Verkaufsprospekts 
und "Wirtschaftliche Risiken/Planabweichungen", 
Seite 38 des Verkaufsprospekts).

Beibehaltung der Ertragslage
Wesentliche Grundlage und Bedingung der Verzins-
ung und der Rückzahlung der Vermögensanlagen ist 
die Beibehaltung der Ertragslage des Emittenten, da 
eine wesentliche Verschlechterung der Ertragslage 
das Ergebnis des Emittenten senken und damit die  
Verzinsung und die Rückzahlung der Vermögensanla-
gen verringern kann (siehe "Wirtschaftliche Risiken/
Planabweichungen", Seite 38 des Verkaufsprospekts). 
Wenn die vorstehenden wesentlichen Grundlagen 
und Bedingungen eingehalten werden, ist der Emit-
tent in der Lage, die Verzinsung und die Rückzahlung 
der Vermögensanlagen zum Nennwert zu leisten.

Fazit
Tritt eine, mehrere oder alle der vorstehenden 
wesentlichen Grundlagen und Bedingungen der 
Zinszahlung und Rückzahlung zum Nennwert der 
Vermögensanlagen nicht ein, kann dies zu Verlust-
verrechnungen der Genussrechte und/oder zu einer 
nicht ausreichenden Liquidität des Emittenten zu den 
Fälligkeitsterminen für die Zins- und Rückzahlung der 
Vermögensanlage führen. Dies hätte zur Folge, dass 
die Verzinsung und Rückzahlung der Vermögensanla-
gen nicht oder nur teilweise und/oder zeitverzögert 
erfolgt (siehe „Wesentliche tatsächliche und rechtli-
che Risiken der Vermögensanlagen “, Seiten 34 - 40 
des Verkaufsprospekts).

Wenn die vorstehenden wesentlichen Grundlagen 
und Bedingungen der Zins- und Rückzahlung der 
Vermögensanlagen eingehalten werden, wird der 
Emittent in der Lage sein, die Zins- und die Rückzah-
lung der Vermögensanlagen leisten zu können.
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GESCHÄFTSMODELL DES EMITTENTEN
Geschäftsverlauf 2017 und 1. Hj. 2018

Geschäftsmodell des Emittenten
Der Emittent ist ein vertikal integriertes Versorgungsun-
ternehmen mit den Geschäftsfeldern Energieerzeugung, 
Energie- und Wasserverteilung, Energie- und Wasser-
verkauf, Dienstleistungen im geschäftsnahen Umfeld 
sowie Mobilitätsdienstleistungen für die Gesellschafter-
unternehmen Technische Werke Friedrichshafen GmbH 
(TWF) und Stadtwerke Überlingen GmbH (Swü). Der 
Emittent hält ferner diverse Beteiligungen. Diese dienen 
der Verlängerung der eigenen Wertschöpfungskette, der 
Kompetenzbündelung mit anderen Geschäftspartnern 
oder als strategische Kooperation.  
Grundlage für den Netzbetrieb sind die entsprechenden 
energiewirtschaftlichen Konzessionen. Neben den Kon-
zessionen für Strom, Gas und Wasser in Friedrichshafen 
und Überlingen hält der Emittent weitere Konzessionen in 
Gemeinden der Bodenseeregion.  
Das Vertriebsgebiet für den Strom- und Gasverkauf ist 
hauptsächlich die erweiterte Bodenseeregion. Über 
die Zweitmarke „Bodensee-Energie“ bietet der Emittent 
darüber hinaus Strom und Gas bundesweit an; für die 
Belieferung der Kunden hat der Emittent die entspre-
chenden Verträge mit den jeweiligen Netzbetreibern 
abgeschlossen.

Der Wasserverkauf an Endkunden findet vornehmlich in 
den Städten Friedrichshafen und Überlingen statt.

Energie in Form von Strom und Wärme wird in einer 
Vielzahl dezentraler Anlagen verbrauchsnah gewonnen 
und an Privat- und Gewerbekunden verkauft. Hierbei 
handelt es sich vorwiegend um Energie aus Solarther-
mie, PV-Anlagen, Gasbrennwerttechnik, Blockheizkraft-
werken und Holzhackschnitzelbefeuerungsanlagen.

Der Emittent erbringt energienahe Dienstleistungen in 
besonderem Maße durch Bau und Betrieb technischer 
Anlagen für Industrie, Gewerbebetriebe, Stadtwerke 
und Kommunen sowie Abrechnungsdienstleistungen für 
andere Energieversorger. Außerdem betreut der Emittent 
mehrere Verkehrsunternehmen in der Region.

Geschäftsverlauf des Emittenten
Historischer Geschäftsverlauf des Emittenten

Geschäftsverlauf des Jahres 2017 
In 2017 konnte der Emittent weitere Stromkunden auch 
durch den Onlinevertrieb gewinnen, die zu einem 
Umsatzanstieg führen. Die Investitionen lagen unter der 
geplanten Höhe, da sich einige der geplanten Projekte 
im Bereich Energiesysteme sowie im Stromnetz nach 
2018 verschieben.

Insgesamt blickt der Emittent auf einen guten Geschäfts-
verlauf in 2017 zurück. Dementsprechend ist der 
Jahresüberschuss des Emittenten besser als geplant und 
führt dadurch zu einer höheren Rendite des eingesetzten 
Kapitals.

Ertragslage
Der Jahresüberschuss liegt um 6,7 % über dem geplan-
ten und um ca. 0,6 Mio. € unter dem des Vorjahres und 
beträgt 9,6 Mio. €.

Im Bereich Energiesysteme verzeichnet der Emittent eine 
planmäßige Ergebnissteigerung gegenüber dem Vorjahr 
um ca. 1,3 Mio. €.

Das Ergebnis der Netze ist aufgrund der Regulie-
rung und erweiterten Instandhaltungsmaßnahmen um 
1,9 Mio. € niedriger als im Vorjahr.

Das Vertriebsergebnis ist um 0,3 Mio. € besser als im 
Vorjahr.

Vermögens- und Finanzlage
Die Bilanzsumme ist 2017 gegenüber dem Vorjahr um 
15,8 % gestiegen. Wesentliche Ursache hierfür ist, dass 
die Ertragszuschüsse ab 2017 als Passivposten in der 
Bilanz ausgewiesen werden. Bis 2016 erfolgte eine 
Absetzung von den Anschaffungskosten. Hierdurch steigt 
das Anlagevermögen und die Sonderposten/Ertragszu-
schüsse um jeweils 11,2  Mio. € (Bilanzverlängerung).
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Ende 2016 hat der Emittent begonnen, Genussrechte bei 
Privatanlegern am Markt zu platzieren. In 2017 hat der 
Emittent das Emissionsvolumen ausgeschöpft (10 Mio. €).

Die Bankverbindlichkeiten hat der Emittent um 
ca. 5,6 Mio. € auf 30,5 Mio. € reduziert.

Da sich der Emittent zu einem Teil bei den Gesellschaf-
tern refinanziert hat (Ende 2017: 14,7 Mio. €), konnte 
der Emittent die Neuverschuldung bei Banken geringer 
halten als geplant.

Im Jahr 2017 hat der Emittent 17,4 Mio. € investiert. 
Der überwiegende Teil der Sachanlageninvestitionen 
floss mit 12,7 Mio. € in die Energie- und Wassernetze; 
1,7 Mio. € hat der Emittent in Energieerzeugungsanla-
gen investiert; 2,2 Mio. € betreffen allgemeine Betriebs- 
und Serviceeinrichtungen, unter anderem der Neubau 
des Kundenzentrums in Friedrichshafen.

Geschäftsverlauf des Emittenten im ersten  
Quartal 2018
Für das erste Quartal 2018 belaufen sich die Umsatzer-
löse des Emittenten auf 61,7 Mio. € und der Überschuss 
des Emittenten auf 3,6 Mio. €. Beide Werte liegen damit 
leicht über der Prognose.

Der Markt für regenerative Energien ist nach wie vor in 
Bewegung. Im Bereich der Elektromobilität hat der Emit-
tent regional wichtige Akzente gesetzt. Der Energiemarkt 
ist weiterhin durch eine hohe Wettbewerbsintensität 
gekennzeichnet. Der Emittent kann durch seine innova-
tiven und marktgerechten Produkte seine Marktstellung 
behaupten.

Der Emittent hat im ersten Quartal 2018 Investitionen in 
Höhe von 3,2 Mio. € vorgenommen. Schwerpunkt der 
Investitionen war mit 1,4 Mio. € der Bereich Netz und 
die Beteiligung des Emittenten an der vom Emittenten 
gegründeten regionalen Stromnetzgesellschaft Seealli-
anz GmbH Co. KG mit knapp 1,1 Mio. €.

Für das restliche Jahr 2018 erwartet der Emittent wei-
terhin einen planmäßigen Geschäftsverlauf, sodass die 
prognostizierten Werte des Wirtschaftsplans des Emit-
tenten, insbesondere der erwartete Jahresüberschuss von 
8,4 Mio. € erreicht werden sollte (siehe "Voraussichtliche 
Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stadtwerk am 
See GmbH & Co. KG", Seiten 26 - 31 des Verkaufspro-
spekts).

E-Bikes vom STADTWERK AM SEE
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ANGABEN ÜBER DIE AUSWIRKUNGEN AUF DIE 
FÄHIGKEIT ZUR ZINS- UND RÜCKZAHLUNG DER 
VERMÖGENSANLAGEN
(§ 13a VermVerkProspV)

Geschäftsaussichten des Emittenten
Für das Jahr 2018 bleiben die Ziele des Emittenten 
sehr ambitioniert. Der Emittent plant mit dem Ausbau 
der Geschäfte und rechnet mit einem gewohnt guten 
Ergebnis.
Der Emittent wird den Wachstumskurs fortsetzen und 
plant für 2018 und die kommenden Jahre den Auf- 
und Ausbau bestehender und neuer Geschäftsfelder. 
Außerdem arbeitet der Emittent permanent an der 
Optimierung der Prozesse und Produkte. Für 2018 
hat sich der Emittent Ziele gesteckt und folgende 
Vorhaben geplant:

Gewinnung einer signifikanten Anzahl neuer  
 Kunden,

Platzierung neuer Produkte und Dienstleistungen  
 am Markt,

Erweiterung der Verteilnetze,
Ausbau des Portfolios an Energieanlagen,
Ausbau von Dienstleistungen in nahezu allen Ge- 

 schäftsbereichen und
weitere Optimierung und Digitalisierung der  

 Prozesse.
Die aktuellen Rahmenbedingungen der Branche zu 
Regulierung, Marktprozessen sowie Preisentwicklun-
gen hat der Emittent in seiner Planung bewertet und 
berücksichtigt.
Der Wirtschaftsplan 2018 sieht einen Jahresüber-
schuss in Höhe von 8,4 Mio. € vor. Damit liegt der 
Emittent über den Planwerten der Vorjahre.
Der Wirtschaftsplanung hat der Emittent folgende 
wesentliche Prämissen zugrunde gelegt:

Auswirkung der reduzierten Verzinsung des kalku- 
 latorischen Eigenkapitals in den Strom- und Gas- 
 netzen ab der 3. Regulierungsperiode (Regulie- 
 rung).

Verzögerte Umsetzung des Gesetzes über den  
 Messstellenbetrieb und die Datenkommunikation  
 in intelligenten Energienetzen (Messstellenbetriebs- 
 gesetz) ab 2018.

Sanierung Verwaltungsgebäude Friedrichshafen  
 2019/2020.

Um die Ziele zu erreichen, hat der Emittent für das 
Geschäftsjahr 2018 insbesondere folgende Maßnah-
men und Projekte geplant:

Deutliches Wachstum in den kommenden Jahren  
 im Strom- und Gasverkauf, insbesondere durch  
 Vertriebskooperationen,

Ausbau der Dienstleistungen im Verkehr; Basis  
 hierfür sind u. a. die Parkhausneubauten in  
 Friedrichshafen und Überlingen,

„Roll-out“ der elektronischen Zähler und damit  
 den Beginn des digitalen Messstellenbetriebes  
 (Start 2018) und

Ausbau der Digitalisierung der Geschäftspro- 
 zesse, u. a. Freischaltung des 2017 entwickelten  
 Hausanschluss-Portals für Kunden und Dienstleister  
 des Emittenten.

Neben dem Ziel der Wirtschaftlichkeit hat sich der 
Emittent bei der Gründung des Emittenten weiteren 
Zielen verpflichtet:
Der Emittent sorgt für Lebensqualität in der Region 
Bodensee-Oberschwaben. Als kommunales Ver-
sorgungsunternehmen fühlt sich der Emittent den 
Menschen in der Region verpflichtet und wird auch 
zukünftig verantwortungsvoll mit den zur Verfügung 
stehenden Ressourcen umgehen. Insbesondere in der 
vom Tourismus geprägten Bodenseeregion hat der 
Schutz von Natur, Klima und Umwelt höchste Priori-
tät. Unternehmensentscheidungen trifft der Emittent 
deshalb nicht nur nach rein wirtschaftlichen Gesichts-
punkten, sondern stets unter Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeit, Ökologie und Regionalität. Um auch 
weiterhin hochwertige Leistungen der Daseinsvorsor-
ge erbringen zu können, setzt der Emittent auf Inno-
vationen zur Umsetzung der Energiewende vor Ort.

Der Emittent prognostiziert über den Betrachtungs-
zeitraum (2018 bis 2022 mit Fortschreibung bis 
2027) einen Umsatzanstieg von rund 31,5 %. Es 
wird eine jährliche Steigerung des Jahresüber-
schusses erwartet. Die spezifischen Roherträge aus 
Energieverkauf und Netzbetrieb werden zwar leicht 
rückläufig sein. Der Emittent geht jedoch von entspre-
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chenden Umsatzsteigerungen aus, um die absoluten 
Roherträge auf dem aktuellen Niveau zu sichern und 
steigern zu können. Entsprechend signifikant ist der 
Anteil des Materialaufwandes an den Gesamtkosten; 
er liegt im Jahr 2018 bei etwa 80 % und steigt bis 
2022 voraussichtlich bis auf 83 %. Darin enthalten 
ist vor allem die Energiebeschaffung (Strom und 
Gas), die Entgelte für die vorgelagerten Netze sowie 
die Einspeisevergütung für erneuerbaren Strom.

Auswirkungen der Geschäftsaussichten auf 
die Fähigkeit zur Zins- und Rückzahlung der 
Vermögensanlagen
Beim Emittenten handelt es sich um ein auf dem 
regionalen und überregionalen Markt etabliertes 
Unternehmen. Die dargestellten Geschäftsaussichten 
des Emittenten beruhen dabei auf einer langjähri-
gen belastbaren Markteinschätzung. Auch für die 
Folgejahre wird der Emittent jährlich einen Wirt-
schaftsplan erstellen, der die Verpflichtungen aus der 
bereits erfolgten und der geplanten Begebung der 
Genussrechte (Zahlung der Zinsen und Rückzahlung) 
beinhalten wird.

Emissions- und Investitionsverlauf
Der Emittent plant in den Jahren 2018 und 2019 je-
weils 5 Mio. € aus den angebotenen Vermögensan-
lagen einzuwerben und geht demzufolge davon aus, 
die Erhöhungsoption wahrzunehmen. Dies aufgrund 
der Erkenntnisse aus der in den Jahren 2016/2017 
erfolgreichen Genussrechtsemission (siehe Übersicht 
über die bisher ausgegebenen Wertpapiere und 
Vermögensanlagen, Seite 47 des Verkaufsprospekts). 
Das über die Vermögensanlagen akquirierte Kapital 
wird hauptsächlich in Verteilnetze, Energieerzeu-
gungsanlagen sowie Infrastrukturprojekte investiert 
werden. Sollte der Emittent weniger als die geplanten 
10 Mio. € bzw. 7,5 Mio. € mit den angebotenen 
Vermögensanlagen akquirieren können, hat dies 
keine Auswirkungen auf die Geschäftsaussichten 
und auf die Fähigkeit zur Zins- und Rückzahlung der 
Vermögensanlagen durch den Emittenten. Bei einer 

geringeren Kapitaleinwerbung werden zukünftige, 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht 
identifizierte Anlageobjekte mit einem höheren 
Fremdkapitalanteil realisiert. Zins- und Rückzahlung 
der Vermögensanlagen können auch bei einem höhe-
ren Fremdkapitalanteil der Anlageobjekte durch den 
Emittenten geleistet werden, da das Unternehmen 
des Emittenten in seiner Gesamtheit so wirtschaftlich 
und rentabel aufgestellt ist, dass das übrige operative 
Geschäft des Emittenten einen Ertrag erwirtschaftet, 
um die Zins- und Rückzahlungen aus den Vermögens-
anlagen leisten zu können.

Marktaussichten
Das wirtschaftliche Ergebnis des Emittenten setzt sich 
aus seinen Hauptgeschäftsfeldern Energieerzeugung, 
Netzbetrieb, Energie- und Wasservertrieb sowie 
netz- und energienahen Dienstleistungen zusammen. 
In allen Segmenten positioniert sich der Emittent aktiv 
im Markt; dabei macht sich positiv bemerkbar, dass 
die Bodenseeregion nach wie vor eine Wachstums-
region ist. Der ungebrochene Zuzug schlägt sich in 
den steigenden Einwohnerzahlen der Städte und 
Gemeinden nieder. 
Zum Ende des Geschäftsjahrs 2017 hat der Emittent 
insgesamt 37 Energieerzeugungsanlagen betrieben. 
In den Folgejahren wird der Emittent weitere Energie-
erzeugungsanlagen und Wärmeverteilnetze errichten 
oder erwerben und betreiben. Damit wird das 
Geschäftsfeld nicht nur weiter ausgebaut, sondern ist 
auch eine Diversifikation (Risikostreuung) erreicht, um 
Ausfälle oder Einbußen einzelner Energieerzeugungs-
anlagen kompensieren zu können.
Der Geschäftsbereich „Netze“ umfasst die Planung, 
den Bau und den Betrieb von Strom-, Gas- und Was-
sernetzen. In 2017 hat der Emittent insgesamt 648 
neue Hausanschlüsse hergestellt. 
Der Geschäftsbereich „Vertrieb“ umfasst  die 
Belieferung der Kunden mit Strom, Gas, Wasser, 
Wärme und verbundenen Produkten im Bereich der 
Energieeffizienz. Zum Jahresende hat der Emittent 
ca. 19 000 Gaskunden mit Gas versorgt. Der Gas-
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verkauf fiel mit 941 Mio. kWh höher aus als in 2016. 
Während die Gasmenge der Marke Bodensee 
Energie konstant blieb, stieg der Verkauf der Marke 
Stadtwerk am See an Privatkunden um 5 %, bei 
Portfolio- und Sonderkunden um gut 9 % an. Bis auf 
weiteres ist davon auszugehen, dass der Vertriebser-
folg gehalten werden kann. 
In den Städten Friedrichshafen und Überlingen 
versorgt der Emittent insgesamt 19 900 Kunden mit 
Wasser. Die gelieferte Menge bleibt im mehrjährigen 
Mittel konstant. Aufgrund der Preis- und Absatzsitua-
tion geht der Emittent auch in dieser Sparte von einer 
stabilen Ertragslage aus. 
Der Emittent erweitert permanent sein Dienstleis-
tungsportfolio und baut dieses Geschäftsfeld stetig 
aus. Über die nächsten Jahre werden Ergebnisstei-
gerungen angestrebt. Beispiele sind neben energie- 
und netznahen Dienstleistungen insbesondere die 
Leistungen im Bereich der Mobilität für Parkierungs-
betriebe und Unternehmen mit öffentlichem Verkehr. 
Hier wird der Leistungsumfang durch den Bau neuer 
Parkhäuser in Friedrichshafen und Überlingen deut-
lich zunehmen. 
Etwaige Schwankungen der Marktaussichten des 
Emittenten werden keine Auswirkungen auf die Fä-
higkeit des Emittenten zur Zins- und Rückzahlung der 
Vermögensanlagen haben.

Rechtliche und steuerliche Änderungen
Der Emittent unterliegt im Geschäftsbereich „Netze“ 
als Verteilnetzbetreiber der Strom- und Gasnetze 
den netzregulatorischen Rahmenbedingungen der 
Landesregulierungsbehörde Baden-Württemberg. 
Hier sind Änderungen für die Entgeltgenehmigung 
zu erwarten. Die Entwicklung dieser Änderungen 
kann der Emittent nicht vorhersehen. Nach wie vor 
geht der Emittent davon aus, dass rechtliche oder 
steuerliche Änderungen die Ergebnisentwicklung nur 
teilweise beeinträchtigten können, die Zins- und Rück-
zahlungen der Vermögensanlagen an den Anleger in 
jedem Fall aber nicht tangiert wird.

Branchenspezifische Situation
Unter branchenspezifischen Änderungen versteht 
der Emittent eine Veränderung des Versorgungskun-
denbestands aufgrund der üblichen Fluktuation im 
Rahmen des bestehenden Wettbewerbs.
Der Emittent geht während der Laufzeit der Vermö-
gensanlage nicht von einschneidenden branchenspe-
zifischen Änderungen aus, die die Fähigkeit des 
Emittenten zur Zins- und Rückzahlung der Vermögens-
anlagen an den Anleger beeinträchtigen könnten.

Standortbezogene Aussagen
Gerade bei Haushalts- und Kleingewerbekunden 
behauptet der Emittent trotz des kontinuierlich 
steigenden Wettbewerbs seine Marktstellung in der 
erweiterten Bodenseeregion.
Der Emittent geht davon aus, dass er während der 
Laufzeit der Vermögensanlagen den Marktanteil in 
seinem Vertriebsgebiet auf gleichbleibend hohem Ni-
veau halten oder ausbauen wird. Eine möglicherwei-
se eintretende leichte Verringerung des Marktanteils 
aufgrund des steigenden Wettbewerbsdrucks wird 
keine Auswirkungen auf die Fähigkeit des Emittenten 
zur Zins- und Rückzahlungen der Vermögensanlagen 
haben.

Zusammenfassung
Aufgrund der breiten und diversifizierten Aufstellung 
des Emittenten werden im laufenden Jahr und in den 
Folgejahren respektable Jahresüberschüsse erwartet; 
wirtschaftliche Einbußen oder Mindereinnahmen 
einzelner Bereiche haben nur geringe Auswirkungen 
auf das Gesamtergebnis und können durch andere 
Geschäftsfelder kompensiert werden. Insofern kann 
davon ausgegangen werden, dass der bestehende 
Wirtschaftsplan so oder mit leichten Abweichungen 
erreicht und die Zahlung überdurchschnittlicher 
Dividenden und Renditen an Gesellschafter bzw. 
Anleger geleistet werden kann.
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Auswirkungen der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Emittenten auf die Fähigkeit 
zur Zins- und Rückzahlung der Vermögensan-
lagen
Die nachfolgenden prognostizierten Angaben des 
Emittenten zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
umfassen die Daten der Jahre 2018 bis einschließlich 
2027. Die Darstellung der Zahlen der Jahre 2018 bis 
2027 sind Prognosen. 
Maßgeblich für die Fähigkeit zur Zins- und Rückzah-
lung der Vermögensanlagen sind ein ausreichender 
Jahresüberschuss und eine ausreichende Liquidität 
des Emittenten zum Fälligkeitszeitpunkt. Die vom 
Emittenten erwarteten Jahresüberschüsse bis ein-
schließlich 2027 werden zwischen knapp 8 Mio. € 
und 9,5 Mio. € liegen. Damit wird der Emittent einen 
ausreichend hohen Jahresüberschuss erwirtschaften, 
um die Zinszahlung der Vermögensanlagen und 
darüber hinaus eine respektable Ausschüttung an die 
kommunalen Gesellschafter leisten zu können. Auch 
der Kassenbestand wird in den Jahren bis 2027 aus-
weislich der erwarteten Finanzlage des Emittenten 
zwischen 5,1 Mio. € und 5,7 Mio. € liegen, sodass 
die Zins- und Rückzahlung aus den Finanzverbind-
lichkeiten sichergestellt sind.

Ergebnis
Aus den nachstehenden Prognosen zu der Vermö-
gens-, Ertrags- und Finanzlage des Emittenten bis 
einschließlich 31.12.2027 lässt sich kein Rückschluss 
ziehen, dass der Emittent nicht in der Lage wäre, den 
vertraglichen Zins der Genussrechte in Höhe von 
2,0 % p. a. bzw. 2,7 % p. a. und die Rückzahlung 
des Erwerbspreises der Genussrechte am Ende der 
Laufzeit an den Anleger vollumfänglich leisten zu 
können. Bei der zu erwartenden wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Emittenten wird dieser in der Lage sein, 
die Zinsausschüttungen leisten und die Rückzahlung 
an den Anleger vornehmen zu können.

Gesonderter Hinweis zur Vermögens-,  
Ertrags- und Finanzlage
Allgemeines
Der Emittent stellt jährlich eine Planung auf. Diese 
umfasst ein Plan- und vier Prognosejahre. Der 
Aufsichtsrat des Emittenten genehmigt die Planung. 
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hat der 
Emittent eine Planung für das Jahr 2018 und eine 
Prognoserechnung bis zum Jahr 2022 aufgestellt. 
Die Prognoserechnung hat der Emittent für die Jahre 
2023 bis 2027 grundsätzlich fortgeschrieben und 
keine wesentliche Änderung seiner wirtschaftlichen 
Situation angenommen.
Die Städte Friedrichshafen und Überlingen sowie 
die Gesellschafter des Emittenten haben in einem 
Konsortialvertrag geregelt, dass sie die Regelungen 
zur Garantiedividende und zur gesellschaftsrechtli-
chen Gewinnverteilung regelmäßig in Abständen von 
jeweils fünf Jahren einer Prüfung unterziehen. 

Planbilanzen (Seiten 26/27 des Verkaufsprospekts)
Ausgangssituation waren die Daten der genehmigten 
Wirtschaftsplanung für die Jahre 2018 bis 2022. Die 
Jahre 2023 bis 2027 wurden entsprechend fortge-
schrieben. Der Emittent hat eine Veränderung seiner 
wirtschaftlichen Situation unter Berücksichtigung 
vergangener Ergebnisse angenommen.
Das geplante Anlagevermögen des Emittenten 
steigt von 164,7 Mio. € zum 31.12.2018 auf knapp 
201,2 Mio. € zum 31.12.2027. Dies resultiert zu 
einem großen Teil aus den wesentlichen Investitionen 
des Emittenten in Sachanlagen, insbesondere in den 
Auf- und Ausbau der Gasnetze, die Errichtung und 
den Erwerb neuer Energieerzeugungsanlagen. 
Der Emittent geht davon aus, dass das Umlaufver-
mögen in den Jahren 2018 bis 2027 bei Beträgen 
zwischen 31,4 Mio. € und knapp 32,2 Mio. € relativ 
stabil bleibt.  
Für die Zins- und Rückzahlung der angebotenen 
Vermögensanlagen ist eine ausreichende Liquidität 
des Emittenten maßgeblich, die sich in der Position 
„Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten“ 
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widerspiegelt. Hier geht der Emittent in den Jahren 
2018 bis 2027 von einer stabil hohen Liquiditätslage 
mit Beträgen zwischen 5,1 Mio. € und 5,7 Mio. € 
aus. Da die Position „Kassenbestand, Guthaben bei 
Kreditinstituten“ den Wert zum jeweiligen Jahresende 
abbildet, sind bereits die an die Anleger geleisteten 
Zins- und Rückzahlungen aus den Vermögensanlagen 
eingerechnet, sodass der Emittent jedes Jahr über 
eine ausreichende Liquidität verfügt, um die fälligen 
Zins- und Rückzahlungen aus den Vermögensanlagen 
an die Anleger leisten zu können. Bei der Aufnahme 
eigenkapitalähnlicher Mittel in Höhe von 10 Mio. € 
in den Jahren 2018 und 2019 und den bereits erfolg-
ten Genussrechtsemissionen "Mein STADTWERK AM 
SEE Basis" und "Mein STADTWERK AM SEE  
Premium" aus den Jahren 2016/2017 (siehe Über-
sicht über die bisher ausgegebenen Wertpapiere 
und Vermögensanlagen, Seite 47 des Verkaufspro-
spekts) und einer durchschnittlich angenommenen 
Verzinsung von 2,5 % p. a. für diese eigenkapi-
talähnlichen Mittel rechnet der Emittent mit einem 
jährlichen Zinsaufwand in Höhe von insgesamt 
0,5 Mio. €. Dieser jährliche Zinsaufwand hat auf die 
geplante Liquiditätslage des Emittenten nur minima-
len Einfluss.
Aufgrund der zukünftigen Investitionen des Emitten-
ten in Sachanlagen, die zum überwiegenden Teil 
fremdfinanziert sind, werden die Verbindlichkeiten 
des Emittenten in den Jahren 2018 bis 2027 von 
91,8 Mio. € auf 108,3 Mio. € steigen.
Die Bilanzsummen der Jahre 2018 bis 2027 erhöhen 
sich jährlich investitionsbedingt.

Plan-Gewinn- und Verlustrechnung (Seiten 28/29 des 
Verkaufsprospekts)
Ausgangssituation waren die Daten der genehmigten 
Wirtschaftsplanung für die Jahre 2018 bis 2022. Die 
Jahre 2023 bis 2027 wurden entsprechend fortge-
schrieben. Der Emittent hat eine Veränderung seiner 
wirtschaftlichen Situation unter Berücksichtigung 
vergangener Ergebnisse angenommen.

Die Umsatzerlöse des Emittenten in den Jahren 2018 
bis 2027 werden in Höhe von rund 183 Mio. € auf 
243 Mio. € ansteigen.
Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen des Emit-
tenten umfassen neben den Zinszahlungen aus den 
Vermögensanlagen die vom Emittenten zu zahlenden 
Zinsen für Bankkredite, Zinsen für innerhalb des 
Konzerns des Emittenten ausgegebene Darlehen 
(Intercompany-Darlehen) sowie Avalprovisionen.
Für die jährliche Zinszahlung aus den angebotenen 
Vermögensanlagen ist ein Jahresüberschuss des 
Emittenten in Höhe der Verzinsung der Genussrechte 
Voraussetzung. Der Emittent erwartet in den Jahren 
2018 bis 2027 Jahresüberschüsse von zwischen 
knapp 8 Mio. € und 9,5 Mio. €. Ausweislich der 
nachstehenden Kennzahlen des Emittenten steigt die 
Gesamtkapitalrentabilität von 4,95 % in 2018 auf 
5,32 % in 2027.

Plan-Kapitalflussrechnung (Seiten 30/31 des Ver-
kaufsprospekts)
Ausgangssituation waren die Daten der genehmigten 
Wirtschaftsplanung für die Jahre 2018 bis 2022. Die 
Jahre 2023 bis 2027 wurden entsprechend fortge-
schrieben. Der Emittent hat eine Veränderung seiner 
wirtschaftlichen Situation unter Berücksichtigung 
vergangener Ergebnisse angenommen.
Aufgrund der Investitionen in Sachanlagen plant 
der Emittent in seiner Kapitalflussrechnung einen 
Finanzmittelbedarf von knapp 19,2 Mio. € in 2018. 
In den Jahren 2019 bis einschließlich 2022 geht der 
Emittent von einem negativen Cash-Flow aus Investi-
tionstätigkeit zwischen 12,6 Mio. € und 17,5 Mio. € 
aus. Ab dem Jahr 2023 erwartet der Emittent im 
Rahmen der Fortschreibung seiner Planungen eine 
jährliche leichte Steigerung der Investitionsbeträge 
bis auf etwa 14,5 Mio. € in 2027. Der Finanzmit-
telbedarf in 2018 von knapp 19,2 Mio. € und in 
2019 von knapp 17,5 Mio. € wird jährlich in Höhe 
von 5 Mio. € durch die Ausgabe der angebotenen 
Vermögensanlagen gedeckt. Im Übrigen werden die 
Investitionen durch die Neuaufnahme von Krediten 
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finanziert und eine Erhöhung der Rücklagen durch 
Gewinnthesaurierungen durchgeführt. Endfällige 
Kredite werden durch Neufinanzierungen abgelöst, 
wie aus der Position „Auszahlung aus der Tilgung 
von Krediten“ zu erkennen ist. Die jährlichen Zins-
zahlungen aus den Vermögensanlagen werden nicht 
gesondert in der Plan-Kapitalflussrechnung des Emit-
tenten ausgewiesen, da es sich um Zinsaufwand des 
Emittenten handelt, der in der Plan-Gewinn- und Ver-
lustrechnung (Seiten 28/29 des Verkaufsprospekts) 
berücksichtigst wurde und damit in der Plan-Kapi-
talflussrechnung Bestandteil des "Periodenergebnis-
ses vor Zinsabführung" ist. Der Emittent plant für das 
Jahr 2018 Zinszahlungen an die Anleger aus den 
Vermögensanlagen "Genussrecht SWSee Basis" 
und "Genussrecht SWSee Premium" in Höhe von 
ca. 265.000 €, im Jahr 2019 Zinszahlungen an die 
Anleger aus den Vermögensanlagen "Genussrecht 
SWSee Basis" und "Genussrecht SWSee Premium" 
und den angebotenen Vermögensanlagen in Höhe 
von ca. 330.000 € und ab dem Jahr 2020 jährliche 
Zinszahlungen in Höhe von ca. 500.000 €.

Planzahlen (Seiten 32/33 des Verkaufsprospekts)
Die dargestellten Planzahlen fassen die wichtigsten 
Kennzahlen des Emittenten (Investitionen, Produktion, 
Umsatz und HGB-Ergebnis) zusammen. Der Emittent
weist als klassischer Energieversorger keine Produkti-
on aus.

Kennzahlen (Seiten 32/33 des Verkaufsprospekts)
Die Kennzahlen des Emittenten umfassen die Eigen-
kapitalrentabilität, die Gesamtkapitalrentabilität, den 
Return of capital employed (ROCE), die Eigenkapital-
quote und den dynamischen Verschuldungsgrad. Die 
Definitionen der Kennzahlen sind auf Seite 32 des 
Verkaufsprospekts dargestellt.
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E-Auto-Parkplätze im Parkhaus "Am Stadtbahnhof" in Friedrichshafen
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VORAUSSICHTLICHE VERMÖGENSLAGE DER STADTWERK AM SEE 
GMBH & CO. KG JAHRE 2018 – 2027 (PROGNOSE)

Planbilanzen 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021

Angaben in T€ T€ T€ T€

Aktiva

A. Anlagevermögen

   I. Sachanlage und Immaterielle Vermögensgegenstände 148.662 155.972 163.336 166.355

   II. Finanzanlagen

       1. Anteile an verbundenen Unternehmen 16.064 17.384 17.498 17.454

       2. Ausleihungen 0 0 0 0

164.726 173.356 180.834 183.810

B. Umlaufvermögen

   I. Vorräte 2.004 2.004 2.004 2.004

   !I.  Forderungen 21.464 21.404 21.204 21.004

   III. Sonstige Vermögensgegenstände 3.245 3.245 3.245 3.245

   IV. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 5.176 5.342 5.735 5.158

31.889 31.995 32.188 31.411

Bilanzsumme 196.616 205.352 213.021 215.220

Passiva

A. Eigenkapital

   I. Gezeichnetes Kommanditkapital 50.000 50.000 50.000 50.000

       davon ausstehend und nicht eingefordert -4.797 -4.797 -4.797 -4.797

   II. Rücklagenkonto I 5.459 5.459 5.459 5.459

   III. Rücklagenkonto I 372 372 372 372

   IV. Rücklagenkonto I 13.655 14.982 16.035 17.460

   V. Genussrechte 15.000 20.000 20.000 20.000

   VI. Bilanzgewinn 0 0 0 0

79.689 86.016 87.069 88.494

B. Sonderposten/Ertragszuschüsse 14.371 14.384 14.408 14.437

C. Rückstellungen 10.722 11.154 11.096 11.088

D. Verbindlichkeiten

   I. Langfristige Verbindlichkeiten 55.617 60.379 66.855 67.318

   II. Kurzfristige Verbindlichkeiten 0 0 0 0

   IV. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 9.868 6.870 6.846 6.936

   V. Sonstige Verbindlichkeiten 26.348 26.548 26.748 26.948

91.833 93.797 100.449 101.202

Bilanzsumme 196.616 205.352 213.021 215.220
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31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2026 31.12.2027

T€ T€ T€ T€ T€ T€

169.018 171.468 173.918 176.868 180.318 183.768

17.410 17.410 17.410 17.410 17.410 17.410

0 0 0 0 0 0

186.429 188.879 191.329 194.279 197.729 201.179

2.004 2.004 2.004 2.004 2.004 2.004

21.004 21.004 21.004 21.004 21.004 21.004

3.245 3.245 3.245 3.245 3.245 3.245

5.100 5.310 5.648 5.627 5.245 5.501

31.353 31.563 31.900 31.880 31.498 31.754

217.782 220.442 223.229 226.158 229.227 232.932

50.000 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000

-4.797 -4.797 -4.797 -4.797 -4.797 -4.797

5.459 5.459 5.459 5.459 5.459 5.459

372 372 372 372 372 372

18.814 20.401 22.131 23.999 26.005 28.145

20.000 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000

0 0 0 0 0 0

89.848 91.435 93.165 95.033 97.039 99.179

14.472 14.472 14.472 14.472 14.472 14.472

10.980 10.980 10.980 10.980 10.980 10.980

68.584 69.584 70.584 71.584 72.584 74.084

0 0 0 0 0 0

6.951 7.023 7.080 7.142 7.205 7.270

26.948 26.948 26.948 26.948 26.948 26.948

102.483 103.555 104.612 105.674 106.737 108.302

217.782 220.442 223.229 226.159 229.227 232.932
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Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 01.01. –  
31.12.2018

01.01. –  
31.12.2019

01.01. –  
31.12.2020

01.01. –  
31.12.2021

Angaben in T€ T€ T€ T€

Umsatzerlöse 183.002 198.527 213.092 227.499

Bestandsveränderungen 0 0 0 0

Andere aktivierte Eigenleistungen 2.885 2.463 2.404 2.262

Sonstige betriebliche Erträge 498 258 743 693

Materialaufwand 132.995 146.317 159.912 172.967

Personalaufwand 23.466 23.966 24.393 24.900

Abschreibungen 9.395 9.820 10.229 10.643

Sonstige betriebliche Aufwendungen 9.600 10.392 11.084 10.596

Zwischenergebnis 10.929 10.753 10.620 11.347

Erträge aus Beteiligungen 710 860 975 978

Erträge aus anderen Wertpapieren und  
Ausleihungen

0 0 0 0

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0 0

Abschreibungen auf Finanzanlagen 0 0 0 0

Aufwendungen aus Verlustübernahme 0 0 0 0

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.910 2.050 2.372 2.581

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 9.730 9.563 9.223 9.743

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 1.210 1.195 1.153 1.210

Sonstige Steuern 99 81 82 84

Jahresüberschuss 8.421 8.286 7.988 8.450

Steuerquote 12,6% 12,6% 12,6% 12,5%

nachrichtlich:

01.01. –  
31.12.2018

01.01. –  
31.12.2019

01.01. –  
31.12.2020

01.01. –  
31.12.2021

Angaben in T€ T€ T€ T€

EBITDA 20.225 20.491 20.767 21.907

EBIT 10.830 10.672 10.538 11.264

EBT 9.630 9.482 9.141 9.660

VORAUSSICHTLICHE ERTRAGSLAGE DER STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG 
JAHRE 2018 – 2027 (PROGNOSE)
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01.01. –  
31.12.2022

01.01. –  
31.12.2023

01.01. –  
31.12.2024

01.01. –  
31.12.2025

01.01. –  
31.12.2026

01.01. –  
31.12.2027

T€ T€ T€ T€ T€ T€

240.683 241.000 241.500 242.000 242.500 243.000

0 0 0 0 0 0

2.154 2.200 2.200 2.200 2.200 2.200

1.553 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600

186.011 186.000 186.300 186.600 186.900 187.200

25.417 25.500 25.500 25.500 25.500 25.500

10.940 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000

10.594 10.600 10.600 10.600 10.600 10.600

11.429 11.700 11.900 12.100 12.300 12.500

996 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

2.736 2.700 2.700 2.700 2.700 2.700

9.689 10.000 10.200 10.400 10.600 10.800

1.210 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200

85 100 100 100 100 100

8.394 8.700 8.900 9.100 9.300 9.500

12,6% 12,1% 11,9% 11,7% 11,4% 11,2%

01.01. –  
31.12.2022

01.01. –  
31.12.2023

01.01. –  
31.12.2024

01.01. –  
31.12.2025

01.01. –  
31.12.2026

01.01. –  
31.12.2027

T€ T€ T€ T€ T€ T€

22.284 22.600 22.800 23.000 23.200 23.400

11.344 11.600 11.800 12.000 12.200 12.400

9.604 9.900 10.100 10.300 10.500 10.700
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Plan-Kapitalflussrechnung 01.01. – 
31.12.2018

01.01. – 
31.12.2019

01.01. – 
31.12.2020

01.01. – 
31.12.2021

Angaben in T€ T€ T€ T€

Periodenergebnis vor Ergebnisabführung 8.421 8.286 7.988 8.450

Abschreibungen auf Gegenstände des  
Sachanlagevermögens

9.395 9.820 10.229 10.643

Abschreibungen auf Gegenstände des  
Finanzanlagevermögens

0 0 0 0

Gewinne (-)/Verluste (+) aus Anlagenabgängen -15 -15 490 -10

Zu- (+)/Abnahme (-) von Rückstellungen -785 432 -58 -8

Auflösung von Sonderposten 0 0 0 0

Veränderung Forderungen/Sonstige Vermögensgegen-
stände/Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 
(+) Abnahme/(-) Zunahme

-140 60 200 200

Veränderung Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  
Leistungen/Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
(+) Zunahme/(-) Abnahme

200 200 200 200

Veränderung Verbindlichkeiten an Gesellschafter -14.000 -3.000 0 0

ertragswirksame Auflösung von empfangenen  
Ertragszuschüssen

-950 -943 -932 -927

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 2.125 14.840 18.117 18.549

Einzahlungen aus Abgang von Gegenständen des  
Anlagevermögens

15 15 10 10

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -20.462 -18.061 -18.818 -14.212

Auszahlungen für Investitionen in das  
Finanzanlagevermögen

-951 -1.320 -114 44

Einzahlungen aus empfangenen Ertragszuschüssen 1.261 931 725 549

Einzahlung aus Zuschüssen (aktiv) 956 956 956 956

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit -19.181 -17.479 -17.241 -12.653

Auszahlungen aus der Gewinnausschüttung an die  
Gesellschafter

-7.025 -6.957 -6.959 -6.935

Einzahlungen in das Kommanditkapital 0 0 0 0

Veränderung Rücklagenkonto I 0 0 0 0

Veränderung Rücklagenkonto II 0 0 0 0

Veränderung Rücklagenkonto III 0 0 0 0

Einzahlung aus der Aufnahme eigenkapitalähnlicher Mittel 5.000 5.000 0 0

Einzahlung aus der Aufnahme von Krediten (langfristig) 35.000 15.000 11.000 5.000

Ein-/Auszahlung aus der Aufnahme/Rückzahlung von 
Krediten (kurzfristig)

-10.000 0 0 0

Auszahlung aus der Tilgung von Krediten -7.621 -10.238 -4.524 -4.537

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit 15.354 2.804 -484 -6.473

Veränderung des Finanzmittelfonds -1.701 166 393 -577

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 6.877 5.176 5.342 5.735

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 5.176 5.342 5.735 5.158

VORAUSSICHTLICHE FINANZLAGE DER STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG 
JAHRE 2018 – 2027 (PROGNOSE)
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01.01. – 
31.12.2022

01.01. – 
31.12.2023

01.01. – 
31.12.2024

01.01. – 
31.12.2025

01.01. –  
31.12.2026

01.01. –  
31.12.2027

T€ T€ T€ T€ T€ T€

8.394 8.700 8.900 9.100 9.300 9.500

10.940 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000

0 0 0 0 0 0

-10 0 0 0 0 0

-108 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

-921 0 0 0 0 0

18.295 19.700 19.900 20.100 20.300 20.500

10 0 0 0 0 0

-14.152 -14.000 -14.000 -14.500 -15.000 -15.000

44 0 0 0 0 0

549 550 550 550 550 550

956

-12.593 -13.450 -13.450 -13.950 -14.450 -14.450

-7.025 -7.040 -7.112 -7.171 -7.231 -7.295

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

7.000 8.000 8.000 9.000 9.000 9.500

0 0 0 0 0 0

-5.734 -7.000 -7.000 -8.000 -8.000 -8.000

-5.759 -6.040 -6.112 -6.171 -6.231 -5.795

-58 210 338 -21 -381 255

5.158 5.100 5.310 5.648 5.627 5.245

5.100 5.310 5.648 5.627 5.245 5.501
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Planzahlen 2018 2019 2020 2021

Investitionen in T€ 19.181 17.479 17.241 12.653

Produktion 0 0 0 0

Umsatz in T€ 183.002 198.527 213.092 227.499

HGB-Ergebnis in T€ 8.421 8.286 7.988 8.450

Kennzahlen 2018 2019 2020 2021

Eigenkapitalrentabilität in % 10,57 9,63 9,17 9,55

Gesamtkapitalrentabilität in % 5,51 5,20 4,95 5,23

Return of capital employed (ROCE) in % 8,00 7,29 6,85 7,23

Eigenkapital-Quote in % 40,53 41,89 40,87 41,12

dynamischer Verschuldungsgrad (Faktor) 2,49 2,69 2,94 2,84

Definition der Kennzahlen:

Eigenkapitalrentabilität =
Jahresüberschuss

Eigenkapital lt. Bilanz

Gesamtkapitalrentabilität =
EBIT

Gesamtkapital lt. Bilanz

ROCE =
EBIT

langfristiges Kapital

Eigenkapital-Quote =
Eigenkapital lt. Bilanz

Gesamtkapital lt. Bilanz

Dynamischer  
Verschuldungsgrad

=
langfristige + kurzfristige Bankverbindlichkeiten – liquide Mittel

EBITDA

PLANZAHLEN DER STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG  
JAHRE 2018 – 2027 (PROGNOSE)



Angaben über die Auswirkungen auf die Fähigkeit zur Zins- und Rückzahlung der Vermögensanlagen  33

2022 2023 2024 2025 2026 2027

12.593 13.450 13.450 13.950 14.450 14.450

0 0 0 0 0 0

240.683 241.000 241.500 242.000 242.500 243.000

8.394 8.700 8.900 9.100 9.300 9.500

2022 2023 2024 2025 2026 2027

9,34 9,51 9,55 9,58 9,58 9,58

5,21 5,26 5,29 5,31 5,32 5,32

7,16 7,20 7,21 7,20 7,19 7,16

41,26 41,48 41,73 42,02 42,33 42,58

2,85 2,84 2,85 2,87 2,90 2,93



34  Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlagen

Allgemeine Hinweise
Im Folgenden werden die Risiken im Zusammenhang 
mit dem Erwerb der angebotenen Vermögensanlagen 
beschrieben. Bei dem im Rahmen der Vermögensanla-
gen angelegten Geld handelt es sich um Genussrechts-
beteiligungen und damit um Wagniskapital, weshalb 
das Angebot nicht für Anleger geeignet ist, die eine 
festverzinsliche Kapitalanlage mit einer feststehenden 
Rückzahlungshöhe und uneingeschränkter Veräußerbar-
keit suchen.

Eine Genussrechtsbeteiligung stellt eine Investition dar, 
die unternehmerischen Risiken unterliegt und bei der die 
zukünftige wirtschaftliche Entwicklung zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung ungewiss ist. Es werden daher 
keine Zusicherungen im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung abgegeben. Unabhängig von der Planung 
können die wirtschaftlichen Erwartungen dieser Vermö-
gensanlagen durch Ereignisse im rechtlichen, steuerrecht-
lichen oder wirtschaftlichen Bereich negativ beeinflusst 
werden.

Nachstehend werden die wesentlichen Risiken im 
Zusammenhang mit den Vermögensanlagen thematisch 
gegliedert und erläutert. Die Reihenfolge der aufgeführ-
ten Risiken lässt keine Rückschlüsse auf die Wahrschein-
lichkeit ihres tatsächlichen Eintretens zu. Es kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass sich aus der persönlichen 
Situation des Anlegers weitere Risiken ergeben. Die 
Höhe des angelegten Kapitals sollte daher den wirt-
schaftlichen Verhältnissen des Anlegers entsprechen und 
nur einen unwesentlichen Teil seines Gesamtvermögens 
ausmachen. Lassen Sie alle Risiken in Ihre Investitionsent-
scheidung einfließen.

Maximales Risiko
Für den Anleger besteht das Risiko im vollständigen 
Verlust des eingesetzten Kapitals (Totalverlust).
Hat der Anleger seine Vermögensanlage vollständig 
oder teilweise fremdfinanziert und bleibt er trotz 
eines teilweisen oder vollständigen Verlustes der 

Vermögensanlage/n weiterhin verpflichtet, die von 
ihm aufgenommenen Fremdmittel zurückzuführen 
und dafür anfallende Zinsen und Kosten aus seinem 
sonstigen Vermögen zu bezahlen und/oder hat der 
Anleger aus seiner/seinen Vermögensanlage/n resul-
tierende Steuerzahlungsverpflichtungen aus seinem 
sonstigen Vermögen zu bezahlen, besteht das maxi-
male Risiko des Anlegers in einer (Privat)Insolvenz.

Allgemeine Risiken der angebotenen Genuss-
rechte
Realisieren sich eines, mehrere oder alle der nachfol-
gend dargestellten allgemeinen Risiken der Vermö-
gensanlagen, kann dies dazu führen, dass sich die 
wirtschaftliche Lage des Emittenten so sehr verschlechtert, 
dass der Emittent keinen ausreichenden Jahresüberschuss 
oder einen Jahresfehlbetrag erwirtschaftet und/oder 
über keine ausreichende Liquidität zu den Fälligkeitster-
minen für die Zins- und Rückzahlung der Vermögensanla-
gen verfügt. Für den Anleger hätte dies zur Folge, dass 
es zu einer Verringerung und/oder späteren Zahlung 
seiner Zins- und/oder Rückzahlung der Vermögensanla-
ge oder einem Ausfall der Zins- und/oder Rückzahlung 
der Vermögensanlage kommt und er damit ein Teil- oder 
Totalverlust seines eingesetzten Kapitals erleiden kann.

Insolvenzrisiko/Risiko des Totalverlustes
Wird über das Vermögen des Emittenten das Insol-
venzverfahren eröffnet, sind sämtliche Ansprüche der 
Anleger auf Zahlung der Zins- und auf Rückzahlung der 
Vermögensanlagen nachrangig zu den Verbindlichkeiten 
des Emittenten gegenüber Dritten. Zahlungen an die An-
leger erfolgen solange nicht, bis alle Ansprüche Dritter 
vollständig befriedigt sind.

Semi-Blind-Pool Risiko
Dem Emittenten ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
teilweise noch nicht bekannt, in welche Anlageobjekte 
investiert werden soll. Insoweit handelt es sich um einen 
Semi-Blind-Pool. Die Qualität der Geschäftsführung 
des Emittenten und deren Fähigkeit, Unternehmen und 

WESENTLICHE TATSÄCHLICHE UND RECHTLICHE 
RISIKEN DER VERMÖGENSANLAGEN
(§ 2 Abs. 2 VermVerkProspV)
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Projekte, in die investiert werden soll, zu finden und zu 
bewerten, ist maßgeblich. Es können Investitionskriterien 
festgelegt werden, die den Rahmen sämtlicher Investi-
tionsentscheidungen bilden und die Mindeststandards 
setzen, die von den Investitionsobjekten erfüllt sein müs-
sen. Sind die Kriterien ungenau oder falsch spezifiziert, 
können Investitionen in unwirtschaftliche Anlageobjekte 
erfolgen mit der Folge, dass der Emittent keinen oder 
nicht den erwarteten Kapitalrückfluss aus den Anlageob-
jekten erhält. 

Platzierungsrisiko
Kann der Emittent das geplante Mindestemissionsvo-
lumen von 7,5 Mio. € nicht vollständig oder gar nicht 
während der Gültigkeit des Verkaufsprospekts platzieren 
und entscheidet sich der Emittent in diesem Fall, keinen 
Folgeprospekt billigen zu lassen, so besteht das Risiko, 
dass der Emittent die Umsetzung von Anlageobjekten 
nicht, zeitversetzt oder nur im geringeren Umfang reali-
sieren kann und der Emittent damit keinen, nicht den er-
warteten oder einen verspäteten Kapitalrückfluss erhält.

Vorzeitige Schließung
Der Emittent ist berechtigt, die Emission der Vermögens-
anlagen jederzeit ohne Angabe von Gründen auch vor 
der vollständigen Platzierung einzustellen. In diesem Fall 
steht ihm entsprechend weniger Genussrechtskapital für 
die Finanzierung der Anlageobjekte zur Verfügung. Dies 
kann dazu führen, dass aufgrund des geringeren Umfan-
ges des eingeworbenen Genussrechtskapitals die Erträge 
des Emittenten entsprechend geringer ausfallen.

Steuerliche Risiken
Das deutsche Steuerrecht ist im stetigen Wandel. Geset-
zesänderungen, Änderungen der Rechtsprechung und 
eine geänderte Erlasslage der Finanzverwaltung können 
die Höhe der steuerlichen Ergebnisse, die Liquidität des 
Emittenten und damit den Anlageerfolg beeinflussen. Der 
Emittent kann daher nicht vorhersagen, ob sich steuerli-
che Änderungen negativ auf die steuerliche Betrachtung 

der Vermögensanlagen auswirken. Dies könnte negative 
Folgen für das Ergebnis des Emittenten haben.

Rechtliche Risiken
Auch zivilrechtliche oder gesellschaftsrechtliche Änderun-
gen in der Gesetzgebung oder Rechtsprechung können 
das wirtschaftliche Ergebnis des Emittenten negativ be-
einflussen. Derartige Änderungen sind zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung für den Emittenten nicht vorhersehbar 
und können sich negativ auf die wirtschaftliche Lage des 
Emittenten auswirken.

Ausgabe weiterer Vermögensanlagen
Da dem Emittenten das Recht zusteht, weitere Vermö-
gensanlagen, die der Genussrechtsbeteiligung im Rang 
vorgehen können, zu emittieren und der Anleger kein 
Bezugsrecht hat, besteht das Risiko, dass Zinsausschüt-
tungen oder Rückzahlungsbeträge der Genussrechtsbetei-
ligung geringer ausfallen können.

Weitere Risiken der angebotenen Genussrechte
Die nachfolgend dargestellten weiteren Risiken der 
Vermögensanlagen weisen für den Anleger jeweils spezi-
fische Risiken aus, die entsprechend des Risikos erläutert 
sind.

Anpassung der Genussrechtsbedingungen
Die Genussrechtsbedingungen sind so gestaltet, dass 
sie für die gesamte Laufzeit unverändert bestehen 
bleiben können. Insbesondere das Steuerrecht unterliegt 
jedoch einem ständigen Wandel. Zur Abwendung eines 
Schadens für den Emittenten, und damit auch für die 
Anleger, ist es daher erforderlich, dass der Emittent 
die Genussrechtsbedingungen – soweit die steuerliche 
Behandlung von Genussrechtsbeteiligungen betroffen 
ist – den geänderten steuerlichen Rahmenbedingungen 
einseitig anpassen kann. Für den Anleger bedeutet 
dies, dass nicht sichergestellt ist, dass die vertraglichen 
Bedingungen über die gesamte Laufzeit des Vertrags 
unverändert bleiben und sich die rechtliche Position des 
Anlegers durch notwendige Änderungen verschlechtern 
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wird oder Anpassungen der Genussrechtsbedingungen 
zur Verringerung oder den Ausfall der Zins- und/oder 
der Rückzahlung der Vermögensanlagen an den Anleger 
führen können, was den Teil- oder Totalverlust seines 
eingesetzten Kapitals bedeutet.

Fremdfinanzierungsrisiko auf Ebene des Anlegers
Dem Anleger steht es frei, den Erwerbspreis der Ver-
mögensanlage ganz oder teilweise durch Fremdmittel, 
z. B. Bankdarlehen, zu finanzieren. Die aufgenommenen 
Fremdmittel müssen einschließlich damit verbundener 
Kosten (Zinsen, Kreditgebühren) vom Anleger zurückge-
führt werden, und zwar auch dann, wenn die wirtschaft-
liche Entwicklung des Emittenten nicht in der erwarteten 
Höhe eintritt. Eine Fremdfinanzierung der Vermögensan-
lage erhöht damit das Gesamtrisiko der Vermögensan-
lage. Für den Anleger kann dies zur Folge haben, dass 
er bei einem Teil- oder Totalverlust der Vermögensanlage 
weiterhin die Verbindlichkeiten der Fremdfinanzierung 
zu tragen und diese aus seinem sonstigen Vermögen zu 
bestreiten hat, was bis zur (Privat)Insolvenz des Anlegers 
führen kann.

Steuerzahlungsrisiko des Anlegers
Außerdem könnten den Anleger höhere Steuerzahlungs-
verpflichtungen treffen als in diesem Verkaufsprospekt 
angenommen. Steuerzahlungsverpflichtungen würden 
für den Anleger einen geringeren Kapitalrückfluss nach 
Steuern zur Folge haben. Kann der Anleger die aus 
der Vermögensanlage resultierenden Steuern nicht aus 
seinem sonstigen Vermögen bestreiten, kann dies zur 
(Privat)Insolvenz des Anlegers führen.

Inflationsrisiko
Die Rückzahlung der Vermögensanlagen ist zum Nenn-
wert vorgesehen. Eine Anpassung an eine Inflation, 
d. h. Geldentwertung, wird nicht vorgenommen. Für den 
Anleger kann dies zur Folge haben, dass der reale Wert 
der Vermögensanlagen bei Rückzahlung unter dem Wert 
bei Abschluss des Vertrags liegen kann und der Anleger 
dadurch einen Vermögensschaden in der Form erleidet, 

dass ein Kaufkraftverlust des eingesetzten Kapitals ein-
tritt.

Risiko der Handelbarkeit/Übertragung der Vermögens-
anlagen
Die ordentliche Kündigung der Vermögensanlagen, 
sowohl für den Emittenten als auch für den Anleger, ist 
frühestens nach Ablauf von fünf vollen Beteiligungsjahren  
mit einer Kündigungsfrist von zwei Jahren möglich. Somit 
beträgt die Anlagedauer mindestens sieben volle Jahre.
Eine frühere Veräußerung an Dritte ist nur mit ausdrück-
licher Zustimmung des Emittenten zum Geschäftsjahres-
ende möglich. Da es keinen geregelten Markt gibt, an 
dem Genussrechtsbeteiligungen gehandelt werden und 
ein öffentlicher Handel mit den Vermögensanlagen des 
Emittenten nicht existiert und vorgesehen ist, ist eine Ver-
äußerung der Vermögensanlagen schwierig bis hin zu 
unmöglich, d. h. der Anleger muss sich selbst um einen 
Übernehmer bemühen. Für den Anleger bedeutet dies, 
dass er seine Vermögensanlage schwierig oder gar nicht 
vor Ablauf der Mindestvertragslaufzeit übertragen kann.

Zudem besteht das Risiko, dass im Falle einer Veräuße-
rung der Vermögensanlage ein deutlich unter dem Er-
werbspreis liegender Verkaufspreis erzielt wird. Für den 
Anleger kann dies bedeuten, dass er bei Übertragung 
der Vermögensanlage einen deutlich geringeren Preis als 
den Erwerbspreis erzielt und damit einen Teilverlust des 
eingesetzten Kapitals erleidet.

Eigenvertrieb der Vermögensanlagen
Die angebotenen Vermögensanlagen werden im Eigen-
vertrieb durch den Emittenten angeboten. Es wird keine 
Anlageberatung erbracht, weshalb der Emittent nicht 
beurteilt, ob die Vermögensanlagen den Anlagezielen 
des Anlegers entsprechen, ob die hieraus erwachsen-
den Anlagerisiken für den Anleger dessen Anlagezielen 
entsprechend finanziell tragbar sind und ob der Anleger 
mit seinen Kenntnissen und Erfahrungen die hieraus 
erwachsenden Anlagerisiken verstehen kann. Für den 
Anleger hat dies zur Folge, dass er in der Lage sein 
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muss, selbst oder unter Zuhilfenahme Dritter anhand des 
Verkaufsprospekts zu beurteilen, ob die angebotenen 
Vermögensanlagen seinen Anlagezielen entspricht. 
Zeichnet der Anleger die angebotenen Vermögensanla-
gen ohne vorab – falls notwendig – fachkundigen Rat 
bei Dritten einzuholen, kann dies zur Folge haben, dass 
diese seinen Anlagezielen nicht entspricht.

Zins- und Rückzahlungsrisiko/Liquiditätsrisiko
Der Emittent unterliegt im Rahmen seiner laufenden Ge-
schäftstätigkeit Zahlungsverpflichtungen. Hierzu zählen 
Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistungen und die 
laufenden Verpflichtungen im Rahmen der aufgenomme-
nen Fremdfinanzierung in Form von Zins- und Tilgungs-
zahlungen. Kann der Emittent fällige Verbindlichkeiten 
mangels Liquidität nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgerecht bedienen, kann dies für den Anleger zur Fol-
ge haben, dass er geringere oder keine Zins- und/oder 
Rückzahlung der Vermögensanlagen erhält und damit ein 
Teil- oder Totalverlust seines eingesetzten Kapitals eintritt. 

Da die Genussrechte am Verlust des Emittenten teil-
nehmen, erfolgt die Rückzahlung vorbehaltlich einer 
Verlustteilnahme zum Nennwert. Sind der Vermögens-
anlage eines Anlegers zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Genussrechtsvertrags Verluste zugewiesen worden, 
so wird die Vermögensanlage in Höhe des um den 
Verlustanteil verminderten Nennwertes zurückgezahlt. 
Der Verlustanteil kann dabei so hoch ausfallen, dass der 
Rückzahlungsbetrag auf Null reduziert wird. Für den 
Anleger bedeutet dies, dass er sein eingesetztes Kapital 
teilweise oder vollständig verlieren kann.

Sollte eine Vielzahl von Anlegern ihre Vermögensan-
lagen zum selben Termin kündigen, könnte dies dazu 
führen, dass die Liquidität des Emittenten für die Zins- 
und Rückzahlung der Vermögensanlagen nicht ausreicht. 
Die Geschäftsführung des Emittenten ist verpflichtet, alles 
zu unternehmen, um bis zum Rückzahlungstermin eine 
ausreichende Liquidität beim Emittenten aufzubauen. 
Es besteht dennoch das Risiko, dass die Liquidität des 

Emittenten zum Zins- und Rückzahlungstermin trotz dieser 
Maßnahmen nicht ausreicht, um das gekündigte Kapital 
vollständig an die Anleger zurückzuzahlen. In diesem 
Fall kann die Zins- und Rückzahlung der Vermögens-
anlagen ausgesetzt werden, bis dem Emittenten die 
notwendige Liquidität zur Verfügung steht. Die Zins- und 
Rückzahlung der Vermögensanlagen werden dann erst 
an den Anleger ausgezahlt, wenn der Emittent wieder 
über ausreichende Liquidität verfügt. Für den Anleger 
kann dies zur Folge haben, dass Zinszahlungen und/
oder das gekündigte Kapital zum Zahlungstermin nicht 
oder nicht vollständig ausgezahlt werden kann. Verfügt 
der Emittent zu keinem Zeitpunkt nach dem Zahlungster-
min über eine ausreichende Liquidität, kann das für den 
Anleger den Teil- oder Totalverlust seines eingesetzten 
Kapitals bedeuten.

Rückabwicklungsrisiko bei Änderung der 
Vertrags- oder Anlagebedingungen oder der 
Tätigkeit des Emittenten
Es besteht das Risiko, dass die Vertrags- oder Anlagebe-
dingungen so geändert werden oder sich die Tätigkeit 
des Emittenten so verändert, dass er ein Investmentver-
mögen im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs darstellt, 
sodass die Bundesanstalt Maßnahmen nach § 15 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs ergreifen und insbesondere 
die Rückabwicklung der Geschäfte des Emittenten der 
Vermögensanlagen anordnen kann. Für den Anleger 
kann dies zur Folge haben, dass sich die wirtschaftliche 
Entwicklung der Vermögensanlagen verschlechtern oder 
im Falle einer Rückabwicklung ein Teil- oder Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals eintreten kann.

Unternehmerische Risiken des Emittenten
Realisieren sich eines, mehrere oder alle der nach-
folgend dargestellten unternehmerischen Risiken der 
Vermögensanlagen, kann dies dazu führen, dass sich die 
wirtschaftliche Lage des Emittenten so sehr verschlechtert, 
dass der Emittent keinen ausreichenden Jahresüberschuss 
oder einen Jahresfehlbetrag erwirtschaftet und/oder 
über keine ausreichende Liquidität zu den Fälligkeitster-



38  Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlagen

minen für die Zins- und Rückzahlung der Vermögensanla-
gen verfügt. Für den Anleger hätte dies zur Folge, dass 
es zu einer Verringerung und/oder späteren Zahlung 
seiner Zins- und/oder Rückzahlung der Vermögensanla-
ge oder einem Ausfall der Zins- und/oder Rückzahlung 
der Vermögensanlage kommt und er damit ein Teil- oder 
Totalverlust seines eingesetzten Kapitals erleiden kann.

Wirtschaftliche Risiken/Planabweichungen
Bei den in diesem Verkaufsprospekt dargestellten Pla-
nungsrechnungen handelt es sich um Zukunftsprognosen. 
Sie beruhen auf den Erwartungen und Annahmen der 
Geschäftsführung zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
über ungewisse Ereignisse und Handlungen. Die als Pro-
gnose dargestellten Zahlen sind daher mit erheblichen 
Unsicherheiten behaftet. Aufgrund dieser Unsicherheiten 
ist es möglich, dass die Prognoserechnungen von der 
tatsächlichen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und 
den Planzahlen des Emittenten wesentlich abweichen.

Risiko des Einsatzes von Fremdkapital auf der Ebene des 
Emittenten 
Der Emittent weist zum 31. Dezember 2017 auf Basis 
des HGB-Jahresabschlusses 2017 eine Fremdkapitalquo-
te von 44,4 % auf. Die Fremdfinanzierung des Emittenten 
ist abhängig von den mit der finanzierenden Bank 
vereinbarten Covenants hinsichtlich der Eigenmittelquote 
und des Nettoverschuldungsgrades. Sollte der Emittent 
einen der beiden oder beide Covenants verletzen, steht 
den finanzierenden Banken das Recht zu, die Bestellung 
bzw. die Verstärkung bankmäßiger Sicherheiten zur 
Absicherung der Ansprüche der Bank zu verlangen. 
Kommt der Emittent dem nicht nach, kann die Bank die 
Darlehensverträge außerordentlich kündigen. Bei einer 
Kündigung der Darlehen ist der Emittent in seinem Be-
stand gefährdet, was zur Insolvenz des Emittenten führen 
kann.

Projekt- und Betriebsrisiken
Es kann zu zeitlichen Verschiebungen bei der Realisie-
rung von Anlageobjekten des Emittenten kommen, die 
zwangsläufig auch zu einer verzögerten Investition und 
damit zu einer verzögerten Betriebsaufnahme dieser 
Anlageobjekte und damit zu späteren Mittelrückflüssen 
führen. Es kann zu Kostenüberschreitungen oder zu einer 
Nichtdurchführbarkeit von Projekten kommen. Bei der 
Nichtdurchführung eines, mehrerer oder aller Projekte 
könnten in der Folge geringere oder keinerlei Einnahmen 
erzielt werden.

Es ist auch darauf hinzuweisen, dass durch außerge-
wöhnliche und unvorhergesehene Ereignisse die wirt-
schaftliche Entwicklung des Emittenten negativ beeinflusst 
werden kann.

Liquiditätsreserve
Sollte die Liquiditätsreserve des Emittenten nicht aus-
reichen, um anfallende Mehrkosten zur Realisierung 
geplanter Anlageobjekte zu decken, kann die Aufnahme 
weiterer Darlehen oder anderer Fremdfinanzierungs-
mittel erforderlich sein, um die Zahlungsfähigkeit zu 
gewährleisten. Weiterhin besteht das Risiko, dass keine 
Darlehen oder weitere Fremdfinanzierungsmittel für den 
Emittenten verfügbar sind. In diesen Fällen kommt es zu 
negativen Abweichungen der prognostizierten Ergebnis-
se des Emittenten.

Betriebs-, Vertriebs- und Verwaltungskosten
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die an-
gesetzten Betriebs-, Vertriebs- und Verwaltungskosten 
überschritten werden. Sollte der Emittent auf Dauer nicht 
kostendeckend arbeiten können, so besteht das Risiko, 
dass Mindereinnahmen entstehen.

Konkurrenz/Wettbewerb
In den Hauptgeschäftsfeldern des Emittenten, dem Gas- 
und dem Stromvertrieb, befinden sich im hauptsächlichen 
Versorgungsgebiet jeweils ca. 200 Wettbewerber. Im 
regionalen Markt der Wärmeversorgung sieht sich der 



Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlagen  39

Emittent ebenfalls einem Wettbewerb ausgesetzt, da eine 
Vielzahl von Unternehmen Konkurrenzprodukte anbieten. 
Bei der Wasserversorgung existiert keine Konkurrenzsi-
tuation. Es besteht das Risiko, dass der Emittent im regio-
nalen Wettbewerb Versorgungskunden an Wettbewerber 
verliert bzw. seinen Marktanteil nicht halten kann, was 
zu Mindereinnahmen beim Emittenten führen kann.

Managementrisiko/Schlüsselpersonenrisiko
Die Entwicklung der Vermögensanlagen hängt von der 
Qualifikation des Managements sowie der fachlichen 
Qualifikation des vorhandenen bzw. eventuellen zukünfti-
gen Personals des Emittenten bzw. seiner Vertragspartner 
ab. Durch mangelnde Qualifikation bzw. Fehlentschei-
dungen des Managements – und auch von beauftragten 
Dritten – oder durch den Verlust von unternehmenstragen-
den Personen, Schwierigkeiten bei der Gewinnung neu-
en Personals mit entsprechender Qualifizierung sowohl 
bei dem Emittenten als auch bei seinen Vertragspartnern 
kann die Ertrags- und Vermögenslage des Emittenten 
negativ beeinflusst werden.

Risiken durch Streitigkeiten mit wesentlichen Vertrags-
partnern
Durch mögliche Streitigkeiten bei und mit wesentlichen 
Vertragspartnern, z. B. Streitigkeiten über vertragliche 
Leistungsinhalte, kann es zu erheblichen Überschreitun-
gen bei den Kosten für den Emittenten kommen. Das 
könnte sich auf das wirtschaftliche Ergebnis des Emitten-
ten negativ auswirken und die Insolvenz des Emittenten 
nach sich ziehen.

Risiko aus Rechtsstreitigkeiten
Gerichts- und Schiedsverfahren gegen den Emittenten 
können während der Laufzeit der Vermögensanlagen 
nicht ausgeschlossen werden. Dadurch können zusätz-
liche Kosten entstehen, die das wirtschaftliche Ergebnis 
des Emittenten negativ beeinflussen können.

Compliance-Risiko
Verletzen ein oder mehrere Mitarbeiter des Emittenten 
gesetzliche oder unternehmensinterne Vorschriften, kann 
dies zu einer finanziellen Schädigung oder Schädigung 
des Rufs des Emittenten führen. Dies kann zur Folge ha-
ben, dass die Ertrags- und Vermögenslage des Emittenten 
negativ beeinflusst wird. 

Risiko der Netzentgeltregulierung
Die Landesregulierungsbehörde Baden-Württemberg 
prüft, ob der Emittent die Kosten bei der Kalkulation sei-
ner Netzentgelte zugrunde legt, die ein effizient arbeiten-
der und strukturell vergleichbarer Netzbetreiber ebenfalls 
hätte. Der Emittent unterliegt damit als Netzbetreiber der 
Netzentgeltregulierung durch die Landesregulierungs-
behörde Baden-Württemberg. Hierbei wird anhand der 
Gesamtkosten des Emittenten abzüglich der nicht beein-
flussbaren Kostenanteile ein Effizienzvergleich mit allen 
anderen Netzbetreibern durchgeführt. Gemäß § 12 
ARegV wird damit auch für den Emittenten zu Beginn 
einer Regulierungsperiode ein individueller Effizienzwert 
im Rahmen eines Effizienzvergleichs ermittelt. Nach 
Feststellung aller Daten wird die Erlösobergrenze in das 
Netzentgelt umgesetzt und es erfolgt die Festlegung der 
zu zahlenden Netzentgelte nach § 17 ARegV. Der Emit-
tent beantragt bei der Landesregulierungsbehörde die 
Genehmigung seiner Netzentgelte. Diese prüft den vom 
Emittenten gestellten Antrag und versendet die Bescheide 
über die Höhe der Netzentgelte. Der Emittent unterliegt 
dabei dem Risiko, dass die Regulierungsbehörde den 
in jeder Regulierungsperiode zu stellenden Antrag des 
Emittenten nicht in voller Höhe genehmigt und der Emit-
tent weniger Netzentgelte erhält als beantragt. Dies kann 
die Ertrags- und Vermögenslage des Emittenten negativ 
beeinflussen.
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Risiken aus dem Halten und dem Erwerb von Finanzbe-
teiligungen
Der Emittent hält Finanzbeteiligungen und wird weitere 
Finanzbeteiligungen erwerben. Bei diesen Finanzbeteili-
gungen handelt es sich um unternehmerische Beteiligun-
gen. Realisieren sich unternehmerische Risiken dieser 
Beteiligungen, kann dies dazu führen, dass weniger oder 
keine Ausschüttungen, Entnahmen oder anderweitige 
Erträge oder Kapitalrückflüsse an den Emittenten statt-
finden. Dies kann die Ertrags- und Vermögenslage des 
Emittenten negativ beeinflussen. 

Weitere wesentliche Risiken existieren nach Kenntnis des 
Anbieters nicht.



Wesentliche Grundlagen der steuerlichen Konzeption  41

Hinweis
Die Zinsausschüttungen aus den Genussrechten unter-
liegen der Steuergesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland und stellen Einkünfte aus Kapitalvermögen 
gem. § 20 Abs. 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz (EStG) 
dar. Jedem Anleger wird empfohlen, einen Steuerberater 
hinzuzuziehen, da die wesentlichen Grundlagen der 
steuerlichen Konzeption nicht den individuellen Einzelfall 
jedes Anlegers widerspiegeln können. Die folgenden 
Angaben beruhen auf den zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung geltenden steuerlichen Regelungen und ha-
ben für im Inland unbeschränkt steuerpflichtige Anleger 
Gültigkeit. Es ist denkbar, dass diese Regelungen sich 
während der Anlagedauer ändern.

Einkommensteuer/Abgeltungsteuer
Die Abgeltungsteuer wird als sog. Quellensteuer erho-
ben. Das bedeutet, dass der Emittent bei Auszahlung 
bzw. Gutschrift der Zinsen verpflichtet ist, die anfallende 
Abgel tungsteuer in Höhe von 25 % zuzüglich des Solida-
ritätszuschlages in Höhe von 5,5 % der Abgeltungsteuer 
sowie ggf. Kirchensteuer im Wege des Vorwegabzuges 
an das Finanzamt abzuführen. Dadurch vermindert 
sich der an den Anleger auszuzahlende Betrag um den 
Steuerabzug und die auf die Kapitalerträge entfallende 
Einkommensteuer ist damit grundsätzlich abgegolten.
Aufgrund der einkommensteuergesetzlichen Regelung in 
§ 43 Abs. 1 Nr. 2 EStG hat der Emittent die Abgeltung-
steuer, den Solidaritätszuschlag und ggf. die Kirchensteu-
er direkt an das zuständige Finanzamt abzuführen.
Im Rahmen der Einkommensteuerprüfung wird eine so-
genannte Günstigerprüfung vorgenommen. Liegt der per-
sönliche Einkommensteuersatz des Anlegers über 25 %, 
hat die Abgeltungsteuer abgeltende Wirkung, sodass die 
Zinseinnahmen maximal mit dem Abgeltungsteuersatz 
belastet werden. Liegt der persönliche Einkommensteu-
ersatz des Anlegers unter 25 %, werden die Zinseinnah-
men mit dem niedrigeren persönlichen Einkommensteu-
ersatz des Anlegers versteuert. In diesem Fall wird die 
bereits abgeführte Abgeltungsteuer angerechnet.

Freistellungsauftrag/Nichtveranlagungsbeschei-
nigung
Der Emittent nimmt Freistellungsaufträge und/oder Nicht-
veranlagungsbescheinigungen und weitere Steuerbefrei-
ungen an.

Sparer-Pauschbetrag/Werbungskosten
Der Sparer-Pauschbetrag beläuft sich für Alleinstehende 
auf jährlich 801,00 € und für Verheiratete und Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft auf jährlich 
1.602,00 €. Weitere Werbungskosten, die im Zusam-
menhang mit den Vermögensanlagen beim Anleger an-
gefallen sind, sind vom Sparer-Pauschbetrag abgegolten.

Kirchensteuer
Seit dem 01.01.2015 muss die Kirchensteuer zusammen 
mit der Abgeltungsteuer abgeführt werden. Zu diesem 
Zweck fragt der Emittent einmal jährlich die Kirchenzuge-
hörigkeit beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) ab. 
Sofern der Anleger keiner steuererhebenden Religions-
gemeinschaft angehört, wird auch keine Kirchensteuer 
abgeführt. Für den Anleger ist dabei nichts weiter zu 
veranlassen.
Der Anleger kann beim BZSt der Übermittlung seiner Kir-
chenzugehörigkeit widersprechen (durch Erklärung auf 
amtlichem Vordruck oder über das BZSt-Portal unter  
www.bzst.de). In diesem Fall wird dem Emittent vom 
BZSt keine Kirchenzugehörigkeit mitgeteilt und es wird 
auch keine Kirchensteuer abgeführt. Wenn der Anleger 
einer steuer erhebenden Religionsgemeinschaft angehört, 
muss er in diesem Fall die Zinseinkünfte in seiner Einkom-
mensteuererklärung angeben.

Erbschaftsteuer
Der Erwerb von Genussrechten durch Erbfall unterliegt 
grundsätzlich der Erbschaftsteuer. Der Anfall und die 
Höhe der Erbschaftsteuer hängen in erster Linie von der 
Höhe der Vermögensübertragung, dem Verwandtschafts-
grad zum Erblasser und der Höhe des für den Erwerber 
anzuwendenden Freibetrags ab. Hinsichtlich der Einzel-

WESENTLICHE GRUNDLAGEN DER STEUERLICHEN 
KONZEPTION
(§ 4 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV)
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heiten der Erbschaftsbesteuerung sollte der Anleger einen 
Steuerberater konsultieren.

Übernahme von Steuerzahlungen
Der Emittent führt die Zahlung der Abgeltungsteuer 
zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer 
an das zuständige Finanzamt ab. Der Emittent oder eine 
andere Person übernehmen keine Zahlungen von Steuern 
für den Anleger.

Unser Seewasserwerk am Standort Friedrichshafen
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Firma des Emittenten
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG

Sitz und Geschäftsanschrift des Emittenten
Sitz
Kurt-Wilde-Str. 10, 88662 Überlingen

Verwaltungssitz und Geschäftsanschrift
Kornblumenstr. 7/1, 88046 Friedrichshafen

Datum der Gründung
09. Juli 2012

Gesamtdauer des Bestehens
Der Emittent ist auf unbestimmte Zeit gegründet worden.

Rechtsform
Bei dem Emittenten handelt es sich um eine GmbH & 
Co. KG als Sonderform der Kommanditgesellschaft.

Maßgebliche Rechtsordnung
Die für den Emittenten maßgebliche Rechtsordnung ist 
die der Bundesrepublik Deutschland.

Registergericht
Das für den Emittenten zuständige Registergericht ist das 
Amtsgericht Freiburg im Breisgau.

Handelsregisternummer
HRA 702913

Gegenstand des Unternehmens
Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft und Ge-
sellschaftszweck ist im Rahmen der kommunalrechtlichen 
Aufgabenstellung ihrer unmittelbaren und mittelbaren 
Gesellschafter

a) die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und 
Wärme;

b) die Errichtung und der Betrieb von Energieerzeu-
gungsanlagen;

c) die Erbringung von Dienstleistungen auf den 
Sektoren der Telekommunikation und der Ver-
kehrswirtschaft sowie die Erbringung sonstiger 
Dienstleistungen, die mit dem Gesellschaftszweck 
in Beziehung stehen oder aus den damit verbunde-
nen Tätigkeiten abzuleisten sind; sowie

d) die Übernahme kommunaler und regionaler Infra-
strukturdienstleistungen.

Andere kommunalwirtschaftliche Aufgaben können unter 
Beachtung der §§ 102 ff, 108 der Gemeindeordnung 
des Landes Baden-Württemberg übernommen werden, 
sofern eine ausreichende Wirtschaftlichkeit der übernom-
menen Aufgabe zu erwarten ist.
Die Gesellschaft ist im Rahmen ihrer kommunalen 
Aufgabenstellung berechtigt, Zweigniederlassungen 
oder Tochterunternehmen zu gründen, sich an anderen 
Unternehmen zu beteiligen und sämtliche Geschäfte zu 
betreiben, die der Betätigung der Gesellschaft auf dem 
Gebiet des Unternehmensgegenstandes unmittelbar und 
mittelbar förderlich sind.

Struktur des persönlich haftenden Gesell-
schafters
Firma
Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH

Sitz
Kurt-Wilde-Str. 10, 88662 Überlingen

Haftung
Bei einer Kommanditgesellschaft haftet der Komplemen-
tär persönlich. Bei einer GmbH & Co. KG als Sonder-
form der Kommanditgesellschaft ist der Komplementär 
eine GmbH. Diese haftet mit ihrem Gesellschaftsvermö-
gen.

Gezeichnetes Kapital
Gesellschaftskapital (Stammeinlage); in voller Höhe von 
25.000,00 € zur freien Verfügung der Geschäftsführung 
eingezahlt.

EMITTENT
(§ 5 VermVerkProspV)
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Gesellschafter
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG

Mitglied der Geschäftsführung
Herr Alexander-Florian Bürkle

Konzern
Die Städte Überlingen und Friedrichshafen wollten mit 
der Gründung eines gemeinsamen kommunalen Ener-
gieversorgungsunternehmens langfristig die kommunale 
Daseinsvorsorge in den Bereichen der Energie- und 
Wasserversorgung, der Telekommunikation, der Mobilität 
sowie der damit verbundenen Dienstleistungen sichern 
und  beschlossen daher, die versorgungswirtschaftli-
chen Aktivitäten der Stadtwerke Überlingen GmbH, der 
Stadtwerke Überlingen Netz GmbH und der Technische 
Werke Friedrichshafen GmbH in einer gemeinsamen 
Gesellschaft, dem Emittenten, zu bündeln.

Zu diesem Zweck wurde der Emittent gegründet. Es 
wurden alle den Stadtwerke Überlingen GmbH und den 
Technische Werke Friedrichshafen GmbH zugeordne-
ten Vermögensgegenstände, Vertragsverhältnisse und 
Verbindlichkeiten der Energie- und Wasserversorgung, 
der Telekommunikation und der Mobilität im Wege 
der Ausgliederung zur Aufnahme auf den Emittenten 
übertragen. Ergänzt wird die gesellschaftsrechtliche und 
ausschließlich kommunal ausgerichtete Struktur des Emit-
tenten durch die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & 
Co. KG, über die sich Gebietskörperschaften mittelbar 
am Emittenten beteiligen können. Am Emittenten haben 
die Technische Werke Friedrichshafen GmbH Komman-
ditanteile in Höhe von 34 Mio. € (68 %), die Stadtwerke 
Überlingen GmbH Kommanditanteile in Höhe von 
11 Mio. € (22 %) und die SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG Kommanditanteile in Höhe von 
5 Mio. € (10 %). Als Komplementär fungiert die STADT-
WERK AM SEE Verwaltungs GmbH.

Der Emittent ist die Hauptgesellschaft dieser Firmengrup-
pe und betreibt die Geschäftsfelder Energieerzeugung, 
Energie- und Wasserverteilung, Energie- und Wasserver-
kauf, Dienstleistungen im geschäftsnahen Umfeld sowie 
Mobilitätsdienstleistungen für die Gesellschafterunter-
nehmen Stadtwerke Überlingen GmbH und Technische 
Werke Friedrichshafen GmbH.

Der Emittent erbringt diese Tätigkeit größtenteils selbst, 
hält aber zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung zudem 
Anteile an folgenden Unternehmen:

Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH, Überlingen 
(100 %)
TeleData GmbH, Friedrichshafen (66,67 %)
SWSee Solarkraftwerk Eigeltingen GmbH & Co. KG 
(66,66 %)
Hagnauer Gemeindewerke GmbH, Hagnau (49 %)
Windkraft Bodensee-Oberschwaben GmbH & 
Co. KG, Ravensburg (45 %)
Windkraft Bodensee-Oberschwaben Verwal-
tungs GmbH, Ravensburg (45 %)
SWSee Solarkraftwerk Kurt Wilde Straße GbR,  
Überlingen (37,50 %)
SWSee Solarkraftwerk Helchenhof GbR, Überlingen 
(35 %)
SWSee Solarkraftwerk Hofgut Rengoldshausen GbR, 
Überlingen (35 %)
ImmoTherm GmbH, Stuttgart (33,33 %)
Zweckverband Gasversorgung Oberschwaben,  
Ravensburg (32,82 %)
NetzWerkStadt GmbH & Co. KG, Überlingen (25 %)
NetzWerkStadt Verwaltungs GmbH, Überlingen 
(25 %)
Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG, Tettnang 
(24 %)
Energieagentur Bodenseekreis GbR, Friedrichshafen 
(21,31 %)
GVO Gashandelsgesellschaft mbH, Ravensburg 
(20 %)
KommunalPartner Beteiligungsgesellschaft mbH & 
Co. KG, Friedrichshafen (16,67 %)
EnergiePartner GmbH, Tübingen (16,67 %)
Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf (16 %)
HSW Windpark Ahorn-Buch GmbH & Co. KG, Hei-
denheim (10 %)
Solarcomplex GmbH & Co. KG Windpark Länge, 
ingen (7,08 %) 
Südwestdeutsche Stromhandelsgesellschaft mbH, 
Tübingen (6,65 %)
SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, 
Überlingen (0,01 %)
Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung, Stuttgart 
(0,0009 %)
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KAPITAL DES EMITTENTEN
(§ 6 VermVerkProspV)

Höhe des gezeichneten Kapitals
50.000.000,00 € feste Anteile der Kommanditisten 
(Kommanditkapital)

Das Kommanditkapital verteilt sich auf die Kommanditis-
ten wie folgt:

Technische Werke Friedrichshafen GmbH, 
34.000.000,00 € (68 %)
Stadtwerke Überlingen GmbH,  
11.000.000,00 € (22 %)
SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, 
5.000.000,00 € (10 %)

Höhe der ausstehenden Einlagen
Das gezeichnete Kapital der Kommanditisten Technische 
Werke Friedrichshafen GmbH und Stadtwerke Über-
lingen GmbH ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
vollständig eingezahlt.

Das gezeichnete Kapital der SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG ist zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung in Höhe von 203.340,00 € eingezahlt. Es 
stehen damit Einlagen in Höhe von 4.796.660,00 € 
aus.

Art der Kapitalanteile
Das Kapital ist in Kommanditanteile zerlegt. Sämtliche 
eingezahlten Anteile nehmen am Gewinn und Verlust des 
Emittenten teil.

Hauptmerkmale der Anteile
Der Komplementär zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
hat folgende Rechte und Pflichten:

Recht und Pflicht zur Geschäftsführung entsprechend 
den Vorgaben des § 7 des Gesellschaftsvertrags
Recht zur Vornahme von Insichgeschäften 
(§ 181 BGB)
Recht, seine Mitglieder der Geschäftsführung des 
Emittenten von den Beschränkungen des § 181 BGB 
zu befreien

Recht auf Erstattung sämtlicher Ausgaben und Auf-
wendungen im Rahmen der Geschäftsführung
Recht auf jährliche Vorabvergütung für die Übernah-
men der persönlichen Haftung in Höhe von 5 % des 
eingezahlten Stammkapitals
Recht zur Einberufung des Aufsichtsrats
Recht zur Teilnahme an den Aufsichtsratssitzungen, 
sofern der Aufsichtsrat nichts anderes bestimmt
Recht und Pflicht zur Einberufung der Gesellschafter-
versammlung
Pflicht zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts
Pflicht, dem Aufsichtsrat den Vorschlag für die Ergeb-
nisverwendung mitzuteilen

Die Kommanditisten zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung haben folgende Rechte:

Gewinn- und Verlustbeteiligung
Auskunfts- und Einsichtsrecht im Umfang des § 51 
Abs. 1 und 2 GmbHG
Geschäftsführungbefugnis hinsichtlich der Geschäfts-
anteile am Komplementär, die dem Emittenten gehö-
ren
Recht des Kommanditisten Stadtwerke Über-
lingen GmbH, 11 Mitglieder des Aufsichtsrats zu 
stellen und einen ständigen persönlichen Vertreter zu 
benennen
Recht des Kommanditisten Technische Werke Fried-
richshafen GmbH, 14 Mitglieder des Aufsichtsrats zu 
stellen und einen ständigen persönlichen Vertreter zu 
benennen
Recht des Kommanditisten SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG, bei Einzahlung von 25 % der 
Kommanditeinlage ein Mitglied des Aufsichtsrats und 
bei Einzahlung von 75 % ein weiteres Mitglied des 
Aufsichtsrats zu stellen
Recht auf Teilnahme an und Stimmrecht im Rahmen 
der Gesellschafterversammlung
Recht auf unverzügliche Zustellung der Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung
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Recht auf Anfechtung der Gesellschafterbeschlüsse 
durch Klageerhebung binnen eines Monats nach 
Absendung der Niederschrift der Gesellschafterver-
sammlung
Recht zur Verzinsung der Festkapitalkonten und der 
Guthaben auf den Rücklagenkonten I und III
Entnahmerecht hinsichtlich der Guthaben auf den 
Entnahmekonten
Recht, über den Gesellschaftsanteil rechtsgeschäftlich 
entsprechend den Vorgaben des § 22 des Gesell-
schaftsvertrags zu verfügen
Vorerwerbsrecht der Kommanditisten bei Veräuße-
rung des Gesellschaftsanteils durch einen Kommandi-
tisten
Recht zur ordentlichen Kündigung des Gesellschafts-
anteils erstmals zum 31.12.2032
Recht auf Abfindung bei Beendigung des Gesell-
schaftsanteils nach den Bestimmungen des § 25 des 
Gesellschaftsvertrags
Recht auf eine verursachungsgerechte Vorabge-
winnzuweisung, soweit Entlastungen des Emittenten 
ihre Ursache im Bereich von positiven Ergänzungs-
bilanzen, des Sonderbetriebsvermögens oder von 
Vergütungen im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
EStG haben oder durch andere emittentenbezogene 
Vorgänge verursacht werden („Gewerbesteueraus-
gleich“)

Die Kommanditisten zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung haben folgende Pflichten:

Pflicht zur Einzahlung des Kommanditkapitals
Haftung in Höhe des Kommanditanteils
Pflicht zu Beachtung der Gesetze, des Gesellschafts-
vertrags, Beschlüsse des Aufsichtsrats und Beschlüsse 
bei der Geschäftsführung durch den Komplementär
Pflicht, die Stellung als Kommanditist nicht vor dem 
31.12.2032 ordentlich zu kündigen
Pflicht, den Gesellschaftsanteil am Emittenten nicht vor 
Ablauf des 09.07.2027 zu veräußern
Pflicht, bei Veräußerung des Gesellschaftsanteils die-
sen den übrigen Kommanditisten anzubieten

Übersicht über die bisher ausgegebenen Wert-
papiere und Vermögensanlagen
Der Emittent hat zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
keine Wertpapiere und keine anderen als die bisher aus-
gegebenen Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 
VermAnlG ausgegeben. 

Die Emissionen der nachfolgend dargestellten Ver-
mögensanlagen werden mit diesem Verkaufsprospekt 
fortgeführt:

Emission "Genussrecht SWSee Basis"
Art der Emission: Vinkuliertes Genussrecht
Emissionsvolumen: 846.000 €
Emissionszeitraum: 07.11.2016 - 05.10.2017
Verzinsung: 2,0 % p. a.
Anzahl der geschlossenen Verträge: 76
aktueller Einzahlungsstand: 846.000 €
Laufzeit/Fälligkeit: 39 Verträge mit einem Volumen/
Fälligkeit in Höhe von 390.000 € bis 31.12.2023 
und 37 Verträge mit einem Volumen/Fälligkeit in 
Höhe von 456.000 € bis 31.12.2024
Fortführung durch Genussrecht "Mein STADTWERK 
AM SEE Basis"

Emission "Genussrecht SWSee Premium"
Art der Emission: Vinkuliertes Genussrecht
Emissionsvolumen: 9.154.000 €
Emissionszeitraum: 07.11.2016 - 05.10.2017
Verzinsung: 2,7 % p. a.
Anzahl der geschlossenen Verträge: 693
aktueller Einzahlungsstand: 9.154.000 €
Laufzeit/Fälligkeit: 378 Verträge mit einem Volu-
men/Fälligkeit in Höhe von 4.670.000 € bis zum 
31.12.2023 und 315 Verträge mit einem Volumen/
Fälligkeit in Höhe von 4.484.000 € bis zum 
31.12.2024
Fortführung durch Genussrecht "Mein STADTWERK 
AM SEE Premium"
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GRÜNDUNGSGESELLSCHAFTER UND 
GESELLSCHAFTER
(§ 7 VermVerkProspV)

Die Gründungsgesellschafter des Emittenten und Gesell-
schafter des Emittenten zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung sind die Technische Werke Friedrichshafen GmbH, 
die Stadtwerke Überlingen GmbH und die SWSee 
Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG als Komman-
ditisten und die Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH 
als Komplementär. Nachfolgend wird nur der Begriff 
„Gründungsgesellschafter“ verwendet.

Gründungsgesellschafter (Komplementär)
Firma, Anschrift und Sitz
Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH 
Kornblumenstr. 7/1
88046 Friedrichshafen

Gründungsgesellschafter (Kommanditisten)
Firma, Anschrift und Sitz

Technische Werke Friedrichshafen GmbH 
Kornblumenstr. 7/1 
88046 Friedrichshafen
Stadtwerke Überlingen GmbH 
Kurt-Wilde-Str. 10 
88662 Überlingen
SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 
Kornblumenstr. 7/1 
88046 Friedrichshafen

Art und Gesamtbetrag der Einlagen
Der Gesamtbetrag, der von den Gründungsgesellschaf-
tern insgesamt gezeichneten Einlagen beläuft sich auf 
50 Mio. €. Der Gesamtbetrag der von den Gründungs-
gesellschaftern insgesamt eingezahlten Einlagen beläuft 
sich auf 45.203.340,00 €. Die gezeichneten und einge-
zahlten Einlagen teilen sich wie folgt auf:

Die Technische Werke Friedrichshafen GmbH als Grün-
dungsgesellschafter (Kommanditist) hat eine Einlage in 
Höhe von 34 Mio. € gezeichnet und vollständig einge-
zahlt.

Die Stadtwerke Überlingen GmbH als Gründungsgesell-
schafter (Kommanditist) hat eine Einlage in Höhe von 
11 Mio. € gezeichnet und vollständig eingezahlt.

Die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG als 
Gründungsgesellschafter (Kommanditist) hat eine Einlage 
in Höhe von 5 Mio. € gezeichnet und in Höhe von 
203.340,00 € eingezahlt.

Die Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH als Grün-
dungsgesellschafter (Komplementär) hat keine Einlage 
gezeichnet und eingezahlt.

Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte, Gesamt-
bezüge
Der Gründungsgesellschafter (Komplementär) erhält 
sämtliche Ausgaben und Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit ihrer Geschäftsführungstätigkeit 
entstehen, ersetzt. Da diese Kosten jährlich variieren, 
kann der Emittent zur genauen Höhe dieses Aufwen-
dungsersatzes keine Angaben machen. Zudem erhält der 
Gründungsgesellschafter (Komplementär) eine jährliche 
Vorabvergütung für die Übernahme der persönlichen 
Haftung in Höhe von 5 % ihres eingezahlten Stamm-
kapitals (25.000,00 €), mithin 1.250,00 €. Bis zum 
31.12.2027 beläuft sich die Haftungsvergütung auf 
insgesamt 13.500,00 €.

Die Gründungsgesellschafter (Kommanditisten) nehmen 
an dem Gewinn oder Verlust, der sich nach Feststellung 
des Jahresabschlusses und der Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie der Berücksichtigung der Vergütung des 
Gründungsgesellschafters (Komplementär) ergibt, wertan-
teilig im Verhältnis ihrer Kommanditanteile teil. Zudem 
erhalten die Gründungsgesellschafter (Kommanditisten) 
eine Ver zinsung ihrer Kapitalkonten, soweit die Einlagen 
auf diese Kapitalkonten geleistet worden sind, zuzüglich 
einer Verzinsung ihrer Guthaben auf den Rücklagen-
konten I und III. Diese Zahlungen an die Gründungs-
gesellschafter (Kommanditisten) belaufen sich bis zum 
31.12.2027 planmäßig auf 70.752.000,00 €.
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Die Gründungsgesellschafter (Kommanditisten) können 
ein bestehendes Guthaben auf den Entnahmekonten 
jederzeit nach den Bestimmungen des § 21 des Gesell-
schaftsvertrags entnehmen. Die Höhe der Entnahmen bis 
zum 31.12.2027 kann nicht angeben werden.

Der SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG als 
Gründungsgesellschafter (Kommanditist) werden vom 
Emittenten die Kosten für die Buchführung, für die Auf-
stellung und Prüfung des Jahresabschlusses und für die 
Anfertigung der Steuererklärungen, die Kosten für die 
Beiträge der Gesellschaft zur Industrie- und Handelskam-
mer, die Kosten für die Haftungsvergütung des Grün-
dungsgesellschafters (Komplementär) und die Kosten für 
die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung der 
SWSee Beteiligungs-Verwaltungsgesellschaft mbH als 
Komplementär-GmbH der SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG erstattet. Diese Zahlungen belau-
fen sich derzeit jährlich auf 7.500,00 € und werden bis 
zum 31.12.2027 voraussichtlich 75.000,00 € betra-
gen. Da dieser Betrag variieren kann, kann der Emittent 
eine genaue Höhe nicht angegeben.

Der Gesamtbetrag der Gewinnbeteiligungen, Entnahme-
rechte und sonstige Gesamtbezüge, insbesondere Gehäl-
ter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen 
jeder Art belaufen sich bis zum 31.12.2027 planmäßig 
auf mindestens 70.840.500,00 €.

Weitere Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte und sons-
tige Gesamtbezüge, insbesondere Gehälter, Gewinnbe-
teiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungs-
entgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art 
stehen dem Gründungsgesellschafter (Komplementär) 
und den Gründungsgesellschaftern (Kommanditisten) 
nicht zu.

Eintragungen und Erklärungen
Da es sich bei den Gründungsgesellschaftern (Komple-
mentär und Kommanditisten) um juristische Personen 

handelt, für die die Erstellung eines Führungszeugnisses 
nicht möglich ist, können keine weiteren Angaben im 
Hinblick auf Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen 
der Gründungsgesellschafter (Komplementär und Kom-
manditisten) wegen einer Straftat nach den §§ 263 bis 
283d des Strafgesetzbuchs, § 54 des Kreditwesengeset-
zes, § 119 des Wertpapierhandelsgesetzes oder § 369 
der Abgabenordnung gemacht werden.

Bei den Gründungsgesellschaftern (Komplementär und 
Kommanditisten) handelt es sich um juristische Personen, 
deren Sitz und Geschäftsleitung sich im Inland befindet 
und die somit als juristische Personen strafrechtlich im 
Inland nicht verfolgt werden können. Es bestehen keine 
ausländischen Verurteilungen.

Über das Vermögen der Gründungsgesellschafter (Kom-
plementär und Kommanditisten) wurde innerhalb der 
letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren eröffnet oder 
mangels Masse abgewiesen.

Die Gründungsgesellschafter (Komplementär und Kom-
manditisten) waren innerhalb der letzten fünf Jahre in 
keiner Geschäftsführung einer Gesellschaft tätig, über 
deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder 
mangels Masse abgewiesen wurde.

Gegenüber den Gründungsgesellschaftern (Komplemen-
tär und Kommanditisten) bestehen keine früheren Aufhe-
bungsverfügungen zum Betreiben von Bankgeschäften 
oder zur Erbringung von Finanzdienstleistungen durch 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Beteiligungen
Der Emittent übernimmt den Vertrieb der Vermögensanla-
gen selbst. Der Gründungsgesellschafter (Komplementär) 
ist im Rahmen seiner Geschäftsführung mit dem Vertrieb 
der emittierten Vermögensanlagen beauftragt. Die Grün-
dungsgesellschafter (Komplementär und Kommanditisten) 
sind an keinen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
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beteiligt, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögens-
anlagen beauftragt sind.

Die Gründungsgesellschafter (Komplementär und Kom-
manditisten) sind unmittelbar oder mittelbar an keinen 
Unternehmen beteiligt, die dem Emittenten Fremdkapi-
tal zur Verfügung stellen, im Zusammenhang mit der 
Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Liefer-
ungen oder Leistungen erbringen oder mit dem Emitten-
ten/Anbieter nach § 271 HGB in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind.

Tätigkeiten
Die Gründungsgesellschafter (Komplementär und 
Kommanditisten) sind für keine Unternehmen tätig, die 
mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlagen 
beauftragt sind, die dem Emittenten Fremdkapital zur 
Verfügung stellen, im Zusammenhang mit der Anschaf-
fung oder Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen 
oder Leistungen erbringen oder mit dem Emittenten/
Anbieter nach § 271 des Handelsgesetzbuchs in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Beauftragungen
Der Gründungsgesellschafter (Komplementär) ist im Rah-
men seiner Geschäftsführung mit dem Vertrieb der emit-
tierten Vermögensanlagen beauftragt. Die Gründungsge-
sellschafter (Kommanditisten) sind nicht mit dem Vertrieb 
der emittierten Vermögensanlagen beauftragt.

Die Technische Werke Friedrichshafen GmbH, Stadtwer-
ke Überlingen GmbH und die SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH & Co. KG als Gründungsgesellschafter (Kom-
manditisten) stellen dem Emittenten Fremdkapital in Form 
von Gesellschafterdarlehen für den Liquiditätsausgleich 
in Höhe von 14,74 Mio. € zur Verfügung. Die Gesell-
schafterdarlehen verteilen sich dabei auf die Technische 
Werke Friedrichshafen GmbH mit 6,4 Mio. €, auf die 
Stadtwerke Überlingen GmbH mit 8,3 Mio. € und auf 
die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG mit 

40.000 €. Im Übrigen stellen die Gründungsgesellschaf-
ter (Kommanditisten und Komplementär) dem Emittenten 
kein Fremdkapital zur Verfügung oder vermitteln es.

Die Gründungsgesellschafter (Komplementär und Kom-
manditisten) erbringen keine Lieferungen oder Leistungen 
im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte.
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GESCHÄFTSTÄTIGKEIT
(§ 8 VermVerkProspV)

Wichtigste Tätigkeitsbereiche
Der Emittent ist ein vertikal integriertes Versorgungsun-
ternehmen mit den Geschäftsfeldern Energieerzeugung, 
Energie- und Wasserverteilung, Energie- und Wasser-
verkauf, Dienstleistungen im geschäftsnahen Umfeld 
sowie Mobilitätsdienstleistungen. Der Emittent hält ferner 
mehrere Beteiligungen. Diese dienen der Verlängerung 
der eigenen Wertschöpfungskette, der Kompetenzbünde-
lung mit anderen Geschäftspartnern oder als strategische 
Kooperation.

Grundlage für den Netzbetrieb sind die entsprechenden 
energiewirtschaftlichen Konzessionen. Neben den Kon-
zessionen für Strom, Gas und Wasser in Friedrichshafen 
und Überlingen hält der Emittent weitere Konzessionen in 
Gemeinden der Bodenseeregion.

Das Vertriebsgebiet für den Strom- und Gasverkauf ist 
hauptsächlich die erweiterte Bodenseeregion. Über 
die Zweitmarke „Bodensee-Energie“ bietet der Emittent 
darüber hinaus Strom und Gas bundesweit an. Für die 
Belieferung unserer Kunden hat der Emittent die entspre-
chenden Verträge mit den jeweiligen Netzbetreibern 
abgeschlossen.

Der Wasserverkauf an Endkunden findet ausschließlich 
in den Städten Friedrichshafen und Überlingen statt.

Energie in Form von Strom und Wärme wird in einer 
Vielzahl dezentraler Anlagen verbrauchsnah gewonnen 
und an Privat- und Gewerbekunden verkauft. Hierbei 
handelt es sich vorwiegend um Energie aus Solarther-
mie, PV-Anlagen, Gasbrennwerttechnik, Blockheizkraft-
werke und Holzhackschnitzelbefeuerungsanlagen.

Der Emittent erbringt energienahe Dienstleistungen in 
besonderem Maße durch Bau und Betrieb technischer 
Anlagen für Industrie, Gewerbebetriebe, Stadtwerke 
und Kommunen sowie Abrechnungsdienstleistungen für 
andere Energieversorger. Außerdem betreut der Emittent 
mehrere Verkehrsunternehmen in der Region.

Abhängigkeit von Patenten, Lizenzen, Verträgen 
oder neuen Herstellungsverfahren
Der Emittent ist als Energieversorger von den mit den 
Versorgungskunden geschlossenen Strom-, Gas-, Wasser- 
und Wärmelieferungsverträgen, den entsprechenden 
Verträge mit den jeweiligen Netzwerkbetreibern und 
den Konzessionen zur kommunalen Energieversorgung 
abhängig. Der Emittent hat zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung über ca. 61 320 Stromkunden, ca. 19 000 
Gaskunden und ca. 19 900 Wasserkunden. Der Bestand 
und der Ausbau dieser Verträge sind für die Geschäfts-
tätigkeit des Emittenten von wesentlicher Bedeutung, da 
diese Verträge die Haupteinnahmequelle des Emittenten 
darstellen. Sollte diese Einnahmequelle wegfallen, könnte 
der Emittent nicht mehr in der Lage sein, die Zinsaus-
schüttungen und die Rückzahlung des Genussrechtskapi-
tals an den Anleger zu leisten.

Im Übrigen ist der Emittent von keinen weiteren Verträ-
gen sowie von Patenten, Lizenzen oder neuen Herstel-
lungsverfahren, die von wesentlicher Bedeutung für die 
Geschäftstätigkeit oder Ertragslage des Emittenten sind, 
abhängig.

Gerichts-, Schieds- und Verwaltungsverfahren
Es sind keine Gerichts-, Schieds- oder Verwaltungsverfah-
ren, die einen Einfluss auf die wirtschaftliche Lage des 
Emittenten oder auf die Vermögensanlagen haben, an- 
oder rechtshängig.

Angaben über die laufenden Investitionen
Beim Emittenten bestehen zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung laufende Investitionen. Der Emittent investiert 
laufend in Anlagen, Netze und in Finanzanlagen. Die 
für 2018 geplanten Investitionen belaufen sich auf 
16,3 Mio. € in Sachanlagen und 2,5 Mio. € in Finanz-
anlagen.
Die laufenden Investitionen sind dabei:

Energiesysteme: 0,44 Mio. € im ersten Halbjahr 
2018; 2,4 Mio. € als geplantes Gesamtinvestiti-
onsvolumen in 2018
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Netze: 4,4 Mio. € im ersten Halbjahr 2018; 
12,9 Mio. € als geplantes Gesamtinvestitionsvo-
lumen in 2018
Marktprozesse: 0,19 Mio. € im ersten Halbjahr 
2018; 1,0 Mio. € als geplantes Gesamtinvestiti-
onsvolumen in 2018
Finanzen/Verwaltung: 1,1 Mio. € im ersten 
Halbjahr 2018; 2,5 Mio. € als geplantes Ge-
samtinvestitionsvolumen in 2018

Außergewöhnliche Ereignisse
Die Tätigkeit des Emittenten ist nicht durch außergewöhn-
liche Ereignisse beeinflusst worden.

E-Mobilität - ein wichtiges Zukunftsfeld für das STADTWERK AM SEE
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ANLAGEZIELE UND ANLAGEPOLITIK
(§ 9 VermVerkProspV)

Anlageobjekte
Das in 2016 und 2017 eingeworbene Emissionsvolumen 
der Vermögensanlagen "Genussrecht SWSee Basis" und 
"Genussrecht SWSee Premium" in Höhe von 10 Mio. € 
hat der Emittent in Infrastrukturprojekte in den Bereichen 
Stromnetz, Gasnetz, Wasserversorgung und Nahwär-
meversorgung investiert. Das Investitionsvolumen betrug 
in diesen Bereichen in den Jahren 2016 und 2017 
insgesamt 11.217.875,00 €, wobei ein Betrag in Höhe 
von 1.217.875,00 € mit einem Bankdarlehen im Jahr 
2016 fremdfinanziert wurde (siehe "Voraussichtliche 
Gesamtkosten der Anlageobjekte", Seiten 57 - 59 des 
Verkaufsprospekts).

Im Bereich Stromnetz wurden hauptsächlich Investitionen 
durch die Errichtung von Umspannwerken, Trafostationen 
und Kabelverlegungen vorgenommen. Hierbei handelt es 
sich um folgende Einzelprojekte mit einem Investitionsvo-
lumen von 3.351.193,83 €:

Allgemeine Investitionen: 25.748,81 €
Aggregate Vermarktung: 146.889,17 €
110/20 kV Umspannanlagen in Friedrichshafen: 
330.190,92  €
110/20 kV Umspannanlagen in Überlingen: 
9.332,18 €
Trafostationen in Friedrichshafen: 164.040.86 €
Trafostationen in Überlingen: 242.484,46 €
Trafostationen in Frickingen: 11.262,26 €
Schaltstationen in Friedrichshafen: 8.160,00 €
Schaltstationen in Überlingen: 892,50 €
Schaltstationen in Frickingen: 405,50 €
0,4 kV Niederspannung Freileitungen in Fried-
richshafen: 57.768,87 €
0,4 kV Niederspannung Freileitungen in Überlin-
gen: 17.852,79 €
0,4 kV Niederspannung Freileitungen in Frickin-
gen: 132.641,99 €
20 kV Mittelspannung Kabel in Friedrichshafen: 
279.392,07 €
20 kV Mittelspannung Kabel in Überlingen: 
402.116,11 €

20 kV Mittelspannung Kabel in Frickingen: 
162.487,87 €
0,4 kV Niederspannung Kabel in Friedrichsha-
fen: 437.292,14 €
0,4 kV Niederspannung Kabel in Überlingen: 
246.808,53 €
0,4 kV Niederspannung Kabel in Frickingen: 
326.917,33 €
0,4 kV Niederspannung Anschlüsse in Friedrichs-
hafen: 322.291,06 €
0,4 kV Niederspannung Anschlüsse in Überlin-
gen: 26.007,11
0,4 kV Niederspannung Anschlüsse in Frickin-
gen: 211,30 €

Im Bereich Gasnetz wurde hauptsächlich das Gasvertei-
lernetz im Versorgungsgebiet des Emittenten ertüchtigt 
und instand gesetzt. Hierbei handelt es sich um folgende 
Einzelprojekte mit einem Investitionsvolumen von 
2.928.438,15 €:

Allgemeine Investitionen: 36.961,27 €
Gasbezugsanlagen in Friedrichshafen: 
8.165,89 €
Gasreglerstationen in Friedrichshafen: 
76.461,09 €
Gasreglerstationen in Überlingen: 2.760,96 €
Gashochdruckleitungen in Friedrichshafen: 
280.711,05 €
Gashochdruckleitungen in Überlingen: 
12.954,13 €
Gashochdruckleitungen in Meckenbeuren: 
14.340,34 €
Gasverteilnetz in Friedrichshafen: 186.967,52 €
Gasverteilnetz in Überlingen: 199.903,91 €
Gasverteilnetz in Immenstaad am Bodensee: 
37.769,94 €
Gasverteilnetz in Markdorf: 26,880,27 €
Gasverteilnetz in Bermatingen: 8.690,60 €
Gasverteilnetz in Deggenhausertal: 
427.079,58 €
Gasverteilnetz in Meersburg: 60.232,06 €
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Gasverteilnetz in Daisendorf: 7.601,12 €
Gasverteilnetz in Frickingen: 308.344,15 €
Gasverteilnetz in Heiligenberg: 463.855,94 €
Gasanschlüsse in Friedrichshafen: 399.355,77 €
Gasanschlüsse in Überlingen: 60.513,09 €
Gasanschlüsse in Immenstaad am Bodensee: 
49.595,71 €
Gasanschlüsse in Markdorf: 102.703,44 €
Gasanschlüsse in Bermatingen: 40.460,28 €
Gasanschlüsse in Deggenhausertal: 
81.486,74 €
Gasanschlüsse in Meersburg: 25.987,72 €
Gasanschlüsse in Stetten: 2.769,94 €
Gasanschlüsse in Daisendorf: 5.885,64 €

Im Bereich Wasserversorgung wurde hauptsächlich 
in Wasserwerke, Pumpwerke und das Wasserrohr-
netz investiert. Hierbei handelt es sich um folgende 
Einzelprojekte mit einem Investitionsvolumen von 
3.339.050,12 €:

Allgemeine Investitionen: 33.513,06 €
Seewasserwerk in Friedrichshafen: 78.691,07 €
Seewasserwerk in Überlingen: 8.120,72 €
Hochbehälter/Pumpwerke in Friedrichshafen: 
987.913,62 €
Hochbehälter/Pumpwerke in Überlingen: 
229.193,69 €
Wasserrohrnetz in Friedrichshafen: 
786.834,89 €
Wasserrohrnetz in Überlingen: 923.195,23 €
Wasseranschlüsse in Friedrichshafen: 
281.812,05 €
Wasseranschlüsse in Überlingen: 9.775,79 €

Im Bereich Nahwärmeversorgung wurde hauptsäch-
lich in das Nahwärmenetz im Versorgungsgebiet des 
Emittenten investiert. Hierbei handelt es sich um folgen-
de Einzelprojekte mit einem Investitionsvolumen von 
1.599.192,90 €:

Allgemeine Investitionen: 19.417,13 €
Klinikum Tettnang Blockheizkraftwerk: 
3.356,40 €

Karl-Olga-Park: 2.218,50 €
Sportbad Friedrichshafen: 412.804,23 €
Löwental/Kornblumenstraße in Friedrichshafen: 
131.806,93 €
Freibad Fischbach: 136.941,87 €
Nordstadt Friedrichshafen: 17.465,50 €
Heinrich-Heine-Straße in Friedrichshafen: 
214.893,70 €
Fischbach: 54.879,58 €
Berufsschulzentrum in Friedrichshafen: 
29.661,03 €
Wellenbad Ailingen: 27.464,66 €
Am Schättlisberg in Überlingen: 5.691,69 €
Parkhaus West in Überlingen: 46.529,87 €
Klinik 14 Nothelfer in Weingarten: 8.449,50 €
Ravensburgerstraße in Friedrichshafen: 
58.792,33 €
Dornierstraße 4 in Friedrichshafen: 661,54 €
Uhldingen: 157.560,65 €
Wohnungseigentumsgemeinschaft Carl-Benz-
Weg in Überlingen: 79.657,29 €
Heiligenberg: 171.370,05 €
Kluftern: 6.908,25 €
Friedrichstraße in Friedrichshafen: 4.245,00 €
Klinikum Friedrichshafen: 8.417,20 €

Im Rahmen der Fortführung der Vermögensanlagen 
"Genussrecht SWSee Basis" und "Genussrecht SWSee 
Premium" durch die angebotenen Genussrechte "Mein  
STADTWERK AM SEE Basis" und "Mein  STADTWERK 
AM SEE Premium" hat der Emittent zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung noch keine konkreten Anlageobjekte 
identifiziert.

Der Emittent wird das über die angebotenen Vermögens-
anlagen akquirierte Kapital zur ergänzenden Finan-
zierung seines laufenden Geschäfts und seiner dabei 
vorzunehmenden Investitionen in Energiesysteme, Netze, 
Mobilität, Vertrieb und Finanzbeteiligungen verwen-
den. Die zukünftig zu identifizierenden Anlageobjekte 
sollen dabei so ausgewählt werden, dass diese aus sich 
heraus ausreichend wirtschaftlich sind, um zumindest 
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die Verzinsung der Vermögensanlagen für die Anleger 
sicherzustellen, um somit das übrige operative Geschäft 
des Emittenten durch die Verpflichtung zur Zinszahlung 
an die Anleger nicht zu belasten. Weitere Investitionskri-
terien wurden vom Emittenten zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung nicht festgelegt. Der Emittent wird jährlich 
einen Wirtschaftsplan aufstellen, in diesem die geplanten 
Investitionen darstellen und die wesentlichen Investitions-
objekte benennen.

Für das Jahr 2018 plant der Emittent mit Investitionen in 
Sachanlagen in Höhe von 16,3 Mio. € und mit Investi-
tionen in Finanzanlagen in Höhe von 2,5 Mio. € (siehe 
"Geschäftsaussichten", Seite 65 des Verkaufsprospekts). 
Diese Investitionen können Anlageobjekte für die ange-
botenen Vermögensanlagen des Emittenten werden.

Werden Finanzbeteiligungen erworben, sind die maß-
geblichen damit einhergehenden Rechte und Pflichten 
von der Art der Finanzbeteiligung abhängig. 

Werden GmbH-Gesellschaftsanteile erworben, sind mit 
diesen Gesellschaftsanteilen üblicherweise folgende 
Rechte und Pflichten verbunden:

Recht und Pflicht zur Geschäftsführung
Pflicht zur Einzahlung der Stammeinlage
Anspruch auf Gewinn- und Verlustbeteiligung entspre-
chend des Gesellschaftsanteils
Recht zur Teilnahme und Stimmrecht bei Gesellschaf-
terversammlungen
Recht auf Übertragung und Veräußerung des Gesell-
schaftsanteils
Recht auf Kündigung des Gesellschaftsanteils
Recht auf Gewinnentnahme
Recht auf Zahlung eines Auseinandersetzungsgutha-
bens bei Ausscheiden aus der Gesellschaft
Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös

Werden Kommanditanteile erworben, sind mit diesen 
Gesellschaftsanteilen üblicherweise folgende Rechte und 
Pflichten verbunden:

Anspruch auf Gewinn- und Verlustbeteiligung entspre-
chend des Kommanditanteils
Teilnahme und Stimmrecht bei Gesellschafterversamm-
lungen
Entnahmerecht
Recht auf Übertragung des Gesellschaftsanteils
Ordentliches Kündigungsrecht des Gesellschaftsan-
teils
Recht auf Abfindung bei Ausscheiden als Gesellschaf-
ter
Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös
Pflicht zur Einzahlung erhaltener Ausschüttungen im 
Falle des § 172 Abs. 4 HGB

Anlagestrategie, Anlagepolitik, Anlageziel
Die Anlagestrategie der Vermögensanlagen ist es, das 
einzuwerbende Genussrechtskapital in Anlageobjekte 
zu investieren. Zusammen mit dem Cashflow aus den 
Anlageobjekten und der übrigen Geschäftstätigkeit des 
Emittenten soll ein ausreichender Überschuss erwirtschaf-
tet werden, um die vertraglichen Zinsausschüttungen 
und die Rückzahlung des Genussrechtskapitals an den 
Anleger sicherstellen zu können.

Die Anlagepolitik der Vermögensanlagen entspricht dem 
im Gesellschaftsvertrag festgelegten Gegenstand der 
Gesellschaft. Hierbei soll die operative und finanzielle 
Flexibilität erhöht werden, um damit unter anderem 
die Realisierung zukünftiger Anlageobjekte möglich zu 
machen.

Das Anlageziel der Vermögensanlagen ist es, eine Betei-
ligung der Bürger am Emittenten anzubieten, um dadurch 
eine Kundenbindung und eine Neukundengewinnung 
durch Abschluss von Strom- und/oder Gaslieferungsver-
trägen zu erreichen. Zudem soll durch die Emission der 
Vermögensanlagen eine Stärkung der Eigenkapitalquote 
erreicht werden. 

Es ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht 
geplant, die Anlagestrategie und die Anlagepolitik zu 
ändern. Eine Änderung der Anlagestrategie ist grund-
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sätzlich durch eine andere Investitionsentscheidung der 
Geschäftsführung des Emittenten möglich. Eine Änderung 
der Anlagepolitik ist nur durch eine Änderung des 
Unternehmensgegenstandes im Gesellschaftsvertrag mög-
lich. Hierfür wäre ein satzungsändernder Beschluss mit 
einer Mehrheit von 85 % notwendig. Zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung besteht bei dem Emittenten nicht die 
Absicht, die oben beschriebene Anlagestrategie und An-
lagepolitik der Vermögensanlagen zu ändern. Derivate 
und Termingeschäfte werden nicht eingesetzt.

Nettoeinnahmen
Der Emittent verwendet nicht die Nettoeinnahmen (Emis-
sionsvolumen der Genussrechte "Mein STADTWERK AM 
SEE Basis" und "Mein STADTWERK AM SEE Premium" 
abzüglich Weichkosten), sondern den Gesamtbetrag der 
angebotenen Vermögensanlagen und investiert diesen 
Betrag vollständig in die zukünftigen Anlageobjekte. Der 
Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlagen ist 
aber nicht ausreichend, weshalb der Emittent weiteres 
Fremdkapital und eigenkapitalähnliche Mittel aufnehmen 
wird. In welcher Höhe der Emittent den Gesamtbetrag 
der angebotenen Vermögensanlagen verwenden wird, 
um diese in etwaige in dem Wirtschaftsplan dargestellten 
Investitionsvorhaben zu investieren, steht zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung noch nicht fest.

Die Kosten der Vermögensanlagen, wie Kosten der 
Rechts- und Steuerberatung, Prospekterstellung und 
Prospektdruck bestreitet der Emittent aus vorhandenen 
liquiden Mitteln.

Für sonstige Zwecke wird der Gesamtbetrag der angebo-
tenen Vermögensanlagen nicht genutzt.

Realisierungsgrad
Das Emissionsvolumen der in 2016 und 2017 emittierten 
Vermögensanlagen "Genussrecht SWSee Basis" und 
"Genussrecht SWSee Premium" in Höhe von 10 Mio. € 
wurde vollständig in Anlageobjekte in den Bereichen 
Stromnetz, Gasnetz, Wasserversorgung, Telekommuni-

kation und Nahwärmeversorgung investiert. Der Realise-
rungsgrad beträgt 100 %.

In welche Anlageobjekte der Emittent das zu akquirieren-
de Kapital aus den angebotenen Genussrechten "Mein 
STADTWERK AM SEE Basis" und "Mein STADTWERK 
AM SEE Premium" investieren wird, steht zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung noch nicht fest, weshalb keine 
Angaben über den Realisierungsgrad dieser zukünftigen 
Anlageobjekte gemacht werden können. Der Realisie-
rungsgrad beträgt 0 %.

Weitere Angaben zu den Anlageobjekten
Realisierte Anlageobjekte in den Bereichen Stromnetz, 
Gasnetz, Wasserversorgung und Nahwärmeversorgung
Dem Emittent als Prospektverantwortlichen und Anbieter 
steht das Eigentum an allen bereits realisierten Anla-
geobjekten zu. Im Übrigen stehen und standen dem 
Prospektverantwortlichen und Anbieter, den Gründungs-
gesellschaftern und Gesellschaftern zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung, dem Mitglied der Geschäftsführung 
des Emittenten sowie den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
des Emittenten kein Eigentum an den Anlageobjekten 
oder wesentlichen Teilen derselben oder aus anderen 
Gründen eine dingliche Berechtigung an den Anlageob-
jekten zu.

Bei den realisierten Anlageobjekten bestehen keine nicht 
nur unerhebliche dingliche Belastungen, rechtliche oder 
tatsächliche Beschränkungen der Verwendungsmöglich-
keit der Anlageobjekte, insbesondere im Hinblick auf 
das Anlageziel.

Bei den realisierten Anlageobjekten hat der Emittent in 
den Jahren 2016 und 2017 für die Errichtung und/oder 
Instandhaltung der Anlageobjekte Verträge mit Drittunter-
nehmen abgeschlossen, die die jeweilige Werkleistung 
ausführten oder die entsprechenden Leistungen in Eigen-
regie erbracht. Der Emittent hat über die Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte oder wesentlicher 
Teile davon Verträge abgeschlossen.
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Für die realisierten Anlageobjekte waren bei den 
Neubauten entsprechende behördliche Genehmigungen 
(Baugenehmigungen) erforderlich. Diese wurden in den 
Jahren 2016 und 2017 erteilt.

Für die realisierten Anlageobjekte wurden keine Bewer-
tungsgutachten erstellt.

Für die realisierten Anlageobjekte hat der Emittent 
als Prospektverantwortlicher und Anbieter Leistungen 
erbracht, indem er mit beauftragten Drittunternehmen 
Werkleistungsverträge ausgehandelt und abgeschlossen 
hat. Zudem hat der Emittent Leistungen erbracht, sofern 
er die Anlageobjekte selbst teilweise oder vollständig 
errichtet hat. Im Übrigen hat der Prospektverantwort-
liche und Anbieter, die Gründungsgesellschafter und 
Gesellschafter zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung, 
das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten sowie 
die Mitglieder des Aufsichtsrats der Emittenten keine 
Lieferungen oder Leistungen zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung erbracht.

Für die realisierten Anlageobjekte wird von der näheren 
Darstellung der geschlossenen Verträge, der erforder-
lichen behördlichen Genehmigungen und der vom 
Emittenten erbrachten Leistungen abgesehen, da diese 
Angaben nur von geringer Bedeutung und nicht geeignet 
sind, die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage und der Entwicklungsaussichten des Emittenten 
zu beeinflussen.

Zukünftig zu realisierende Anlageobjekte
Da zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch keine 
zukünftigen, mit den angebotenen Genussrechten "Mein 
STADTWERK AM SEE Basis" und "Mein STADTWERK 
AM SEE Premium" zu finanzierende Anlageobjekte 
existieren, können keine Angaben darüber gemacht 
werden, ob dem Prospektverantwortlichen und Anbieter, 
den Gründungsgesellschaftern und Gesellschaftern zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung, dem Mitglied der 
Geschäftsführung des Emittenten sowie den Mitglie-

dern des Aufsichtsrats des Emittenten Eigentum an den 
Anlageobjekten oder wesentlichen Teilen derselben 
zustanden oder zustehen oder ob diesen Personen aus 
anderen Gründen eine dingliche Berechtigung an den 
Anlageobjekten zusteht.

Da zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch keine 
zukünftigen, mit den angebotenen Genussrechten "Mein 
STADTWERK AM SEE Basis" und "Mein STADTWERK 
AM SEE Premium" zu finanzierende Anlageobjekte 
existieren, können keine Angaben darüber gemacht 
werden, ob nicht nur unerhebliche dingliche Belastungen 
bestehen oder ob rechtliche oder tatsächliche Beschrän-
kungen der Verwendungsmöglichkeit der Anlageobjekte, 
insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel bestehen. 
Zudem hat der Emittent aus diesem Grund auch noch kei-
ne Verträge über die Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte oder wesentlicher Teile davon zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung geschlossen. Der Emittent 
kann keine Angaben dazu machen, ob für zukünftige 
Anlageobjekte behördliche Genehmigungen erforderlich 
sind. 

Da zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch keine 
zukünftigen, mit den angebotenen Genussrechten "Mein 
STADTWERK AM SEE Basis" und "Mein STADTWERK 
AM SEE Premium" zu finanzierende Anlageobjekte 
bekannt sind, kann keine Aussage getroffen werden, ob 
Bewertungsgutachten für Anlageobjekte bestehen. Der 
Prospektverantwortliche und Anbieter, die Gründungs-
gesellschafter und Gesellschafter zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung, das Mitglied der Geschäftsführung 
des Emittenten sowie die Mitglieder des Aufsichtsrats der 
Emittenten haben keine Lieferungen oder Leistungen zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung erbracht.

Voraussichtliche Gesamtkosten der Anlage-
objekte
Der Emittent plant derzeit mit einer Kapitalaufnahme 
in den Jahren 2016 bis 2019 in Höhe von insgesamt 
73,2 Mio. €, wobei im Jahr 2016 3,2 Mio. € Fremdka-



58  Anlageziele und Anlagepolitik

pital und 10 Mio. € eigenkapitalähnliche Mittel durch 
die Emission der Vermögensanlagen "Genussrecht  
SWSee Basis" und "Genussrecht SWSee Premium" 
aufgenommen wurden. Von dem aufgenommenen Fremd-
kapital in Höhe von 3,2 Mio. € wurden ca. 1,2 Mio. € 
in die bereits realisierten Anlageobjekte investiert. Das 
übrige Fremdkapital wurde nicht in Anlageobjekte, son-
dern in andere Projekte des Emittenten investiert. In den 
Jahren 2018 und 2019 sollen weitere 50 Mio. € Fremd-
kapital und 7,5 Mio. € bzw. 10 Mio. € eigenkapital- 
ähnlicher Mittel bei Wahrnehmung der Erhöhungsoption 
durch die angebotenen Vermögensanlagen aufgenom-
men werden.

Die mit den angebotenen Vermögensanlagen akqui-
rierten eigenkapitalähnlichen Mittel von mindestens 
7,5 Mio. € bis maximal 10 Mio. € sollen in den Jahren 
2018 und 2019 realisiert und auch in diesen Jahren in 
zukünftige, zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch 
nicht bekannte Anlageobjekte investiert werden.

Die Kapitalaufnahme (Mittelherkunft) in den Jahren 
2016 bis 2019 für bereits realisierte und zukünftige 
Anlageobjekte des Emittenten beläuft sich auf insgesamt 
71,2 Mio. €.

Mittelherkunft (PROGNOSE)

Fremdkapitalaufnahme 2016 hinsichtlich realisierter 
Anlageobjekte 
(Bankdarlehen)

1,2 Mio. €

eigenkapitalähnliche Mittel aus den Vermögensan-
lagen 
("Genussrecht SWSee Basis" und  
"Genussrecht SWSee Premium")

10 Mio. €

eigenkapitalähnliche Mittel aus den angebotenen 
Vermögensanlagen 
("Mein STADTWERK AM SEE Basis" und  
"Mein STADTWERK AM SEE Premium")

max. 
10 Mio. €

Fremdkapitalaufnahme 2018 und 2019 
(Bankdarlehen)

50 Mio. €

Gesamt 71,2 Mio. €

Da es sich bei den einzuwerbenden eigenkapitalähnli-
chen Mitteln aus den angebotenen Genussrechten „Mein 
STADTWERK AM SEE Basis“ und „Mein STADTWERK 
AM SEE Premium“ um eine Fortführung der Emissionen 
der in 2016 und 2017 emittierten Vermögensanlagen 
"Genussrecht SWSee Basis" und "Genussrecht SWSee 
Premium" handelt, sind die  Konditionen identisch und 
unterliegen den Genussrechtsbedingungen (siehe Seiten 
120 - 125 des Verkaufspros pekts). Das Genussrechts-
kapital soll beim Emittenten mindestens sieben volle Be-
teiligungsjahre verbleiben und wird beim "Genussrecht 
SWSee Basis" und beim Genussrecht „Mein STADT-
WERK AM SEE Basis“ mit Zinsen in Höhe  von 2,0 % 
p. a. und beim "Genussrecht SWSee Premium" und beim 
Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Premium“ mit 
Zinsen in Höhe von 2,7 % p. a. verzinst. Die Zahlung 
und Fälligkeit der Zinszahlung unterliegt der Bedingung, 
dass der Emittent einen ausreichenden Jahresüberschuss 
erzielt hat und zum Zeitpunkt der Fälligkeit über eine 
ausreichende Liquidität verfügt. Fällig wird die Rück-
zahlung der angebotenen Genussrechte an die Anleger 
spätestens sechs Wochen nach der Feststellung des Jah-
resabschlusses des Emittenten des Jahres, zu dessen Jah-
resende der Anleger seine ordentliche Kündigung erklärt 
hat. Das "Genussrecht SWSee Basis" und das "Genuss-
recht SWSee Premium" sind bei Beginn der Laufzeit des 
Genussrechts im Jahr 2016 frühestens zum 31.12.2023 
und bei Beginn der Laufzeit des Genussrechts im Jahr 
2017 frühestens zum 31.12.2024 ordentlich kündbar. 
Das Genussrecht "Mein STADTWERK AM SEE Basis“ und 
das Genussrecht "Mein STADTWERK AM SEE Premium" 
sind bei Beginn der Laufzeit des Genussrechts im Jahr 
2018 frühestens zum 31.12.2025 und bei Beginn der 
Laufzeit des Genussrechts im Jahr 2019 frühestens zum 
31.12.2026 ordentlich kündbar. 

Die eigenkapitalähnlichen Mittel aus den Vermögensan-
lagen "Genussrecht SWSee Basis" und das "Genussrecht 
SWSee Premium" sind vollständig eingeworben und 
damit verbindlich zugesagt. Die eigenkapitalähnlichen 
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Mittel aus den Vermögensanlagen Genussrecht "Mein 
STADTWERK AM SEE Basis“ und das Genussrecht "Mein 
STADTWERK AM SEE Premium" sind nicht verbindlich 
zugesagt.

Bei dem im Jahr 2016 aufgenommenen Fremdkapital 
handelt es sich um ein Bankdarlehen vom 31.03.2016 
in Höhe von knapp 3,2 Mio. € mit einem Zinssatz von 
0,75 % p.a., einer Laufzeit bis zum 31.03.2036 und 
einer Zinsbindung bis zum 31.03.2026. Der Emittent 
tilgt dieses Darlehen seit dem 30.06.2017 in Höhe von 
42.000 € pro Quartal. Sicherheiten mussten vom Emit-
tenten keine gegeben werden. Von diesem Bankdarlehen 
wurden etwas über 1,2 Mio. € in die bereits realisierten 
Anlageobjekte in den Bereichen Stromnetz, Gasnetz, 
Wasserversorgung und Nahwärmeversorgung investiert.

Die Konditionen des in 2018 und in 2019 aufzunehmen-
den Fremdkapitals stehen zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung noch nicht fest.

Das Fremdkapital ist nicht verbindlich zugesagt.

Im Übrigen stehen die Konditionen und Fälligkeiten der 
zukünftig vom Emittenten aufzunehmenden Fremdmittel 
nicht fest. Der Umfang der aufzunehmenden Fremdmittel 
ist nicht verbindlich zugesagt. Aufzunehmende Fremdmit-
tel sind von niemandem verbindlich zugesagt.

Eine Zwischenfinanzierung ist nicht geplant.

Mittelverwendung (PROGNOSE)

bereits realisierte Anlageobjekte in den Berei-
chen Stromnetz, Gasnetz, Wasserversorgung 
und Nahwärmeversorgung

11,2 Mio. €

noch nicht identifizierte Anlageobjekte 60 Mio. €

Gesamt 71,2 Mio. €

Die eigenkapitalähnlichen Mittel wurden und werden 
vollständig in die bereits realisierten und zukünftigen, 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht 

bekannten Anlageobjekte investiert. Die Mittel aus der 
Fremdfinanzierung wurden und werden teilweise in die 
bereits realisierten und zukünftigen, zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung noch nicht bekannten Anlageobjekte 
investiert.

Fremdkapitalquote
Zum 31.12.2017 wies der Emittent eine Fremdkapital-
quote von 44,4 % und zum Zeitpunkt der Zwischenüber-
sicht (31.07.2018) eine Fremdkapitalquote von 45,1 % 
auf.

Für das Jahr 2018 wird vom Emittent eine Fremdkapital-
quote von 46,71 % angestrebt. 

Auswirkung eines Hebeleffekts
Anlageobjekte können bzw. werden teilweise durch Auf-
nahme von Fremdkapital finanziert. Durch die Aufnahme 
von Fremdkapital zur Realisierung einer Investition kann 
ein sogenannter (positiver) Hebeleffekt entstehen. Dieser 
tritt ein, wenn die auf das Fremdkapital zu zahlenden 
Zinsen geringer ausfallen, als die aus der Investition er-
warteten Rückflüsse. Ein Hebeleffekt bewirkt höhere Rück-
flüsse in Prozent bezogen auf das Eigenkapital, als diese 
ohne den Einsatz von Fremdkapital zu erzielen wären. 
Höhere Rückflüsse können zu höheren Zinsausschüttun-
gen an die Anleger führen. Ein negativer Hebeleffekt tritt 
dann ein, wenn die auf das Fremdkapital zu zahlenden 
Zinsen höher ausfallen, als die aus der Investition erwar-
teten Rückflüsse. Dies könnte zu einer Verringerung oder 
einem Ausfall der Zinsausschüttungen an den Anleger 
führen.
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Neu sanierter Wasser-Hochbehälter am Standort Friedrichshafen-Raderach
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GESCHÄFTSFÜHRER UND MITGLIEDER DES 
AUFSICHTSRATS
(§ 12 VermVerkProspV)

Hinweis
Der Emittent, der Anbieter und der Prospektverantwortli-
che sind personenidentisch, weshalb sich die nachfolgen-
den Angaben gemäß § 12 Abs. 1 – 4 VermVerkProspV 
auch auf die Angaben zu diesen Personen gemäß § 12 
Abs. 6 VermVerkProspV erstrecken.

Geschäftsführung
Die Geschäftsführung des Emittenten wird vom Kom-
plementär, der Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH, 
übernommen.

Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten
Herr Alexander-Florian Bürkle

Geschäftsanschrift:
Kornblumenstr. 7/1, 88046 Friedrichshafen

Funktion des Mitglieds der Geschäftsführung 
des Emittenten
Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten führt 
die Geschäfte des Emittenten.

Gesamtbezüge des Mitglieds der Geschäftsfüh-
rung des Emittenten
Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten erhält 
eine Geschäftsführervergütung. Diese kann aber in 
Bezug auf die angebotenen Vermögensanlagen nicht 
gesondert ausgewiesen werden. Im Übrigen stehen 
dem Mitglied der Geschäftsführung in Bezug auf die 
angebotene Vermögensanlagen keine Gewinnbeteili-
gungen, Entnahmerechte oder sonstige Gesamtbezüge, 
insbesondere Gehälter, Provisionen und Nebenleistungen 
jeder Art zu.

Eintragungen und Erklärungen
Bei dem Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten 
handelt es sich um einen deutschen Staatsangehörigen 
und es bestehen keine Eintragungen in Bezug auf Verur-
teilungen wegen einer Straftat nach den §§ 263 – 283d 
des Strafgesetzbuchs, § 54 des Kreditwesengesetzes, 

§ 119 des Wertpapierhandelsgesetzes oder § 369 der 
Abgabenordnung oder einer ausländischen Verurteilung, 
die mit den vorgenannten Straftaten vergleichbar ist. Das 
zugrunde gelegte Führungszeugnis ist zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung nicht älter als sechs Monate.

Über das Vermögen des Mitglieds der Geschäftsführung 
des Emittenten wurde innerhalb der letzten fünf Jahre 
kein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgewiesen.

Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten war 
innerhalb der letzten fünf Jahre nicht in der Geschäfts-
führung einer Gesellschaft tätig, über deren Vermögen 
ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgewiesen wurde.

Von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
wurden keine Verfügungen gegenüber dem Mitglied der 
Geschäftsführung des Emittenten zur Aufhebung einer 
Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften oder zur 
Erbringung von Finanzdienstleistungen getroffen.

Tätigkeiten
Der Emittent übernimmt den Vertrieb der angebotenen 
Vermögensanlagen selbst. Die Stadtwerk am See Ver-
waltungs GmbH ist als Komplementär im Rahmen seiner 
Geschäftsführung mit dem Vertrieb der emittierten Ver-
mögensanlagen beauftragt. Daher ist das Mitglied der 
Geschäftsführung des Emittenten für das Unternehmen 
tätig, das mit dem Vertrieb der angebotenen Vermö-
gensanlagen betraut ist. Im Übrigen ist das Mitglied der 
Geschäftsführung des Emittenten für kein Unternehmen 
tätig, das mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögens-
anlagen betraut ist.

Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten ist 
auch Mitglied der Geschäftsführung der Technische 
Werke Friedrichshafen GmbH und der SWSee Beteili-
gungsgesellschaft mbH & Co. KG, die dem Emittenten 
Fremdkapital in Form von Gesellschafterdarlehen für den 
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Liquiditätsausgleich in Höhe von 6,44 Mio. € zur Verfü-
gung stellen. Im Übrigen ist das Mitglied der Geschäfts-
führung des Emittenten für keine Unternehmen tätig, die 
dem Emittenten Fremdkapital geben.

Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten ist für 
keine Unternehmen tätig, die Lieferungen oder Leistungen 
im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte erbringen.

Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten ist 
auch Mitglied der Geschäftsführung der Stadtwerk am 
See Verwaltungs GmbH als Gründungsgesellschafter 
und Gesellschafter zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung (Komplementär), der Technische Werke Fried-
richshafen GmbH und Mitglied der Geschäftsführung 
der SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 
als Gründungsgesellschafter und Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung (Kommanditisten) und 
Mitglied des Aufsichtsrats der EnergiePartner GmbH, der 
KommunalPartner Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. 
KG, der Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG und-
der Südwestdeutsche Stromhandels GmbH und damit für 
Unternehmen tätig, die mit dem Emittenten und Anbieter 
nach § 271 des Handelsgesetzbuchs in einem Beteili-
gungsverhältnis stehen oder verbunden sind. Im Übrigen 
ist das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten 
für keine Unternehmen tätig, die mit dem Emittenten/
Anbieter nach § 271 des Handelsgesetzbuchs in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Beteiligungen
Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten ist an 
keinen Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt, die mit dem Vertrieb der ange-
botenen Vermögensanlagen betraut sind, dem Emittenten 
Fremdkapital geben, Lieferungen oder Leistungen in 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte erbringen oder mit dem Emittenten/
Anbieter nach § 271 des Handelsgesetzbuchs in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Weitere Angaben zu dem Mitglied der Ge-
schäftsführung des Emittenten
Das Mitglied der Geschäftsführung des Emittenten ist 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung weder mit dem 
Vertrieb der emittierten Vermögensanlagen beauftragt, 
noch stellt es zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung dem 
Emittenten Fremdkapital zur Verfügung oder vermittelt 
es, noch erbringt es Lieferungen oder Leistungen im Zu-
sammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte.

Vorstand, Aufsichtsrat, Beirat
Beim Emittenten besteht ein Aufsichtsrat. Ein Vorstand 
und ein Beirat bestehen nicht.

Mitglieder und Geschäftsanschriften der Mitglie-
der des Aufsichtsrats des Emittenten

Jan Zeitler, Oberbürgermeister Stadt Über lingen, 
Vorsitzender, Rathaus Überlingen,  
Münsterstraße 15 – 17, 88662 Überlingen 
Andreas Brand, Oberbürgermeister Stadt Friedrichs-
hafen, stellvertr. Vorsitzender, Rathaus Friedrichsha-
fen, Adenauerplatz 1, 88045 Friedrichshafen
Rita Barnasiow, Auf dem Ruhbühl 5,  
88090 Immenstaad
Franz Bernhard, Kirchbühl 13,  
88048 Friedrichshafen
Angelika Drießen, Eckmähde 42/1,  
88048 Friedrichshafen 
Franz Egle, Talstraße 6,  
88677 Markdorf
Eduard Hager, Hägleweg 8,  
88045 Friedrichshafen
Ulrich Heliosch, Achstrasse 9,  
88046 Friedrichshafen
Sylvia Hiß-Petrowitz, Friedrichstraße 85,  
88045 Friedrichshafen
Markus Hörmann, Barbarossastraße 4,  
88046 Friedrichshafen
Günter Hornstein, Zum Hasel 3,  
88662 Überlingen
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Mirjam Hornung, Tannenburgstraße 3,  
88048 Friedrichshafen 
Dr. Ulrich Kleine, Lotzbeckstraße 45,  
77933 Lahr
Peter Mohr, Am Obstgarten 5,  
88048 Friedrichshafen
Karl-Heinz Mommertz, Oberhofstraße 124,  
88045 Friedrichshafen
Stefan Schrode, Rathaus Friedrichshafen,  
Adenauerplatz 1, 88045 Friedrichshafen
Walter Sorms, Rengoldshauser Straße 29f,  
88662 Überlingen
Lothar Thum, Brunnenstraße 2b,  
88662 Überlingen
Jürgen Stukle, Bürgermeister der Gemeinde  
Frickingen, ständiger Gast, Rathaus Frickingen,  
Kirchstraße 7, 88699 Frickingen

Funktion der Mitglieder des Aufsichtsrats des 
Emittenten
Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten haben  
die Mitglieder der Geschäftsführung des Emittenten zu 
überwachen, zu fördern und zu beraten. Der Aufsichtsrat 
bildet aus seiner Mitte heraus einen Tarifausschuss und 
einen Personalausschuss. Unter den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats des Emittenten gibt es darüber hinaus keine 
Funktionstrennung.

Gesamtbezüge der Mitglieder des Aufsichtsrats 
des Emittenten
Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten erhalten 
eine jährliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 
102.900,00 € (Basis: 2017) und ein jährliches Sit-
zungsgeld in Höhe von 6.900,00 € (Basis: 2017). Bis 
zum 31.12.2027 belaufen sich die Aufwandsentschä-
digungen auf 1.029.000,00 €. Die Höhe der bis zum 
31.12.2027 anfallenden Sitzungsgelder würde sich auf 
69.000,00 € belaufen, sofern sich die Anzahl der Teil-
nehmer nicht ändert. Eine Änderung der Anzahl der Mit-
glieder des Aufsichtsrats des Emittenten kann gem. § 10 
Abs. 1 Buchst. d) des Gesellschaftsvertrags des Emitten-

ten eintreten. Derzeit kann die SWSee Beteiligungsgesell-
schaft mbH kein Mitglied des Aufsichtsrats des Emittenten 
stellen. Soweit die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH 
auf die von ihr geschuldete Kommanditeinlage einen 
Betrag in Höhe von mindestens 25 % geleistet hat, steht 
ihr das Recht zu, ein Mitglied in den Aufsichtsrat zu ent-
senden. Soweit die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH 
auf die von ihr geschuldete Kommanditeinlage einen 
Betrag in Höhe von mindestens 75 % geleistet hat, steht 
ihr das Recht zu, ein weiteres Mitglied (somit insgesamt 
zwei Mitglieder) in den Aufsichtsrat zu entsenden. 
Insgesamt fallen bei einer zum Zeitpunkt der Prospekt-
aufstellung unveränderten Anzahl der Teilnehmer bis zum 
31.12.2027 Aufwandsentschädigungen und Sitzungs-
gelder für die Mitglieder des Aufsichtsrats in Höhe von 
1.098.000,00 € an.

Darüber hinaus stehen den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
des Emittenten keine Gewinnbeteiligungen, Entnahme-
rechte sowie sonstige Gesamtbezüge, insbesondere 
Gehälter, Aufwandsentschädigungen, Versicherungsent-
gelte, Provisionen und Nebenleistungen aller Art zu.

Eintragungen und Erklärungen der Mitglieder 
des Aufsichtsrats des Emittenten
Bei den Mitgliedern des Aufsichtsrats des Emittenten 
handelt es sich um deutsche Staatsangehörige und es 
bestehen keine Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen 
wegen einer Straftat nach den §§ 263 – 283d des Straf-
gesetzbuchs, § 54 des Kreditwesengesetzes, § 119 des 
Wertpapierhandelsgesetzes oder § 369 der Abgaben-
ordnung oder einer ausländischen Verurteilung, die mit 
den vorgenannten Straftaten vergleichbar ist. Die zugrun-
de gelegten Führungszeugnisse sind zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung nicht älter als sechs Monate.

Über das Vermögen der Mitglieder des Aufsichtsrats 
des Emittenten wurde innerhalb der letzten fünf Jahre 
kein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgewiesen.
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Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten waren 
innerhalb der letzten fünf Jahre nicht in der Geschäfts-
führung einer Gesellschaft tätig, über deren Vermögen 
ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgewiesen wurde.

Von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
wurden keine Verfügungen gegenüber den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats des Emittenten zur Aufhebung einer 
Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften oder zur 
Erbringung von Finanzdienstleistungen getroffen.

Tätigkeiten der Mitglieder des Aufsichtsrats des 
Emittenten
Der Emittent übernimmt den Vertrieb der angebotenen 
Vermögensanlagen selbst. Daher sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrats des Emittenten für das Unternehmen tätig, 
das mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensan-
lagen betraut ist. Im Übrigen sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrats für kein Unternehmen tätig, das mit dem 
Vertrieb der angebotenen Vermögensanlagen betraut ist.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten sind 
für keine Unternehmen tätig, die dem Emittenten 
Fremdkapital geben, die Lieferungen und Leistungen im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte erbringen oder mit dem Emittenten/
Anbieter nach § 271 des Handelsgesetzbuchs in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Beteiligungen der Mitglieder des Aufsichtsrats 
des Emittenten
Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten sind an 
keinen Unternehmen mittelbar oder unmittelbar beteiligt, 
die mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensanla-
gen beauftragt sind, die dem Emittenten Fremdkapital 
geben, Lieferungen oder Leistungen in Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte 
erbringen oder dem Emittenten/Anbieter nach § 271 
des Handelsgesetzbuchs in einem Beteiligungsverhältnis 
stehen oder verbunden sind.

Weitere Angaben zu den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats des Emittenten
Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Emittenten sind zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung weder mit dem Vertrieb 
der emittierten Vermögensanlagen beauftragt, noch 
stellen sie zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung dem 
Emittenten Fremdkapital zur Verfügung oder vermitteln 
es, noch erbringen sie Lieferungen oder Leistungen im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte.

Sonstige Personen i. S. d. § 12 Abs. 6 
VermVerkProspV
Sonstige Personen i. S. d. § 12 Abs. 6 VermVerkProspV 
existieren nicht.
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JÜNGSTER GESCHÄFTSGANG UND GESCHÄFTS-
AUSSICHTEN
(§ 13 VermVerkProspV)

Jüngster Geschäftsgang
Für das erste Quartal 2018 belaufen sich die Umsatzer-
löse des Emittenten mit 61,7 Mio. € um ca. 1 Mio. € 
über der Prognose des Wirtschaftsplans 2018. Auch der 
Überschuss des Emittenten übertrifft mit 3,6 Mio. € die 
Prognose des Wirtschaftsplans 2018 um 440.000,00 €. 

Der Markt für regenerative Energien ist nach wie vor in 
Bewegung. Im Bereich der Elektromobilität hat der Emit-
tent regional wichtige Akzente gesetzt. Der Energiemarkt 
ist weiterhin durch eine hohe Wettbewerbsintensität 
gekennzeichnet. Der Emittent kann durch seine innova-
tiven und marktgerechten Produkte seine Marktstellung 
behaupten.

Der Emittent hat im ersten Halbjahr 2018 Investitionen in 
Sachanlagen in Höhe von ca. 5 Mio. € vorgenommen. 
Schwerpunkt der Investitionen war mit 4,4 Mio. € der 
Bereich Netz. Im Bereich der Finanzanlagen belief sich 
die Investitionssumme auf knapp 1,1 Mio. €. Der Emit-
tent hat mit Wirkung zum 01.01.2018 zusammen mit  
5 Kommunen und der EnBW die regionale Stromnetzge-
sellschaft Seeallianz GmbH & Co. KG gegründet. Der 
Anteil des Emittenten an der Gesellschaft beträgt 16 %. 
Gegenstand der Gesellschaft ist bislang die Bewirtschaf-
tung der Stromnetze in den 5 Gemeinden. Nachdem die 
Solarcomplex GmbH & Co. KG Windpark Länge den 
Zuschlag im bundesweiten Ausschreibungsverfahren zur 
Errichtung eines Windparks mit 7 Anlagen auf der Länge 
erhalten hat, hat der Emittent einen weiteren zum Kauf 
angebotenen Anteil am Windpark erworben.

Geschäftsaussichten
Für das restliche Jahr 2018 erwartet der Emittent wei-
terhin einen planmäßigen Geschäftsverlauf, sodass die 
prognostizierten Werte des Wirtschaftsplans des Emit-
tenten, insbesondere der erwartete Jahresüberschuss von 
8,4 Mio. € erreicht werden sollte (siehe "Voraussichtliche 
Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stadtwerk am 
See GmbH & Co. KG", Seiten 26 - 31 des Verkaufspro-
spekts). 

Für das Planjahr 2018 veranschlagt der Emittent Inves-
titionen in Sachanlagen in Höhe von 16,3 Mio. €. Die 
beiden größten Investitionsbereiche sind mit 12,9 Mio. € 
die Netze und mit 2,4 Mio. € Investitionen in Energiesys-
teme. Daneben sind Investitionen in Finanzanlagen in 
Höhe von 2,5 Mio. € geplant.
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GEWÄHRLEISTETE VERMÖGENSANLAGEN
(§ 14 VermVerkProspV)

Für die Verzinsung oder Rückzahlung der angebotenen Vermögensanlagen hat keine juristische Person oder Gesell-
schaft die Gewährleistung übernommen. 

Unser Standort in Überlingen
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Hinweis
Im Hinblick auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten, enthält der Verkaufsprospekt nachfolgend 
den geprüften Jahresabschluss und den Lagebericht für das zum 31. Dezember 2017 endende Geschäftsjahr.

Der Jahresabschluss des Emittenten für das zum 31. Dezember 2017 endende Geschäftsjahr wurde nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften (Handelsgesetzbuch, HGB) aufgestellt, von der Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung geprüft und mit einem, in diesem 
Verkaufsprospekt abgedruckten, uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.

Der Emittent macht von der Befreiung zur Konzernabschlusserstellung nach § 291 Abs. 1 HGB Gebrauch und erstellt 
keinen Konzernabschluss.

VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE
(§ 10 VermVerkProspV)

Unser STADTWERK AM SEE
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Bilanz der Stadtwerk am See GmbH & Co. KG, Überlingen, zum 31. Dezember 2017

Aktivseite

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2016

€ € €

A. Anlagevermögen

 I. Immaterielle Vermögensgegenstände

  1. Konzessionsähnliche Rechte 1.948.115,00 1.855.065,00

  2. Nutzungsrechte 11.176,91 11.252,91

  3. Geschäftswert 46.218,00 53.329,00

2.005.509,91 1.919.646,91

 II. Sachanlagen

  1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich 
      der Bauten auf fremden Grundstücken

 
16.503.687,19

 
14.160.248,49

  2. Technische Anlagen und Maschinen 103.246.289,00 87.097.948,00

  3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 11.134.003,00 10.304.242,00

  4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 3.694.971,28 5.852.590,19

134.578.950,47 117.415.028,68

 III. Finanzanlagen

  1. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.049.873,71 2.899.873,71

  2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 1.500.000,00 1.500.000,00

  3. Beteiligungen 9.616.536,84 8.147.164,58

  4. Sonstige Ausleihungen 3.235,73 5.099,01

14.169.646,28 12.552.137,30

Anlagevermögen 150.754.106,66 131.886.812,89

B. Umlaufvermögen

 I. Vorräte

  1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 1.500.185,35 1.506.305,97

  2. Unfertige Leistungen 376.393,15 490.900,89

  3. Waren 6.953,96 6.829,54

1.883.532,46 2.004.036,40

 II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

  1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 22.357.470,84 19.716.338,54

  2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 321.439,31 131.031,22

  3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs 
      verhältnis besteht

844.037,65 658.477,02

  4. Forderungen an Gesellschafter 316.752,77 63.033,93

  5. Forderungen an die Städte Friedrichshafen und Überlingen 1.123.445,45 1.164.188,17

  6. Sonstige Vermögensgegenstände 3.649.529,00 3.244.783,10

28.612.675,02 24.977.851,98

 III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 5.695.610,92 2.511.713,32

Umlaufvermögen 36.191.818,40 29.493.601,70

C. Rechnungsabgrenzungsposten 127.812,63 90.907,72

187.073.737,69 161.471.322,31
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Passivseite

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2016

€ € €

A. Eigenkapital

 I. Kapitalkonten

  - Technische Werke Friedrichshafen GmbH 34.000.000,00 34.000.000,00

  - Stadtwerke Überlingen GmbH 11.000.000,00 11.000.000,00

  - Stadtwerk am See Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 5.000.000,00 5.000.000,00

    davon ausstehend und nicht eingefordert -4.796.660,00 -4.796.660,00

 II. Kapitalrücklage

  Rücklagenkonto I 5.458.701,57 5.458.701,57

  Rücklagenkonto II 372.100,59 372.100,59

III. Andere Gewinnrücklagen

  Rücklagenkonto III 12.597.166,66 10.149.302,82

 IV. Genussrechtskapital 10.000.000,00 4.150.000,00

  Genussrechte

 IV. Bilanzgewinn 0,00 0,00

Eigenkapital 73.631.308,82 65.333.444,98

B. Empfangene Ertragszuschüsse 15.075.849,00 2.679.721,00

C. Rückstellungen

 1. Rückstellungen für Pensionen 1.366.000,00 1.471.000,00

 2. Steuerrückstellungen 17.000,01 167.000,01

 3. Sonstige Rückstellungen 13.925.286,98 12.539.841,13

Rückstellungen 15.308.286,99 14.177.841,14

D. Verbindlichkeiten

 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 30.515.647,64 36.136.221,32

 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 15.506.230,34 13.794.444,27

 3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 26.356,29 30.870,57

 4. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
     Beteiligungsverhältnis besteht

 
539.996,22

 
2.689.905,99

 5. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 21.822.644,89 12.995.843,08

 6. Sonstige Verbindlichkeiten 14.626.610,70 13.549.802,76

  - davon aus Steuern:                                   4.815.874,51 €

  - Vorjahr:                                                  4.346.497,42 €

Verbindlichkeiten 83.037.486,08 79.197.087,99

E. Rechnungsabgrenzungsposten 20.806,80 83.227,20

187.073.737,69 161.471.322,31



70  Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Gewinn- und Verlustrechnung der Stadtwerk am See GmbH & Co. KG, Überlingen, für das Geschäftsjahr 2017 (01.01. bis 31.12.)

2017 2017 Vorjahr Vorjahr

€ € T€ T€

1. Umsatzerlöse 187.045.998,74 177.229

    abzüglich Stromsteuer -10.475.698,03 -9.275

    abzüglich Energiesteuer -4.864.914,42 -4.624

171.705.386,29 163.330

2. Erhöhung des Bestandes an unfertigen Leistungen -114.507,74 -136

3. Andere aktivierte Eigenleistungen 2.390.052,52 2.722

4. Sonstige betriebliche Erträge 1.381.598,83 175.362.529,90 1.143 167.059

5. Materialaufwand

    a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für 
        bezogene Waren

 
113.044.589,50

 
106.549

    b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 4.743.552,99 3.306

    c) Konzessionsabgabe 4.200.298,85 121.988.441,34 4.194 114.049

6. Personalaufwand

    a) Löhne und Gehälter 17.908.678,29 17.405

    b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 
        davon für Altersversorgung:  
        € 1.519013,10 Vj. € 1.433595,62

 
 

4.830.628,56

 
 

22.739.306,85

 
 

4.634

 
 

22.039

7. Abschreibung auf immaterielle Vermögensgegenstände des  
    Anlagevermögens und Sachanlagen

 
8.826.460,59

 
7.767

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 9.707.019,76 9.829

9. Zwischenergebnis 12.101.301,36 13.375

10. Erträge aus Beteiligungen 
      davon aus verbundenen Unternehmen

733.095,15 
275.653,84

730 
250

11. Ertröge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 37.555,26 38

12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.058,65 2

13. Abschreibung auf Finanzanlagen 45.000,00 171

14. Aufwendungen aus Verlustübernahme 85.350,00 96

15. Zinsen und ähnliche aufwendungen  
      davon Aufzinsung Rückstellungen

1.485.064,67 
138.049,00

1.522

16. Ergebnis vor Steuern 11.257.595,75 12.356

17. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 1.188.751,60 1.687

18. Ergebnis nach Steuern 10.068.844,15 10.669

19. Sonstige Steuern 460.519,92 447

20. Jahresüberschuss 9.608.324,23 10.222

21. - Zuführungen Rücklagen/+ Entnahme von Rücklagen -2.447.863,84 -1.135

22. Gutschrift auf dem Entnahmekonto der Gesellschafter -7.160.460,39 -9.086

23. Ergebnis der Verwendungsrechnung/Bilanzgewinn 0,00 0
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Stadtwerk am See GmbH & Co. KG
ANHANG 

für das Wirtschaftsjahr 2017 
(01.01. bis 31.12.)

I. Allgemeine Angaben
Die Stadtwerk am See GmbH & Co. KG hat ihren Sitz 
in Überlingen und ist eingetragen in das Handelsregister 
beim Amtsgericht Freiburg im Breisgau (HRA 702913) 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

II. Angaben zur Form und Darstellung von  
Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung
Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der 
§§ 242 ff. HGB in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Um-
setzungsgesetzes (BilRUG) aufgestellt unter besonderer 
Berücksichtigung der Vorschriften für große Kapitalgesell-
schaften (§§ 264 bis 289 HGB) sowie der Bestimmun-
gen des GmbHG.

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 
entspricht der Staffelform nach dem Gesamtkostenverfah-
rengem. § 275 HGB. Die Entwicklung des Anlagever-
mögens ist in der Anlage zum Anhang (Anlagengitter) 
dargestellt.

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgt unter der 
Annahme einer positiven Fortbestehensprognose.

Die empfangenen Baukostenzuschüsse und Hausan-
schlusskostenbeiträge wurden bis 2016 erfolgsneutral 
aktivisch von den Herstellungs- oder Anschaffungskosten 
der bezuschussten Anlagen abgesetzt. Im Anlagengitter 
geschah dies durch – besonders kenntlich gemachte – 
Zuführungen zu den Wertberichtigungen unter Einfügung 
einer gesonderten Spalte "Zuschüsse kumuliert" zur 
Erhöhung der Transparenz. Ab dem Geschäftsjahr 
werden die empfangenen Baukostenzuschüsse und Haus-
anschlusskostenbeiträge als Sonderposten ausgewie-
sen. Die Vorjahreszahlen wurden nicht angepasst. Mit 

Umgliederung würden die empfangenen Baukostenzu-
schüsse und Hausanschlusskostenbeiträge zum Stichtag 
31.12.2016 13.922 TEUR betragen.

III. Erläuterungen zu den Positionen von Bilanz 
bzw. Gewinn- und Verlustrechnung bezüglich 
Ausweis, Bilanzierung und Bewertung
Angaben zu Positionen der Bilanz
Aktivseite
Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensge-
genstände und Sachanlagen sind zu Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten abzüglich der nach § 253 Abs. 
3 HGB notwendigen Abschreibungen bewertet. Die 
Herstellungskosten der selbst erstellten Anlagen enthalten 
neben den Einzelkosten die nach § 255 Abs. 2 HGB 
erforderlichen Gemeinkostenzuschläge. Fremdkapitalzin-
sen haben wir beim Ansatz der Herstellungskosten nicht 
miteinbezogen.

Bewegliche Anlagengegenstände, deren Nutzung 
zeitlich begrenzt ist, werden planmäßig unter Zugrun-
delegung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
abgeschrieben. Für die Wirtschaftsjahre bis einschließ-
lich 2009 wurden die beweglichen Anlagengegenstände 
auch degressiv im Rahmen der steuerlichen Wahlrechte 
abgeschrieben. Bei bestehenden degressiven Abschrei-
bungen wurde im Rahmen der BilMoG-Umstellung 
vom Wahlrecht des Art. 67 Abs. 4 EGHGB Gebrauch 
gemacht und diese Abschreibungsreihen fortgeführt. 
Es wird dabei auf die lineare Methode übergegan-
gen, sobald dies zu höheren Abschreibungen führt. 
Neuanlagen ab dem Zugangsjahr 2010 werden linear 
abgeschrieben. Von der Möglichkeit der Vollabschrei-
bung geringwertiger Wirtschaftsgüter gem. § 6 Abs. 2 
EStG (Anschaffungskosten bis EUR 410 netto) wird im 
Rahmen der handelsrechtlichen Zulässigkeit grundsätz-
lich Gebrauch gemacht.

Drei im Zusammenhang mit Netzerwerben stehende 
aktivierte Geschäftswerte werden unter Berücksichtigung 
des jeweiligen Lebenszyklus der erworbenen Netze über 

ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2017



72  Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

15 Jahre bzw. 5 Jahre abgeschrieben. Am Bilanzstichtag 
betrugen die Restbuchwerte 46 TEUR.

Beteiligungen bestehen im Wesentlichen an folgenden 
Gesellschaften (Beteiligungen gem. § 285 Nr. 11 i.V.m. 
§ 271 Abs. 1 HGB mit einer Beteiligungshöhe von grö-
ßer 20 %): 
 

Name und Sitz des  
Unternehmens

Eigen-
kapital 

Kapital- 
anteil 

SWSee

Ergebnis 
des letzten 
Geschäfts-

jahres

T€ % T€

Stadtwerk am See Verwal-
tungs GmbH, Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
30

 
100,00

 
1

TeleData GmbH, Friedrichs-
hafen 
Geschäftsjahr 2016

 
6.375

 
66,67

 
413

SWSee Solarkraftwerk Eigel-
tingen GmbH & Co. KG  
(Beteiligung ab 01.07.2017)

 
517

 
66,66

 
-95

Hagnauer Gemeinde-
werke GmbH, Hagnau 
Geschäftsjahr 2016

 
1.051

 
49,00

 
1

Windkraft Bodensee-Ober-
schwaben GmbH & Co. KG, 
Ravensburg 
Geschäftsjahr 2016

 
64

 
45,00

 
-64

Windkraft Bodensee-Ober-
schwaben Verwal-
tungs GmbH, Ravensburg 
Geschäftsjahr 2016

 
15

 
45,00

 
-3

SWSee Solarkraftwerk 
Kurt Wilde Straße GbR, 
Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
332

 
37,50

 
-31

SWSee Solarkraftwerk Hel-
chenhof GbR, Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
628

 
35,00

 
53

SWSee Solarkraftwerk Hof-
gut Rengoldshausen GbR, 
Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
666

 
35,00

 
59

ImmoTherm GmbH, Stuttgart 
Geschäftsjahr 2016

 
3.156

 
33,33

 
139

Zweckverband Gasver-
sorgung Oberschwaben, 
Ravensburg 
Geschäftsjahr 2015/2016

 
1.429

 
32,82

 
-131

NetzWerk Stadt GmbH und 
Co. KG, Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
213

 
25,00

 
8

NetzWerkStadt Verwal-
tungsGmbH, Überlingen 
Geschäftsjahr 2016

 
39

 
25,00

 
0

Regionalwerk Boden-
see GmbH & Co. KG, 
Tettnang 
Geschäftsjahr 2016

 
19.878

 
24,00

 
1.611

Energieagentur Bodensee-
kreis GbR, Friedrichshafen *) 
Geschäftsjahr 2016 (Jahres-
abschluss der Energieagentur 
RV gGmbH)

 
708

 
21,31

 
8

GVO Gashandelsgesell-
schaft mbH, Ravensburg 
Geschäftsjahr 2016/2017

 
377

 
20,00

 
65

 
*) Niederlassung der Energieagentur Ravensburg gGmbH

Die Finanzanlagen werden grundsätzlich zu Anschaf-
fungskosten unter Berücksichtigung des (gemilderten) 
Niederstwertprinzips ausgewiesen.

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden grundsätzlich 
unter Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips 
zu fortgeschriebenen durchschnittlichen Einstandsprei-
sen bzw. mit dem niedrigeren Wert zum Bilanzstichtag 
bewertet. Unfertige Leistungen werden wie selbst erstellte 
Anlagen bewertet. Die Waren enthalten den Gasbestand 
im Gasnetz, der unter Wahrung des Anschaffungskosten-
prinzips mit dem Marktpreis zum Bilanzstichtag bewertet 
wurde.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind 
mit dem Nennwert angesetzt; alle erkennbaren Einzelrisi-
ken wurden durch Einzelwertberichtigungen berücksich-
tigt. Das allgemeine Kreditrisiko ist durch eine pauschal 
ermittelte Wertberichtigung in Höhe von 1,0 % (Vorjahr: 
1,0 %) gedeckt.
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In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
ist der abgegrenzte Energie- und Wasserverbrauch 
zwischen Ablese- und Bilanzstichtag enthalten; der 
Verbrauch sämtlicher Kunden wurde im Rahmen einer 
stichtagsorientierten Ablesung ermittelt und vom Ablese-
tag bis zum Bilanzstichtag hochgerechnet.

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen sind 
Forderungen an die TeleData GmbH mit 321 T€ (u. a. 
Fremdrechnungen von 282 T€ und Stromrechnungen von 
39 T€).

Als Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht, werden hauptsächlich 
Forderungen an die GVO Gashandelsgesellschaft mbH 
(702 T€) und die ImmoTherm GmbH (88 T€) für Energie-
lieferungen ausgewiesen.

Die Forderungen an die Gesellschafter betreffen insbe-
sondere Betriebsführungsentgelte (186 T€).

Unter den Sonstigen Vermögensgegenständen wird u. a. 
eine Forderung gegenüber dem Übertragungsnetzbetrei-
bern (1.024 T€; davon 224 T€ für KWK Überzahlung), 
und eine Forderung für EFRE-Zuschuss (591 T€) ausge-
wiesen.

Alle übrigen Forderungen und sonstigen Vermögensge-
genstände weisen eine Restlaufzeit von nicht mehr als 
einem Jahr auf.

Guthaben bei Kreditinstituten sind mit den Nominalbeträ-
gen angesetzt.

Passivseite
Das Kommanditkapital wird von der TWF (34 Mio. €), 
SWÜ (11 Mio. €) und der SWSee Beteiligungsgesell-
schaft (5 Mio. €) gehalten.

Von der gesamten Kommanditeinlage der SWSee Betei-
ligungsgesellschaft mbH & Co. KG sind durch die einbe-

zahlte und erbrachte Einlage der Gemeinde Frickingen 
in Höhe von 135.560 € und der Gemeinde Hagnau von 
67.780,00 € noch 4.796.660 € ausstehend und noch 
nicht eingefordert.

Im Gesellschaftsvertrag der Stadtwerk am See GmbH & 
Co. KG ist für die Ergebnisverwendung festgelegt, dass 
den Gesellschaftern eine sogenannte Garantiedividen-
de auf ihren Entnahmekonten gutgeschrieben wird. 
Diese betrug für das abgelaufene Jahr 6.641 T€ (Vj. 
8.860 T€). Nach Vornahme des Gewerbesteueraus-
gleichs und der Berücksichtigung des Steuereffekts auf 
dem die Garantiedividende übersteigenden Mehrbetrag 
wurde auf den Entnahmekonten ein Betrag in Höhe von 
7.160 T€ (Vj. 9.086 T€) gutgeschrieben. Die Differenz 
von 2.448 T€ (Vj. 1.135 T€] zwischen erzielten Jahres-
überschuss und Gutschrift auf den Entnahmekonten wird 
in die Gewinnrücklage eingestellt.

Das Genussrechtskapital wird von 668 Anlegern gehal-
ten. Mit diesen Anteilen sind für die Anleger im Wesentli-
chen folgende Rechte verbunden:

Recht auf Zinsausschüttung in Höhe von 2,0 % p. a. 
auf den Nennbetrag des Genussrechts, sofern der 
Anleger keinen Versorgungsvertrag (Strom und/oder 
Gas) mit uns unterhält (Genussrecht „SWSee Basis“)
Recht auf Zinsausschüttung in Höhe von 2,7 % p. a. 
auf den Nennbetrag des Genussrechts, sofern der 
Anleger einen Versorgungsvertrag (Strom und/oder 
Gas) mit uns Emittenten unterhält (Genussrecht  
„SWSee Premium“).
Recht auf Rückzahlung des Genussrechts nach Been-
digung des Vertrags, vorbehaltlich einer Verlustbetei-
ligung
Ordentliches Kündigungsrecht nach Ablauf von fünf 
vollen Beteiligungsjahren, jeweils zum 31.12. eines 
Jahres unter Beachtung der Kündigungsfrist von zwei 
Jahren
Die empfangenen Baukostenzuschüsse und Hausan-
schlusskostenbeiträge werden als Sonderposten auf 
der Passivseite ausgewiesen und korrespondierend zu 
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den Nutzungsdauernder Anlagengüter erfolgswirk-
sam aufgelöst. Ertragszuschüsse bis einschließlich 
2002 wurden bei der Technischen Werke Fried-
richshafen GmbH auf der Passivseite geführt und 
jährlich mit 5 % aufgelöst. Die Auflösung wird bei 
den Umsatzerlösen ausgewiesen. Bei der Stadtwerke 
Überlingen GmbH und der Swü Netz GmbH wurden 
die Ertragszuschüsse mit Ausnahme der Jahre 2003-
2006 auf der Passivseite geführt.

Die Berechnung der Pensionsrückstellungen erfolgte nach 
unter Zugrundelegung des in der Rückstellungsabzin-
sungsverordnung für den Bilanzstichtag festgeleg-
ten Rechnungszinssatzes (31.12.2017: 3,68 %; 
31.12.2016: 3,24 %) nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik. Die Bewertung wurde nach 
der sogenannten Projected Unit Credit Method (PUC-Me-
thode) vorgenommen. Als Rechnungsgrundlage wurden 
die Heubeck-Richttafeln 2005 G verwendet. Künftige Ge-
halts- und Rentenanpassungen sind mit einem jährlichen 
Anstieg um 2,5 % berücksichtigt.

Die Steuer- und sonstigen Rückstellungen sind in Höhe 
des Betrages angesetzt, der nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung notwendig ist. Sie decken die 
erkennbaren Risiken und Verpflichtungen in angemesse-
nem Umfang ab.

In den sonstigen Rückstellungen sind im Wesentlichen 
folgende Positionen enthalten:

Vertriebliche Nutzung von Netzen anderer Netzbe-
treiber
Ausstehende Energiebezugsrechnungen
Boni für Kunden
Rückzahlung von regulierungsbedingten Mehrreinnah-
men im Netz
Ausstehende Rechnungen
Personalrückstellungen (Urlaub, Gleitzeit, Sonderzah-
lungen)
Rückbau von Wasserleitungen

Die Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag 
passiviert.

Der wesentliche Teil der Verbindlichkeiten gegenüber 
Gesellschafter betrifft die Ergebnisverwendung
für das Geschäftsjahr 2017 und ein Gesellschafterdarle-
hen über 14,7 Mio. EUR. 

Für die Verbindlichkeiten bestehen folgende Restlaufzei-
ten:

Gesamt

davon mit einer Restlaufzeit

bis 1 
Jahr

über 
ein und 
unter 
fünf 

Jahren

über 5 
Jahre

T€ T€ T€ T€
Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinsti-
tuten 
(Vorjahr)

30.516 
 
 

(36.136)

7.856 
 
 

(9.397)

11.479 
 
 

(15.466)

11.180 
 
 

(11.273)

Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und 
Leistungen 
(Vorjahr)

15.506 
 
 

(13.794)

15.506 
 
 

(13.794)

0 
 
 

(0)

0 
 
 

(0)

Verbindlichkeiten 
gegenüber verbunde-
nen Unternehmen 
(Vorjahr)

26 
 
 

(31)

26 
 
 

(31)

0 
 
 

(0)

0 
 
 

(0)

Verbindlichkeiten 
gegenüber verbun-
denen Unternehmen, 
mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis 
besteht 
(Vorjahr)

540 
 
 
 
 
 

(2.690)

540 
 
 
 
 
 

(2.690)

0 
 
 
 
 
 

(0)

0 
 
 
 
 
 

(0)

Verbindlichkeiten 
gegenüber Gesell-
schafter 
(Vorjahr)

21.823 
 
 

(12.996)

21.823 
 
 

(12.996)

0 
 
 

(0)

0 
 
 

(0)

Sonstige Verbindlich-
keiten 
(Vorjahr)

14.627 
 

(13.550)

14.605 
 

(13.485)

22 
 

(65)

0 
 

(0)

Gesamt 
(Vorjahr)

83.038 
(79.197)

60.317 
(52.393)

11.501 
(15.531)

11.180 
(11.273)

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind teil-
weise durch Ausfallbürgschaften der Städte Überlingen 
(252 TEUR) und Friedrichshafen (1.839 TEUR) gesichert.
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Erhaltene Anzahlungen von Kunden (1.030 TEUR; 
Vj. 561 TEUR) wurden mit Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen saldiert.

Angaben zu Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung
Die Gesamtleistung 2017 liegt bei 175 Mio. €. Den 
größten Anteil hieran hat der Verkauf von Energie und 
Wasser mit 127,9 Mio. € (ohne Strom- und Energie-
steuer) sowie die Netznutzungsentgelte für Strom und 
Gas mit 27,5 Mio. €. Weitere 11 Mio. € entfallen auf 
verschiedenste Dienstleistungen. 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen in Höhe von 
1,4 Mio. € sind 1 Mio. € enthalten, die aus der Auflö-
sung von Rückstellungen resultieren.

Die Aufwendungen aus der Aufzinsung von Rückstellun-
gen betragen 138 T€ und sind in dem Posten „Zinsen 
und ähnliche Aufwendungen enthalten“.

In 2017 fielen periodenfremd folgende wesentliche 
Aufwendungen an: Mehr/Mindermengen in Höhe von 
263 TEUR.
An periodenfremden Erträgen sind folgende wesentliche 
Positionen angefallen: Auflösung vertriebsbezogener 
Rückstellungen (450 TEUR) sowie Auflösung netzbezoge-
ner Rückstellungen (350 TEUR).

IV. Angaben zum Jahresergebnis
Den Gesellschaftern steht eine Garantiedividende zu, die 
auf ihren Entnahmekonten gutgeschrieben wird. Die Gut-
schrift auf den Entnahmekonten von 7.160 T€ beinhalten 
nicht nur die Garantiedividende, sondern daneben auch 
den Steuerbetrag aus einem Mehrbetrag sowie den Be-
trag aus Gewerbesteuerausgleich. Die Differenz in Höhe 
von 2.448 T€ zwischen erzielten Jahresüberschuss und 
Gutschrift auf den Entnahmekonten ist der Gewinnrückla-
ge gut zu schreiben.

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag belaufen 
sich im Geschäftsjahr 2017 auf 1.189 TEUR und resultie-

ren aus dem Ergebnis vor Steuern unter Berücksichtigung 
der Sonderund Ergänzungsbilanzen der Gesellschafter.

V. Sonstige Angaben
1. Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Das Bestellobligo zum 31.12.2017 aus genehmig-
ten und begonnenen Investitionsmaßnahmen beträgt 
1,9 Mio. €, das aus Strombezugsverträgen 20,0 Mio. €, 
das aus Gasbezugsverträgen 28,4 Mio. €. 
Ausfallbürgschaften bestehen für Bankdarlehend der 
TeleData GmbH in Höhe von 1.000 TEUR und für Ver-
tragserfüllung 50 TEUR.

Für 2018 ist aufgrund der hohen Investitionstätigkeit der 
TeleData eine Kapitalzuführung in Höhe von 1 Mio. EUR 
beschlossen.

Für unsere neue Beteiligung SWSee Solarkraftwerk 
Eigeltingen GmbH & Co. KG ist gemäß Gesellschafterbe-
schluss vom 19.12.2017 eine Eigenkapitalzuführung in 
Höhe von 100 TEUR zu leisten. Diese schwebende Kapi-
talerhöhung erfolgt in 2018. Zudem ist konsortialvertrag-
lich zur Umfinanzierung in 2019 eine Kapitalzuführung 
in Höhe von 265 TEUR festgelegt.

Für unsere Beteiligung Regionalwerk Bodensee GmbH & 
Co. KG haben wir zur Finanzierung der Gasnetzüber-
nahmen Langenargen und Eriskirch 2019 und der Strom-
netzübernahme Neukirch 2020 Eigenkapitalzuführungen 
in Höhe von insgesamt 757 TEUR plangemäß zu leisten.

Mit Wirkung 01.01.2018 haben wir mit den Gemein-
den Bermatingen, Markdorf, Owingen, Salem, Uhldin-
gen-Mühlhofen und der Netze BW GmbH die gemeinsa-
men Stromnetzgesellschaft Seeallianz GmbH & Co. KG, 
Markdorf, gegründet. Dabei halten die Kommunen ins-
gesamt 51 %, Netze BW 33 % und SWSee 16 %. Die 
„Seeallianz“ übernimmt die Stromnetze in den relevanten 
Gemeinden von Netze BW GmbH. Dazu überlässt die 
Netze BW GmbH der Seeallianz die Stromkonzessionen 
zur Ausübung; gleichzeitig werden die Netze an die 
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Netze BW GmbH zur Ausführung des Betriebes zurück 
verpachtet. Der auf die Stadtwerk am See GmbH & Co. 
KG entfallende Eigenkapitalanteil beträgt ca. 1,1 Mio. 
EUR.

In den Folgejahren haben wir darüber hinaus Kapitalzu-
führungen für Projekte im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien im Rahmen unsere Beteiligung KommunalPartner 
Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG sowie für eigene 
Engagements in Höhe von je 1 Mio. EUR geplant.

Die Stadtwerk am See GmbH & Co. KG ist Mitglied der 
Zusatzversorgungskasse (ZVK) des Kommunalen Versor-
gungsverbandes Baden-Württemberg. Die ZVK gewährt 
Versorgungsund Versicherungsrenten für Versicherte und 
deren Ehegatten.

Der Umlagesatz betrug bis Juni 2017 5,9 % (5,55 % 
AG-Anteil und 0,35 % AN-Anteil). Ab Juli 2017 hat 
sich der Umlagesatz auf 6,1 % (5,65 % AG-Anteil und 
0,45 % AN-Anteil) geändert. Hinzu kommt die Sanie-
rungszulage von 2,7 %. Zum Einstieg in die kapitalge-
deckte betriebliche Altersversorgung wurde ab 2014 ein 
steuerfreier Zusatzbeitrag in Höhe von 0,4 % erhoben. 
Die umlagepflichtigen Gehälter beliefen sich 2017 auf 
15.745 TEUR.

2. Belegschaft
Neben 1,0 Geschäftsführern waren im Jahresmittel des 
Geschäftsjahres 2017

     308 Arbeitnehmer und
       26 Auszubildende

beschäftigt.

3. Anhangangaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB
Für Vergütungen an die Aufsichtsratsmitglieder wurden 
103 TEUR aufgewendet. Für frühere Mitglieder des Ge-
schäftsführungsorgans sind Pensionsrückstellungen von 
1.366 TEUR gebildet.

Für die Angaben der laufenden Geschäftsführerbezüge 
wurde Gebrauch von § 286 Abs. 4 HGB gemacht. 

4. Konzernabschluss
Die Mehrheitsgesellschafterin der Stadtwerk 
am See GmbH & Co. KG, die Technische Werke 
Friedrichshafen GmbH, Friedrichshafen, erstellt einen 
Konzernabschluss, der im elektronischen Bundesanzeiger 
bekanntgemacht wird. Die Stadtwerk am See GmbH & 
Co. KG macht von der Befreiung zur Konzernabschlus-
serstellung nach § 291 Abs. 1 HGB Gebrauch und 
erstellt keinen Konzernabschluss.

5. Latente Steuern
Insbesondere aufgrund der unterschiedlichen Bilanzie-
rung und Bewertung im Bereich der Beteiligungen und 
der Rückstellungen ergeben sich zwischen Handels- 
und Steuerbilanz Abweichungen, die grundsätzlich zu 
aktiven latenten Steuern führen, von dessen Aktivierungs-
wahlrecht allerdings kein Gebrauch gemacht wird. Der 
durchschnittliche Gewerbesteuersatz beträgt 12,4 %.

6. Angaben zu derivativen Finanzgeschäften
Das Honorar des Abschlussprüfers für Abschlussprüfungs-
leistungen beträgt für das Geschäftsjahr 2017 35 TEUR, 
für Steuerberatungsleistungen 3,6 TEUR, für andere 
Bestätigungsleistungen 5,6 TEUR und für sonstige Leistun-
gen 1,1 TEUR.

8. Persönlich haftender Gesellschafter
Persönlich haftender Gesellschafter (Komplementär) und 
zur Geschäftsführung befugt ist die Stadtwerk am See 
Verwaltungs GmbH, Überlingen, mit einem gezeichneten 
Kapital von 25 TEUR.

9. Angaben nach § 6b Abs. 2 EnWG
Die Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG entrichtete 
für sonstige Dienstleistungen rund um den Netzbe-
trieb 1.669 TEUR an die Stadtwerk am See GmbH & 
Co. KG. Es wurden Pachtentgelte seitens der Stadtwerk 
am See GmbH & Co. KG an die Hagnauer Gemeinde-
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werke GmbH (HGW) in Höhe von 150 TEUR entrichtet; 
für die kaufmännische Betriebsführung an die Stadtwerk 
am See GmbH & Co. KG entrichtete die Hagnauer Ge-
meindewerke GmbH 45,7 TEUR.

VI. Namen der Organmitglieder
Aufsichtsrat:
Jan Zeitler Oberbürgermeister Stadt Überlin- 
 gen, Vorsitzender (seit 02.02.)
Andreas Brand  Oberbürgermeister Stadt Fried- 
 richshafen, stellvertretender Vorsit- 
 zender
Sabine Becker Oberbürgermeisterin Stadt Über- 
 lingen, stellvertretende  
 Vorsitzende (bis 01.02.)
Rita Barnasiow  Arbeitnehmervertreterin, Assisten- 
 tin Geschäftsbereichsleitung,  
 Stadtwerk am See GmbH &  
 Co. KG, Friedrichshafen
Franz Bernhard  Vorsitzender Richter am Landge- 
 richt, Landgericht Ravensburg
Angelika Drießen Sozialdienst, Seniorenzentrum  
 Gustav-Werner-Stift Friedrichsha- 
 fen (ab 26.06)
Franz Egle  Arbeitnehmervertreter, Elektro- 
 meister, Stadtwerk am See  
 GmbH & Co. KG, Friedrichshafen
Eduard Hager  Pensionär
Ulrich Heliosch  Landschaftsplaner, Planstatt  
 Senner, Überlingen
Sylvia Hiß-Petrowitz  selbständige Krankenschwester, 
 HomeCare Management
Markus Hörmann  Geschäftsführer selbständig, Hör- 
 mann GmbH & Co. KG, Fried- 
 richshafen
Günter Hornstein  Polizeibeamter, Polizeirevier Über- 
 lingen, Überlingen
Mirjam Hornung  Rechtsanwältin, Anwaltskanzlei  
 am Schlossgarten, Friedrichshafen
Dr. Ulrich Kleine  Vorstand E-Werk Mittelbaden,  
 Lahr

Peter Mohr  Rentner
Karl-Heinz Mommertz  Pensionär
Stefan Schrode  Stadtkämmerer, Stadt Friedrichs- 
 hafen
Walter Sorms  Landwirtschaftsmeister, Hofgut  
 Rengoldshausen Gesellschaft zur  
 Förderung der Jugend durch die 
  Landwirtschaft e.V., Überlingen
Lothar Thum  Rentner
Hannes Weber  Bäckermeister, Konditor,   
 Betriebswirt HWK (bis 26.06.)

Ständiger Gast als Vertreter der SWSee Beteiligungsge-
sellschaft ist Herr Bürgermeister Jürgen Stukle von der 
Gemeinde Frickingen.

Geschäftsführung der Stadtwerk am See Verwal-
tungs GmbH:
Alexander-Florian Bürkle  Allein-Geschäftsführer

VII. Nachtragsbericht
Weitere Vorgänge von wesentlicher Bedeutung sind nach 
Geschäftsjahresschluss nicht eingetreten.

Überlingen, den 27. März 2018

Alexander-Florian Bürkle
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LAGEBERICHT 2017

1 Grundlagen des Unternehmens
1.1 Geschäftsmodell
Das Stadtwerk am See GmbH & Co. KG (SWSee KG) 
ist ein vertikal integriertes Versorgungsunternehmen 
mit den Geschäftsfeldern Energieerzeugung, Energie- 
und Wasserverteilung, Energie- und Wasserverkauf, 
Dienstleistungen im geschäftsnahen Umfeld sowie 
Mobilitätsdienstleistungen. Die Gesellschaft hält ferner 
mehrere Beteiligungen; diese dienen der Verlängerung 
der eigenen Wertschöpfungskette, der Kompetenzbünde-
lung mit anderen Geschäftspartnern oder als strategische 
Kooperation.

Grundlage für den Netzbetrieb sind die entsprechen-
den energiewirtschaftlichen Konzessionen. Neben den 
Konzessionen für Strom, Gas und Wasser in Friedrichs-
hafen und Überlingen halten wir weitere Konzessionen 
in Gemeinden der Bodenseeregion. Das Vertriebsgebiet 
für den Strom- und Gasverkauf ist hauptsächlich die 
erweiterte Bodenseeregion.

Über unsere Zweitmarke „Bodensee-Energie“ bieten wir 
darüber hinaus Strom und Gas bundesweit an; für die 
Belieferung unserer Kunden haben wir die entspre-
chenden Verträge mit den jeweiligen Netzbetreibern 
abgeschlossen.

Der Wasserverkauf an Endkunden findet ausschließlich 
in den Städten Friedrichshafen und Überlingen statt.

Energie in Form von Strom und Wärme wird in einer 
Vielzahl dezentraler Anlagen verbrauchsnah gewonnen 
und an Privat- und Gewerbekunden verkauft. Hierbei 
handelt es sich vorwiegend um Energie aus Solarther-
mie, PV-Anlagen, Gasbrennwerttechnik, Blockheizkraft-
werke und Holzhackschnitzelbefeuerungsanlagen.

Wir erbringen energienahe Dienstleistungen in besonde-
rem Maße durch Bau und Betrieb technischer Anlagen 
für Industrie, Gewerbebetriebe, Stadtwerke und Kom-
munen sowie Abrechnungsdienstleistungen für andere 

Energieversorger. Außerdem betreuen wir mehrere 
Verkehrsunternehmen in der Region.

1.2 Ziele und Stategien
Für 2018 bleiben unsere Ziele erneut sehr ambitioniert. 
Wir planen den Ausbau unserer Geschäfte und rechnen 
mit einem gewohnt guten Ergebnis.

1.3 Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren
Wir steuern das Unternehmen grundsätzlich nach 
betriebswirtschaftlichen Parametern. Basierend auf 
konsortialvertraglichen Vereinbarungen unserer Ge-
sellschafter streben wir jährlich einen Jahresüberschuss 
an, der einer Mindestrendite des Eigenkapitals unserer 
Gesellschaftergerecht wird (Garantiedividende). Darüber 
hinaus achten wir auf eine nachhaltige Stabilität unserer 
Finanzstrukturen. Maßstab hierfür ist eine angemessene 
Eigenkapitalausstattung unseres Unternehmens im Ver-
hältnis zur Bilanzsumme. Im operativen Betrieb steuern 
wir unser Ergebnis in besonderem Maße durch Beob-
achtung und Einflussnahme auf Umsatz und den hieraus 
resultierenden Rohertrag. Diese Mechanismen beginnen 
jährlichdurch intensive Reflexion bei der Aufstellung un-
seres Wirtschaftsplans für das kommende Geschäftsjahr; 
setzt sich in den unterjährigen Prognosebetrachtungen 
fort und mündet abschließend im jeweiligen Jahresab-
schluss. 

Der Umsatz in 2017 lag um 3,9 % über Plan und um 
5,1 % über dem Vorjahreswert.

Die Umsatzsteigerung zum Vorjahr resultiert in erste Linie 
aus höheren Absatzmengen im Energie- und Wasserver-
kauf.

Finanzielle Leistungsindikatoren 
Absolute Größen

2016 
Ist 

Mio. €

2017 
Plan 

Mio. €

2017 
Ist 

Mio. €

Umsatz 163,3 165,2 171,7

Rohertrage 53,0 51,4 53,4

Jahresüberschuss 10,2 9,0 9,6
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Gegenüber dem Vorjahr haben wir den Rohertrag um 
0,4 Mio. EUR gesteigert. Damit liegen wir 2,0 Mio. EUR 
besser als geplant. Steigerungen zum Vorjahr haben wir 
bei den erneuerbaren Energiesystemen erreicht (1,1 Mio. 
EUR) und im Energie- und Wasserkauf (0,3 Mio. EUR). 
Aufgrund von zurückgehenden Erlösobergrenzen (Re-
gulierung) und erhöhten Instandhaltungsaufwendungen 
liegen wir in Geschäftsbereich Netze um 0,8 Mio. EUR 
schlechter als im Vorjahr.

Beim Jahresüberschuss haben wir den Plan um 0,6 Mio. 
EUR übertroffen und liegen 0,6 Mio. EUR unter dem 
Vorjahr.

Finanzielle Leistungsindikatoren 
Kennzahlen

2016 
Ist 
%

2017 
Plan 
%

2017 
Ist 
%

Eigenkapitalquote 40,4 44,2 39,4

Das Eigenkapital hat sich aufgrund thesaurierter Gewin-
ne und ausgegebener Genussrechte von 2016 auf 2017 
erhöht. Da wir nicht im geplanten Umfang neue Genuss-
rechte ausgegeben haben, liegen wir jedoch unter Plan.

2017 haben wie rückwirkend die Bilanzierung der 
Ertragszuschüsse geändert. Sie werden jetzt auf der 
Passivseite ausgewiesen. Dadurch hat die Bilanzsumme 
sich um 11,2 Mio. EUR verlängert.

Aufgrund der höheren Bilanzsumme hat sich die Eigenka-
pitalquote reduziert.

2 Wirtschaftsbericht
2.1 Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen
Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt stieg laut dem 
Statistischen Budensamt im abgelaufenen Kalenderjahr 
um 2,2 % gegenüber dem Vorjahr. Regulatorische und 
technische Anforderungen in der Energiewirtschaft neh-
men stetig zu. In der Folge steigt der Anpassungsbedarf 
für Stadtwerke. Insbesondere der Rückgang der Margen 
und Ergebnisse aus Strom- und Gasvertrieb zwingt zu In-

novationen. Hinzu kommt, dass die digitale Transforma-
tion wesentliche Bereiche des Lebens und Wirtschaftens 
erfasst. 

2.2 Geschäftsverlauf
Zu Jahresbeginn bewirkte der milde März einen Rück-
gang im Energieverkauf.

In 2017 konnten wir weitere Stromkunden durch den 
Onlinevertrieb gewinnen, die zu einem Umsatzanstieg 
führen. Die damit einhergehenden Vertriebsprovisionen 
schmälern jedoch das Ergebnis pro Kunde.

Die Investitionen lagen unter der geplanten Höhe, da 
sich einige der geplanten Projekte im Bereich Energiesys-
teme sowie im Stromnetz nach 2018 verschieben.

Insgesamt blicken wir auf einen guten Geschäftsverlauf 
in 2017 zurück. Dementsprechend liegt der Jahresüber-
schuss über unserer Planung und führt dadurch zu einer 
höheren Rendite des eingesetzten Kapitals.

2.3 Wirtschaftliche Entwicklung
2.3.1 Ertragslage 
Der Jahresüberschuss liegt um 6,7 % über dem geplan-
ten und um ca. 0,6 Mio. EUR unter dem des Vorjahres 
und beträgt 9,6 Mio. EUR.
Im Bereich Energiesysteme verzeichnen wir eine planmä-
ßige Ergebnissteigerung gegenüber dem Vorjahr um ca. 
1,3 Mio. EUR.

Das Ergebnis der Netze ist aufgrund der Regulie-
rung und erweiterten Instandhaltungsmaßnahmen um 
1,9 Mio. EUR niedriger als im Vorjahr.

Das Vertriebsergebnis ist um 0,3 Mio. EUR besser als 
im Vorjahr. Höhere Roherträge werden teilweise durch 
höhere Marketingaufwendungen kompensiert.

Der sonstige betriebliche Aufwand liegt über Plan. Im 
Rahmen der vorgenommenen und in 2017 abgeschlosse-
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nen Sanierung unseres Verwaltungsgebäudes in Überlin-
gen haben wir eine Wertberichtigung auf den damaligen 
Restwert des Gebäudes in Höhe von 0,8 Mio. EUR 
vorgenommen, die im Wesentlichen zu dieser Planabwei-
chung führt.

Gewinn- und Verlustrechnung
2016 

Ist 
Mio. €

2017 
Plan 

Mio. €

2017 
Ist 

Mio. €

Umsatz 163,3 165,2 171,7

Sonstige Erträge 3,7 3,3 3,7

Materialaufwand -114,0 -117,1 -122,0

Personalaufwand -22,0 -23,0 -22,7

Abschreibungen -8,0 -7,9 -8,9

Sonstige Aufwendungen -9,8 -8,8 -9,7

Zinsergebnis -1,5 -2,0 -1,5

Beteiligungsergebnis 0,6 0,7 0,6

Steuern -2,1 -1,4 -1,6

Jahresüberschuss 10,2 9,0 9,6

2.3.2 Vermögens- und Finanzlage
Die Bilanzsumme ist 2017 gegenüber dem Vorjahr um 
15,8 % gestiegen. Wesentliche Ursache hierfür ist, dass 
die Ertragszuschüsse ab 2017 als Passivposten in der 
Bilanz ausgewiesen werden. Bis 2016 erfolgte eine 
Absetzung von den Anschaffungskosten. Hierdurch steigt 
das Anlagevermögen und die Sonderposten/Ertragszu-
schüsse um jeweils 11,2 Mio. EUR (Bilanzverlängerung).

Bilanz
2016 

Ist 
Mio. €

2017 
Plan 

Mio. €

2017 
Ist 

Mio. €

Anlagevermögen 131,9 145,3 150,8

Umlaufvermögen (ohne liquide 
Mittel)

27,1 28,7 30,5

Liquide Mittel 2,5 3,0 5,7

Aktiva 161,5 177,0 187,0

Eigenkapital 65,3 78,2 73,6

Sonderposten/Ertragszuschüsse 2,7 2,2 15,1

Rückstellungen 14,2 10,8 15,3

Verbindlichkeiten 79,3 85,8 83,0

Passiva 161,5 177,0 187,0

Ende 2016 haben wir begonnen, Genussrechte bei 
Privatanlegern am Markt zu platzieren. In 2017 haben 
wir das vollständige von der BaFin genehmigte Emissi-
onsvolumen ausgeschöpft (10 Mio. EUR). Hierauf und 
auf die in 2017 erfolgte teilweise Gewinnthesaurierung 
ist die Erhöhung des Eigenkapitals zurückzuführen. Eine 
weitere Emission von Genussrechten in 2017 über 5 
Mio. EUR war geplant. Diese werden wir voraussichtlich 
erst in 2018 vornehmen, insofern liegt die Höhe unseres 
Eigenkapitals unter unserer Planung. 

Die Bankverbindlichkeiten haben wir um ca. 5,6 Mio. 
EUR auf 30,5 Mio. EUR reduziert. Geplant haben wir 
Ende 2017 Bankverbindlichkeiten in Höhe von 57,3 
Mio. EUR. Dadurch dass wir uns statt bei Banken zu 
einem großen Teil bei den Gesellschaftern refinanziert 
haben (Ende 2017: 14,7 Mio. EUR), konnten wir die 
Neuverschuldung bei Banken geringer halten als ge-
plant.

Im Jahr 2017 haben wir 17,4 Mio. EUR investiert und 
damit den Vorjahreswert und die Planung deutlich unter-
schritten.

Investitionen gesamt (incl.  
Finanzanlagen

Ist 
2016 

€

Plan 
2017 

€

Ist 
2017 

€

Immaterielle VG und Sachanlagen 23.310 20.751 15.771

Finanzanlagen 2.250 4.644 1.665

Summe 25.560 25.395 17.436

Einige Investitionsmaßnahmen haben wir nicht wie ge-
plant in 2017 beendet; sie verschieben sich nach 2018. 
Im Wesentlichen sind dies zwei Stromnetzübernahmen, 
Projekte im Bereich Energiesysteme und die Fertigstellung 
unseres neuen Kundenzentrums in Friedrichshafen.

Der überwiegende Teil der Sachanlageninvestitionen 
floss mit 12,7 Mio. EUR in die Energie- und Wasser-
netze; 1,7 Mio. EUR haben wir in Energieerzeugungs-
anlagen investiert; 2,2 Mio. EUR betreffen allgemeine 
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Betriebs- und Serviceeinrichtungen; darin eingeschlossen 
ist der Neubau des Kundenzentrums in Friedrichshafen.

Weiterhin hat sich eine geplante Finanzbeteiligung über 
1,1 Mio. EUR auf Anfang 2018 verschoben.

2.4 Bericht zu einzelnen Geschäftsbereichen
2.4.1 Energiesysteme 
Insbesondere im Bereich der Großkunden konnten wir 
unseren Wärmeverkauf 2017 steigern und liegen damit 
weitestgehend auf Planniveau. Unser Wärmeabsatz liegt 
in Summe mit 47,2 Mio. kWh leicht unter Plan, was auf 
einzelne Projektverschiebungen zurückzuführen ist. Unser 
Bereich Energiesysteme arbeitet an dem kontinuierlichen 
Ausbau der Wärmeversorgung. So haben wir Ende 
2017 insgesamt 37 Energieerzeugungsanlagen im Be-
stand, das sind 5 mehr als in 2016.

2.4.2 Netze
Die Erlösobergrenzen (EOG) und damit Umsatzerlöse 
der Strom- und Gasnetze stellen sich wie folgt dar:

TEUR Ist 
2016

Plan 
2017

Ist 
2017

Strom 21.509 20.248 20.382

Gas 11.313 11.613 11.769

Summe 32.822 31.861 32.151

Im Stromnetz lag die EOG etwa im Plan, allerdings um 
ca. 5 % unter dem Vorjahr.

Durch die Realisierung von Erweiterungsfaktoren für die 
Gasnetze Überlingen und Friedrichshafen konnten wir 
die EOG für das Jahr 2017 wie geplant erhöhen.

In 2017 haben wir insgesamt 648 neue Hausanschlüsse 
hergestellt. Dies ist eine Steigerung von rund 6 % gegen-
über dem Plan. Die Gashausanschlüsse haben hier mit 
375 Stück den größten Anteil.
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2.4.3 Mobilität
Mit unseren Fachkräften im Geschäftsbereich Mo-
bilität führten wir unverändert die Geschäfte der 
Bodenee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG, der 
Stadtverkehr Friedrichshafen GmbH sowie der Katama-
ran-Reederei Bodensee GmbH & Co. KG. Des Weiteren 
haben wir den Betrieb und die Überwachung der TWF-, 
der Swü- und weiterer Parkeinrichtungen durchgeführt. 
2016 hat der Bau des neuen Parkhauses „Sportpark“ 
in Friedrichshafen begonnen, das wir künftig betreiben 
werden. Die Fertigstellung wird in 2018 erfolgen. Des 
Weiteren haben die Vorbereitungen zum Bau eines wei-
teren Parkhauses in Überlingen begonnen.

2.4.4 Vertrieb
Wie geplant stieg die Verkaufsmenge im Strom um ca. 
54 GWh an. Einen wesentlichen Anteil hieran hat die 
BodenseeEnergie mit einer Steigerung von 12 GWh 
zum Vorjahr. Bei den Sonderkunden erreichten wir eine 
Steigerung um 40 GWh gegenüber dem Vorjahr.

Zum Jahresende haben wir ca. 19.000 Gaskunden 
mit Gas versorgt; das sind rund 0,5 % weniger als im 
Vorjahr. Trotz des Kundenrückgangs fi el der Gasverkauf 
mit 941 Mio. kWh (inclusive Eigenverbrauch) höher aus 
als im Vorjahr. Während die Gasmenge bei BodenseeE-
nergie konstant blieb, stieg der Verkauf der Marke Stadt-
werk am See an Privatkunden um 5 %, bei Portfolio- und 
Sonderkunden um gut 9 % an.

In den Städten Friedrichshafen und Überlingen haben 
wir 2017 insgesamt rund 19.900 Kunden mit Wasser 
versorgt. Die gelieferte Menge (5.677 m³) erhöhte sich 
gegenüber Vorjahr leicht um 0,4 %, lag allerdings leicht 
unter dem geplanten Wert (5.740 m³)
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2.4.5 Beteiligungen
Zum Bilanzstichtag halten wir Anteile an 20 Unterneh-
men. Wesentliche Beteiligungen, an denen wir mehr als 
50 % der Anteile halten sind die

TeleData GmbH
SWSee Solarkraftwerk Eigeltingen GmbH & Co. KG 

Beteiligungsergebnis in TEUR Ist 2016 Plan 2017 Ist 2017 

TeleData GmbH 250 193 276

Hagnauer Gemeindewerke GmbH 20 9

Windkraft Bodensee-Oberschwaben GmbH & Co. KG -41 21 -41

SWSee Solarkraftwerk Kurt Wilde Straße GbR 10 13 11

SWSee Solarkraftwerk Helchenhof GbR 20 20 20

SWSee Solarkraftwerk Hofgut Rengoldshausen GbR 24 20 17

ImmoTherm GmbH 50
Zweckverband Gasversorgung Oberschwaben 107 15

Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG 240 240 356

Energieagentur Bodenseekreis GbR -23 -23 -23

GVO Gashandelsgesellschaft mbH 13 6 16

EnergiePartner GmbH       5 3

KommunalPartner Beteiligungsgesellschaft mbH & Co KG -33 -20 -22

Südwestdeutsche Stromhandelsgesellschaft mbH 46 37 34

Gesamt 634 585 648

Das Beteiligungsergebnis hat sich gegenüber dem Vor-
jahr erhöht; dies ist hauptsächlich den Ausschüttungen 
von TeleData und Regionalwerk geschuldet.
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3 Personalbericht
Der Personalstand hat sich wie folgt entwickelt:

Aufgrund der weiterhin bestehenden angespannten Situ-
ation auf dem Arbeitsmarkt in unserer Region liegt unser 
Fokus verstärkt auf der Ausbildung und Weiterentwick-
lung unserer Mitarbeiter. So haben wir einige Mitarbeiter 
bei ihrer Meisterausbildung zeitlich und finanziell unter-
stützt. Diesen Mitarbeitern konnten wir bereits weiterfüh-
rende Positionen im Unternehmen anbieten. Auch haben 
wir in 2017 mehreren ausgelernten Auszubildenden und 
Studenten eine Anschlussbeschäftigung bei uns anbieten 
können.

Mitarbeiter (31.12.) 2016 
 Ist

2017 
Plan

2017  
Ist

Geschäftsführer 1 1 1
Mitarbeiter Vollzeit 247 261 245
Mitarbeiter Teilzeit 43 40 49
Mitarbeiter Altersteilzeit 2 2 6
Ruhende Beschäftigungsverhältnisse 12 10 14
Auszubildende 27 26 26

Gesamt 332 340 341

4 Prognose-, Chancen- und Risikobericht
4.1 Prognosebericht
Wir setzen unseren Wachstumskurs fort und planen für 
2018 und die kommenden Jahre den Auf- und Ausbau 

bestehender und neuer Geschäftsfelder. Außerdem arbei-
ten wir permanent an der Optimierung unserer Prozesse 
und Produkte. Für 2018 haben wir uns Ziele gesteckt 
und folgende Vorhaben geplant:

Gewinnung einer signifikanten Anzahl neuer Kunden,
Platzierung neuer Produkte und Dienstleistungen am 
Markt,
Erweiterung unserer Verteilnetze,
Ausbau unseres Portfolios an Energieanlagen,
Ausbau von Dienstleistungen in nahezu allen Ge-
schäftsbereichen und
Weitere Optimierung und Digitalisierung unserer 
Prozesse.

Die aktuellen Rahmenbedingungen unserer Branche zu 
Regulierung, Marktprozessen sowie Preisentwicklungen 
haben wir in unserer Planung bewertet und berücksich-
tigt.

Der Wirtschaftsplan 2018 sieht einen Jahresüberschuss 
in Höhe von 8,4 Mio. EUR vor. Damit liegen wir über 
den Planwerten der Vorjahre.

Finanzielle Leistungsindikatioren
Absolute Größen

2017 
 Ist 

Mio. €

2018 
Plan 

Mio .€

2019 
Prognose 
Mio. €

2020 
Prognose 
Mio. €

2021 
Prognose 
Mio. €

2022 
Prognose 
Mio. €

Umsatz 171,7 183,0 198,5 213,1 227,5 240,7
Rohertrag 53,4 52,9 54,4 55,8 56,9 57,8
Jahresüberschüsse 9,6 8,4 8,3 8,0 8,4 8,4

Allerdings bestätigt sich der bereits seit langem prognostizierte Ergebnisrückgang auch in den Folgejahren.

Finanzielle Leistungsindikatioren
Kennzahl

2017 
 Ist 
% 

2018 
Plan 
%

2019 
Prognose 

%

2020 
Prognose 

%

2021 
Prognose 

%

2022 
Prognose 

%

Eigenkapitalquote 39,4 42,9 43,9 42,6 42,4 42,2
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Dies trotz unserer beachtlichen Anstrengungen zur 
Steigerung von Effizienz und Effektivität sowie der Umset-
zung neuer Geschäftsmodelle und Innovationen. Im Jahr 
2020 erwarten wir aufgrund der geplanten Sanierung 
unseres Verwaltungsgebäudes in Friedrichshafen ein 
schlechteres Ergebnis.

4.2 Risikobericht
Wir erstellen regelmäßig einen Risikobericht, in dem wir 
erkennbare und vorhandene Risiken bewerten, insbeson-
dere um bestandsgefährdende Risiken zu identifizie-
ren. In Anlehnung daran sehen wir vor allem folgende 
Gefahren:

Energiebeschaffungsrisiken: Die negative Auswirkung 
von Energiebeschaffungsrisiken bei der Strom- und 
Gasbeschaffung können zu Vermögensschäden 
führen. Mit der Erstellung und Einhaltung von bedarfs-
orientierten Energiebeschaffungsrichtlinien managen 
wir dieses Risiko.
Regulatorische Risiken im Strom- und im Gasnetz: Es 
bestehen Risiken sinkender Erlösobergrenzen. Durch 
Aufbau und Vorhalten von regulatorischem Knowhow 
und sorgfältiger Dokumentation innerhalb der Rech-
nungslegung steuern wir entgegen.
Eine Unterschlagung durch dolose Handlung könnte 
zu Vermögensschäden führen. Diesem begegnen wir 
durch Berechtigungskonzepte und Sicherstellung des 
4-Augenprinzips. Zusätzlich existiert eine Versiche-
rung gegen Unterschlagung.

4.3 Changenbericht
Wir setzen unsere Maßnahmen zur Digitalisierung 
weiter um. Dabei entwickeln wir Produkte, mit denen 
wir unseren Kunden Mehrwert bieten und unsere 
Geschäftsprozesse weiter automatisieren.
Wir betreiben konsequent Kundenrückgewinnungsak-
tionen und gewinnen neue Kunden dazu.
Wir optimieren weiter unsere Prozesse.
Wir vertiefen die Zusammenarbeit mit Projektträgern 
und Kommunen zum konsequenten Ausbau von Ener-
gieerzeugungs- und -verteilungsanlagen.

Wir investieren weiter in nachhaltige Energieerzeu-
gung.
Wir intensivieren die Zusammenarbeit mit der TeleDa-
ta und kombinieren die Produkte und Leistungen von 
Energie und Telekommunikation.
Wir entwickeln neue Produkte zur längerfristigen 
Kundenbindung.

5 Vergütungsbericht, Angaben nach  
§ 24 Vermögenanlagengesetz (VermAnlG)
Als Emittent von Vermögensanlagen machen wir auf 
Grund der Vorschriften des VermAnlG folgende Anga-
ben:
a) Gesamtsumme unserer im abgelaufenen Geschäftsjahr 
    gezahlten Vergütungen, aufgeteilt in feste und variab- 
    le Vergütungen 

Gesamtvergütung für Arbeitnehmer und Auszubilden-
de: 17.908.678,29 EUR
Variable Vergütungen (in der Gesamtvergütung ent-
halten): Tantiemen und sonstige Leistungsbezüge:  
904.425,47 EUR
Aufsichtsratsvergütungen (20 Begünstigte):  
102.900,00 EUR
Vergütungen an Kommanditisten (Entnahmen): 
7.160.460,39 EUR
Gesamtsumme dieser festen und variablen Vergütun-
gen: 25.172.038,59 EUR

Zahl der Begünstigten (gemittelt) 336 Mitarbeiter

b) Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjahr   
    gezahlten Vergütungen, aufgeteilt nach Führungs 
    kräften und Mitarbeitern, deren berufliche Tätigkeit  
    sich wesentlich auf unser Risikoprofil auswirkt: 

Gesamte Vergütung für Arbeitnehmer und Auszubil-
dende: 17.908.678,29 EUR
Dem Geschäftsführer und an die Prokuristen wurden 
als Vergütung (Gehalt) gezahlt: 930.426,29 EUR

Das Stadtwerk am See verfügte im Jahresmittel des 
Geschäftsjahres 2017 neben dem Geschäftsführer über 
308 Arbeitnehmer und 26 Auszubildende.
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Kapitalflussrechnung der Stadtwerk am See GmbH & Co. KG, Überlingen, für das Geschäftsjahr 2017 (01.01. bis 31.12.)

31.12.2017 Vorjahr

1. Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit T€ T€

Periodenergebnis 9.608 10.222

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 8.827 7.767

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Finanzanlagen 45 171

Erträge aus der Auflösung von Ertragszuschüssen -1.001 -534

Zunahme/Abnahme der wirtschaftlich langfristig zur Verfügung stehenden Rückstel-
lungen

-105 -10

Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge

Gewinn/Verlust us dem Abgang von Gegenständen des AV 859 -70

Zunahme/Abnahme von Vorräten, Forderungen aus L+L sowie anderen Aktiva -3.058 1.675

Zunahme/Abnahme der wirtschaftlich kurzfristig zur Verfügung stehenden Rückstel-
lungen

1.247 3.340

Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 
anderer Passiva

361 12.978

Zinsaufwendungen/Zinserträge 1.484 1.579

Sonstige Beteiligungserträge -686 -730

Ertragsteueraufwand/-ertrag 1.189 1.687

Ertragsteuerzahlungen -1.822 -2.312

16.948 35.763

2. Chasflow aus der Investitionstätigkeit

Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des AV 80 324

Auszahlungen für Investitionen in das FAV -1.521 -2.250

Auszahlungen für Investitionen in das SAV -15.060 -22.335

Auszahlungen für Investitionen in das imm. AV -711 -976

Erhaltene Zinsen 1 39

Erhaltene Beteiligungserträge (Dividenden) 531 730

-16.680 -24.468

3. Cashflow aus der Investitionstätigkeit 

Einzahlungen zur Finanzierung von Investitionen durch Ertagszuschüsse 2.155 2.764

Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-) Krediten 21.482 3.192

Auszahlungen für die Tilgung von (Finanz-) Krediten -16.362 -5.723

Einzahlungen aus Genussrechten 5.850 4.150

Auszahlungen an die Unternehmenseigner -9.086 -9.385

Gezahlte Zinsen -1.123 -1.618

2.916 -6.620

4. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds
(Zwischensumme 1-3) 

3.184 4.675

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 2.512 -2.163

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 5.696 2.512

Zusammensetzung des Finanzmittelfonds

Liquide Mittel 5.696 2.512

5.696 2.512
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Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH
Überlingen, den 27. März 2018

Alexander-Florian Bürkle

STADTWERK AM SEE
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ZWISCHENÜBERSICHT DER 
STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG ZUM 31.07.2018

Zwischenbilanz zum 31.07.2018

Angaben in € €

Aktiva

A. Anlagevermögen

   I. Immaterielle Vermögensgegenstände

     1. Konzessionsähnliche Rechte 1.588.414,37

     2. Nutzungsrechte 11.132,91

     3. Geschäftswert 42.070,00

1.641.617,28

   II. Sachanlagen

     1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 17.825.699,78

     2. Technische Anlagen und Maschinen 100.654.566,39

     3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 10.738.531,44

     4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 7.977.059,61

137.195.857,22

   III. Finanzanlagen

     1. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.049.873,71

     2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 1.500.000,00

     3. Beteiligungen 11.225.945,20

     4. Sonstige Ausleihungen 0,00

15.775.818,91

154.613.293,41

B. Umlaufvermögen

   I. Vorräte

     1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 1.705.041,29

     2. Unfertige Leistungen 1.772.283,57

     3. Waren 6.953,96

3.484.278,82

   II.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

     1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 20.324.530,18

     2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 164.590,73

     3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 103.230,92

     4. Forderungen an Gesellschafter 256.380,42

     5. Sonstige Vermögensgegenstände 14.321.216,51

35.169.948,76

   III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 1.274.498,85

39.928.726,43

C. Rechnungsabgrenzungsposten 103.274,77

Bilanzsumme 194.645.294,61
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Angaben in € €

Passiva

A. Eigenkapital

   I. Kapitalkonten

     - Technische Werke Friedrichshafen GmbH 34.000.000,00

     - Stadtwerke Überlingen GmbH 11.000.000,00

     - Stadtwerk am See Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 5.000.000,00

     davon ausstehend und nicht eingefordert -4.796.660,00

   II. Kapitalrücklage

     Rücklagenkonto I 5.458.701,57

     Rücklagenkonto II 372.100,59

   III. Andere Gewinnrücklagen

     Rücklagenkonto III 12.597.166,66

   IV: Genussrechtskapital

     Genussrechte 10.000.000,00

   IV. Bilanzgewinn 4.758.643,21

78.389.952,03

B. Empfangenen Ertragszuschüsse 15.033.525,00

C. Rückstellungen

   I. Rückstellungen für Pensionen 1.366.000,00

   II. Steuerrückstellungen 17.000,01

   III. Sonstige Rückstellungen 11.956.688,12

13.339.688,13

D. Verbindlichkeiten

   I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 56.086.195,47

   II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 9.452.660,16

   III. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 13.457,68

   IV. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 270.421,17

   V. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 13.553.080,43

   VI. Sonstige Verbindlichkeiten 8.506.314,54

87.882.129,45

E. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00

Bilanzsumme 194.645.294,61
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Zwischen-Gewinn- und Verlustrechnung vom 01.01.2018 - 31.07.2018

Angaben in € €

1. Umsatzerlöse 101.125.809,99

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen Leistungen 1.395.890,42

3. Andere aktivierte Eigenleistungen 1.316.776,04

4. Sonstige betriebliche Erträge 106.822,16

103.945.298,61

5. Materialaufwand und bezogene Leistungen

   a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe für bezogene Waren 68.537.265,31

   b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 3.193.446,14

   c) Konzessionsabgabe 2.413.815,00

74.144.526,45

6. Personalaufwand

   a) Löhne und Gehälter 10.738.436,22

   b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung
       davon für Altersversorgung 2.866.104,13

13.604.540,35

7. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
    Anlagevermögens und Sachanlagen 5.243.714,68

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 4.784.891,54

9. Zwischenergebnis 6.167.625,59

10. Erträge aus Beteiligungen
      davon aus verbundenen Unternehmen 218.158,59

11. Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 18.771,31

12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00

13. Abschreibungen auf Finanzanlagen 0,00

14. Aufwendungen aus Verlustübernahme 22.850,00

15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 546.981,96

16. Ergebnis vor Steuern 5.834.723,53

17. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 742.678,34

18. Ergebnis nach Steuern 5.092.045,19

19. Sonstige Steuern 333.401,98

20. Jahresüberschuss 4.758.643,21

 
Nach dem 31.07.2018 sind keine wesentlichen Änderungen der Angaben eingetreten.
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Erläuterung der Zwischenbilanz
Das Anlagevermögen des Emittenten belief sich zum 
31.07.2018 auf 154,613 Mio. €. Dies resultiert zu 
einem großen Teil aus den wesentlichen Investitionen des 
Emittenten in Sachanlagen, insbesondere in den Auf- und 
Ausbau der Gasnetze, die Errichtung und den Erwerb 
neuer Energieerzeugungsanlagen. Das Anlagevermö-
gen stieg dabei investitionsbedingt um knapp 4 Mio. € 
gegenüber dem Stand zum 31.12.2017.

Das Umlaufvermögen des Emittenten belief sich zum 
31.07.2018 auf 35,17 Mio. €. Die Liquidität des 
Emittenten, die sich in der Position „Kassenbestand, Gut-
haben bei  Kreditinstituten“ widerspiegelt, betrug knapp 
1,275 Mio. €. 

Das Eigenkapital es Emittenten belief sich zum 
31.07.2018 unverändert auf 50 Mio. €, wobei ein 
Betrag in Höhe von knapp 4,8 Mio. € gegenüber des 
Gesellschafters Stadtwerk am See Beteiligungsgesell-
schaft mbh & Co. KG noch ausstehend ist und nicht 
eingefordert wurde.

Die Verbindlichkeiten des Emittenten belaufen sich zum 
31.07.2018 auf 87,882 Mio. € und stiegen damit 
gegenüber dem 31.12.2017 investitionsbedingt um gut 
4,8 Mio. €.

Erläuterung der Gewinn- und Verlustrechnung
Die Umsatzerlöse des Emittenten beliefen sich zum 
31.07.2018 auf etwas über 101,1 Mio. €.

Der Jahresüberschuss des Emittenten beläuft sich zum 
31.07.2018 auf knapp 4,76 Mio. €. 

ERLÄUTERUNG DER ZWISCHENÜBERSICHT  
DER STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG



92  Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Planbilanzen 31.12.2018 31.12.2019

Angaben in T€ T€

Aktiva

A. Anlagevermögen

   I. Sachanlage und Immaterielle Vermögensgegenstände 148.662 155.972

   II. Finanzanlagen 16.064 17.384

       1. Anteile an verbundenen Unternehmen 16.064 17.384

       2. Ausleihungen 0 0

164.726 173.356

B. Umlaufvermögen

   I. Vorräte 2.004 2.004

   II.  Forderungen 21.464 21.404

   III. Sonstige Vermögensgegenstände 3.245 3.245

   IV. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 5.176 5.342

31.889 31.995

Bilanzsumme 196.616 205.352

Passiva

A. Eigenkapital

   I. Gezeichnetes Kommanditkapital 50.000 50.000

       davon ausstehend und nicht eingefordert -4.797 -4.797

   II. Rücklagenkonto I 5.459 5.459

   III. Rücklagenkonto I 372 372

   IV. Rücklagenkonto I 13.655 14.982

   V. Genussrechte 15.000 20.000

   VI. Bilanzgewinn 0 0

79.689 86.016

B. Sonderposten/Ertragszuschüsse 14.371 14.384

C. Rückstellungen 10.722 11.154

D. Verbindlichkeiten

   I. Langfristige Verbindlichkeiten 55.617 60.379

   II. Kurzfristige Verbindlichkeiten 0 0

   IV. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 9.868 6.870

   V. Sonstige Verbindlichkeiten 26.348 26.548

91.833 93.797

Bilanzsumme 196.616 205.352

VORAUSSICHTLICHE VERMÖGENSLAGE DER  
STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG (PROGNOSE)
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Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 01.01. – 31.12.2018 01.01. – 31.12.2019

Angaben in T€ T€

Umsatzerlöse 183.002 198.527

Bestandsveränderungen 0 0

Andere aktivierte Eigenleistungen 2.885 2.463

Sonstige betriebliche Erträge 498 258

Materialaufwand 132.995 146.317

Personalaufwand 23.466 23.966

Abschreibungen 9.395 9.820

Sonstige betriebliche Aufwendungen 9.600 10.392

Zwischenergebnis 10.929 10.753

Erträge aus Beteiligungen 710 860

Erträge aus anderen Wertpapieren und  
Ausleihungen

0 0

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0

Abschreibungen auf Finanzanlagen 0 0

Aufwendungen aus Verlustübernahme 0 0

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.910 2.050

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 9.730 9.563

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 1.210 1.195

Sonstige Steuern 99 81

Jahresüberschuss 8.421 8.286

VORAUSSICHTLICHE ERTRAGSLAGE DER  
STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG (PROGNOSE)
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VORAUSSICHTLICHE FINANZLAGE DER  
STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG (PROGNOSE)

Plan-Kapitalflussrechnung 01.01. – 31.12.2018 01.01. – 31.12.2019

Angaben in T€ T€

Periodenergebnis vor Ergebnisabführung 8.421 8.286

Abschreibungen auf Gegenstände des  
Sachanlagevermögens

9.395 9.820

Abschreibungen auf Gegenstände des  
Finanzanlagevermögens

0 0

Gewinne (-)/Verluste (+) aus Anlagenabgängen -15 -15

Zu- (+)/Abnahme (-) von Rückstellungen -785 432

Auflösung von Sonderposten 0 0

Veränderung Forderungen/Sonstige Vermögensgegen stände/Aktive 
Rechnungsabgrenzungsposten 
(+) Abnahme/(-) Zunahme

-140 60

Veränderung Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  
Leistungen/Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
(+) Zunahme/(-) Abnahme

200 200

Veränderung Verbindlichkeiten an Gesellschafter -14.000 -3.000

ertragswirksame Auflösung von empfangenen  
Ertragszuschüssen

-950 -943

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 2.125 14.840

Einzahlungen aus Abgang von Gegenständen des  
Anlagevermögens

15 15

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -20.462 -18.061

Auszahlungen für Investitionen in das  
Finanzanlagevermögen

-951 -1.320

Einzahlungen aus empfangenen Ertragszuschüssen 1.261 931

Einzahlung aus Zuschüssen (aktiv) 956 956

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit -19.181 -17.479

Auszahlungen aus der Gewinnausschüttung an die  
Gesellschafter

-7.025 -6.957

Einzahlungen in das Kommanditkapital 0 0

Veränderung Rücklagenkonto I 0 0

Veränderung Rücklagenkonto II 0 0

Veränderung Rücklagenkonto III 0 0

Einzahlung aus der Aufnahme eigenkapitalähnlicher Mittel 5.000 5.000

Einzahlung aus der Aufnahme von Krediten (langfristig) 35.000 15.000

Ein-/Auszahlung aus der Aufnahme/Rückzahlung von Krediten (kurz-
fristig)

-10.000 0

Auszahlung aus der Tilgung von Krediten -7.621 -10.238

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit 15.354 2.804

Veränderung des Finanzmittelfonds -1.701 166

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 6.877 5.176

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 5.176 5.342
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ERLÄUTERUNG DER VORAUSSICHTLICHEN VERMÖGENS-, ERTRAGS- UND  
FINANZLAGE DER STADTWERK AM SEE GMBH & CO. KG

Allgemeine Erläuterungen
Ausgangssituation der voraussichtlichen Vermögens-, Er-
trags- und Finanzlage des Emittenten ist der genehmigte 
Wirtschaftsplan aus 2017 für die Jahre 2018 bis 2022. 
Nachfolgend beschrieben sind die Erläuterungen der 
voraussichtlichen Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 
des Emittenten für die Jahre 2018 und 2019.

Erläuterung der voraussichtlichen Vermögens- 
lage
Das geplante Anlagevermögen des Emittenten steigt von 
164,726 Mio. € zum 31.12.2018 auf 173,356 Mio. € 
zum 31.12.2019. Dies resultiert zu einem großen Teil 
aus den wesentlichen Investitionen des Emittenten in 
Sachanlagen, insbesondere in den Auf- und Ausbau der 
Gasnetze, die Errichtung und den Erwerb neuer Energie-
erzeugungsanlagen. 

Der Emittent geht davon aus, dass das Umlaufvermögen 
in den Jahren 2018 und 2019 bei Beträgen von knapp 
32 Mio. € stabil bleibt. Die Liquidität des Emittenten, die 
sich in der Position „Kassenbestand, Guthaben bei  Kre-
ditinstituten“ widerspiegelt, bleibt gleichbleibend hoch, 
bei Beträgen zwischen 5,2 Mio. € und 5,3 Mio. €. 
Bei der Aufnahme eigenkapitalähnlicher Mittel in Höhe 
von 10 Mio. € in den Jahren 2018 und 2019 und den 
bereits erfolgten Genussrechtsemissionen "SWSee Basis" 
und "SWSee Premium" aus den Jahren 2016/2017 (sie-
he Übersicht über die bisher ausgegebenen Wertpapiere 
und Vermögensanlagen, Seite 47 des Verkaufsprospekts) 
und einer durchschnittlich angenommenen Verzinsung 
von 2,5 % p. a. für diese eigenkapitalähnlichen Mittel 
rechnet der Emittent mit einem jährlichen Zinsaufwand 
in Höhe von insgesamt 0,5 Mio. €. Dieser jährliche 
Zinsaufwand hat auf die geplante Liquiditätslage des 
Emittenten nur minimalen Einfluss.

Aufgrund der zukünftigen Investitionen des Emittenten in 
Sachanlagen, die zum überwiegenden Teil fremdfinan-
ziert sind, werden die Verbindlichkeiten des Emitten-
ten in den Jahren 2018 und von 91,833 Mio. € auf 
93,797 Mio. € steigen.

Die Bilanzsummen der Jahre 2018 und 2019 erhöhen 
sich jährlich investitionsbedingt.

Erläuterung der voraussichtlichen Ertragslage
Die Umsatzerlöse des Emittenten in den Jahren 2018 
und 2019 werden in Höhe von rund 183 Mio. € auf 
198,5 Mio. € ansteigen.

Für die jährliche Zinszahlung aus den angebotenen Ver-
mögensanlagen ist ein Jahresüberschuss des Emittenten 
in Höhe der Verzinsung der Genussrechte Vorausset-
zung. Der Emittent erwartet in den Jahren 2018 und 
2019 Jahresüberschüsse von rund 8,4 Mio. € und 
8,3 Mio. €. Ausweislich der Kennzahlen des Emittenten 
beläuft sich die Gesamtkapitalrentabilität auf 5,51 % in 
2018 und 5,2 % in 2019.

Erläuterung der voraussichtlichen Finanzlage
Aufgrund der Investitionen in Sachanlagen plant der 
Emittent in seiner Kapitalflussrechnung einen Finanz-
mittelbedarf in 2018 von knapp 19,2 Mio. € und in 
2019 von knapp 17,5 Mio. €. Dieser wird jährlich in 
Höhe von 5 Mio. € durch die Ausgabe der angebote-
nen Vermögensanlagen gedeckt. Im Übrigen werden 
die Investitionen durch die Neuaufnahme von Krediten 
finanziert und eine Erhöhung der Rücklagen durch 
Gewinnthesaurierungen durchgeführt. Endfällige Kredite 
werden durch Neufinanzierungen abgelöst, wie aus der 
Position „Auszahlung aus der Tilgung von Krediten“ zu 
erkennen ist.
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PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES
(§ 11 VermVerkProspV)

Abschlussprüfer
Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Cecilienallee 6-7
40474 Düsseldorf

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Stadtwerk am See GmbH & Co. KG, Überlingen, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 
geprüft. Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung 
auch die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der 
internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, 
wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse auf-
zustellen sind. Die Prüfung umfasst auch die ordnungsge-
mäße Zuweisung von Gewinnen, Verlusten, Einlagen und 
Entnahmen zu den einzelnen Kapitalkonten.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften unter Berücksichtigung der Vorschriften des 
Vermögensanlagengesetzes (VermAnlG) sowie die Ein-
haltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Darüber hinaus liegt die ordnungsgemäße Zuwei-
sung von Gewinnen, Verlusten, Einlagen und Entnahmen 
zu den einzelnen Kapitalkonten in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter.

Verantwortung des Abschlussprüfers
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über die Einhaltung der 
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 25 
VermAnlG i.V.m. § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanzund Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden 
und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden 
kann, ob die Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen 
wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht sowie die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze, der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter, die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die 
Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der 
Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nach-
vollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit 
beachtet wurde. Die Ordnungsmäßigkeit der Zuweisung 
von Gewinnen, Verlusten, Einlagen und Entnahmen zu 
den einzelnen Kapitalkonten gemäß § 25 Abs. 3 Verm-
AnlG haben wir auf Basis einer Prüfung des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems und von aussa-
gebezogenen Prüfungshandlungen überwiegend auf 
Basis von Stichproben beurteilt. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.
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Prüfungsurteil
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis zum 31. 
Dezember 2017 den gesetzlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ist die Zuwei-
sung von Gewinnen, Verlusten, Einlagen und Entnahmen 
zu den einzelnen Kapitalkonten in allen wesentlichen Be-
langen ordnungsgemäß erfolgt. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetz-
lichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeit 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen 
und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen 
Einwendungen geführt.

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestäti-
gungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf 
unserer vorherigen Zustimmung. Bei der Veröffentlichung 
oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der 
bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich 
der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor 
unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser 
Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung 
hingewiesen wird; insbesondere weisen wir auf § 328 
HGB hin.

Stuttgart, den 27. März 2018

Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

(Düsseldorf)

      gez. Appel gez. Deutsch
      Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer



98  Gesellschaftsvertrag

GESELLSCHAFTSVERTRAG

I. Allgemeines

§ 1 Firma, Sitz der Gesellschaft
(1) Die Firma der Kommanditgesellschaft („Gesell-

schaft“) lautet:
Stadtwerk am See GmbH & Co. KG

(2) Rechtlicher Sitz der Gesellschaft im Sinne des § 106 
Abs. 2 Nr. 2 HGB ist Überlingen.

(3) Verwaltungssitz der Gesellschaft ist Friedrichshafen.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens, Gesellschaftszweck
(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft und 

Gesellschaftszweck ist im Rahmen der kommunal-
rechtlichen Aufgabenstellung ihrer unmittelbaren und 
mittelbaren Gesellschafter
a) die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und 

Wärme;
b) die Errichtung und der Betrieb von Energieerzeu-

gungsanlagen;
c) die Erbringung von Dienstleistungen auf den 

Sektoren der Telekommunikation und der Ver-
kehrswirtschaft sowie die Erbringung sonstiger 
Dienstleistungen, die mit dem Gesellschafts-
zweck in Beziehung stehen oder aus den damit 
verbundenen Tätigkeiten abzuleiten sind; sowie

d) die Übernahme kommunaler und regionaler In-
frastrukturdienstleistungen.

(2) Andere kommunalwirtschaftliche Aufgaben 
können unter Beachtung der §§ 102 ff., 108 der 
Gemeindeordnung des Landes Baden-Württemberg 
übernommen werden, sofern eine ausreichende 
Wirtschaftlichkeit der übernommenen Aufgaben zu 
erwarten ist. 

(3) Die Gesellschaft ist im Rahmen ihrer kommunalen 
Aufgabenstellung berechtigt, Zweigniederlassun-
gen oder Tochterunternehmen zu gründen, sich an 
anderen Unternehmen zu beteiligen und sämtliche 
Geschäfte zu betreiben, die der Betätigung der Ge-
sellschaft auf dem Gebiet des Unternehmensgegen-
standes unmittelbar oder mittelbar förderlich sind.

§ 3 Dauer und Geschäftsjahr der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft beginnt mit Abschluss dieses Gesell-

schaftsvertrags und besteht auf unbestimmte Zeit.
(2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4 Gesellschafter, Gesellschaftskapital, Kapitalanteile
(1) Das Gesellschaftskapital („Kommanditkapital“) 

beträgt 50.000.000,00 € (in Worten: Euro fünfzig 
Millionen).

(2) Persönlich haftende Gesellschafterin („Komplementä-
rin“) ist die Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Freiburg im Breisgau unter HRB 708312. Die Kom-
plementärin erbringt keine Einlage und hat keinen 
Kapitalanteil.

(3) Kommanditisten sind:
a) die Technische Werke Friedrichshafen GmbH 

(„TWF“), eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts 
Ulm unter HRB 630670, mit einer Komman-
diteinlage in Höhe von 34.000.000,00 € 
(zugleich Hafteinlage) dies entspricht einer Betei-
ligung am Kommanditkapital der Gesellschaft in 
Höhe von 68 %.

b) die Stadtwerke Überlingen GmbH („Swü“) 
eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Freiburg im Breisgau unter HRB 580611 
mit einer Kommanditeinlage in Höhe von 
11.000.000,00 € (zugleich Hafteinlage) dies 
entspricht einer Beteiligung am Kommanditkapi-
tal der Gesellschaft in Höhe von 22 % 

c) die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & 
Co. KG („SWSee Beteiligungsgesellschaft“) 
eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Freiburg im Breisgau unter HRA 702892 
mit einer Kommanditeinlage in Höhe von 
5.000.000,00 € (wobei als Hafteinlage jeweils 
ein Betrag nach Maßgabe der Regelung in 
Abs. (5) im Handelsregister einzutragen ist) dies 
entspricht einer Beteiligung am Kommanditkapi-
tal der Gesellschaft in Höhe von 10 %
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(4) Die TWF hat ihre Kommanditeinlage unter anderem 
durch Ausgliederung ihres Teilbetriebs „Energie, 
Wasserversorgung, Telekommunikation und Dienst-
leistungen“ auf die Gesellschaft nach Maßgabe 
des Ausgliederungs- und Übernahmevertrags vom 
09.07.2012 übertragen. Die Swü hat ihre Kom-
manditeinlage unter anderem durch Ausgliederung 
ihres Teilbetriebs „Energie, Wasserversorgung, Te-
lekommunikation und Dienstleistungen“ auf die Ge-
sellschaft nach Maßgabe des Ausgliederungs- und 
Übernahmevertrags vom 09.07.2012 übertragen. 

(5) Die SWSee Beteiligungsgesellschaft hat auf die von 
ihr übernommene Kommanditeinlage eine Barein-
lage in Höhe von 5.000.000,00 € zuzüglich eines 
Aufgelds in Höhe von insgesamt 9.751.913,00 € 
zu leisten; die Fälligkeit und die Verbuchung der 
Kommanditeinlage und des Aufgelds richtet sich 
nach § 5 Abs. (6) Buchst. a) und c). Außerdem hat 
die  
SWSee Beteiligungsgesellschaft ein weiteres Auf-
geld als Ausgleich für thesaurierte Gewinne der 
Gesellschaft nach näherer Maßgabe von § 5 Abs. 
(6) Buchst. b) zu leisten. Die im Handelsregister aus-
zuweisende Hafteinlage der SWSee Beteiligungs-
gesellschaft wird jeweils in dem Umfang erhöht, in 
dem die SWSee Beteiligungsgesellschaft auf ihre 
Kommanditeinlage geleistet hat. 

(6) Der SWSee Beteiligungsgesellschaft stehen die 
Gesellschafterrechte aus ihrem Kommanditanteil 
(einschließlich der Beteiligung am Vermögen der 
Gesellschaft) jeweils nur in dem Umfang zu, in dem 
sie bereits auf die von ihr geschuldete Kommandit-
einlage geleistet hat, soweit in diesem Vertrag nichts 
Abweichendes geregelt ist (Beispiel: Hat die SWSee 
Beteiligungsgesellschaft einen Betrag in Höhe von 
10 % der von ihr geschuldeten Kommanditeinlage 
an die Gesellschaft geleistet, stehen ihr 10 % der 
sich aus der Kommanditbeteiligung ergebenden 
Stimm- und Gewinnbeteiligungsrechte zu).

(7) Der Kapitalanteil der Kommanditisten ist fest; er 
kann nur durch Änderung des Gesellschaftsvertrags 
geändert werden.

(8) Die Komplementärin ist berechtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats für die Gesellschaft Kapital, das 
eine Mischform zwischen Eigen- und Fremdkapital 
(„Mezzaninekapital“) darstellt, bis zu einem Betrag 
von 20.000.000,00 € von Anlegern aufzunehmen. 
Die Zustimmung des Aufsichtsrats ist nicht erforder-
lich, soweit die Aufnahme des Mezzaninekapital im 
Wirtschaftsplan für das betreffende Geschäftsjahr 
enthalten ist. Die Komplementärin ist verpflichtet, 
dem Aufsichtsrat die Emissionsdokumente und die 
jeweiligen Bedingungen für die Aufnahme des 
Mezza ninekapitals („Anlagebedingungen“) vor der 
Durchführung der Aufnahme von Mezzaninekapital 
zur Verfügung zu stellen. Die Komplementärin ist 
darüber hinaus verpflichtet, dem Aufsichtsrat einmal 
jährlich Bericht zu erstatten, in welchem Umfang 
die Gesellschaft Mezzaninekapital aufgenommen 
hat und in welcher Höhe Mezzaninekapital bei der 
Gesellschaft vorhanden ist. Das Mezzaninekapital 
ist nicht Teil des Kommanditkapitals gemäß § 4 
Abs. (1). Das Mezzaninekapital begründet keine 
Gesellschafterrechte, insbesondere keine Teilnahme-, 
Mitwirkungs- und Stimmrechte in der Gesellschafter-
versammlung. Die Rückzahlung des Mezzaninekapi-
tals und die Beteiligung des Mezzaninekapitals am 
Verlust richten sich nach den jeweiligen Anlagebe-
dingungen.

§ 5 Gesellschafterkonten, Einlageleistung der SWSee 
Beteiligungsgesellschaft

(1) Für die Komplementärin wird ein bewegliches Konto 
geführt, auf dem alle Geschäftsvorfälle und der 
sonstige Zahlungsverkehr nach Maßgabe dieses 
Gesellschaftsvertrags für sie gebucht werden. Die 
Gesellschaft führt für jeden Kommanditisten jeweils 
ein festes Kapitalkonto, ein Entnahmekonto und ein 
Verlustvortragskonto. Die Gesellschaft führt ferner für 
alle Kommanditisten die gemeinsamen, gesamt-
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händerisch gebundenen Rücklagenkonten I, II und 
III. Hat die Komplementärin von der Ermächtigung 
gemäß § 4 Abs. (8) zur Aufnahme von Mezzanine-
kapital Gebrauch gemacht, führt die Gesellschaft 
ferner ein Mezzaninekapitalkonto. 

(2) Auf den Kapitalkonten werden die Einlagen der 
Kommanditisten gemäß § 4 Abs. (3) gebucht. Die 
Kapitalkonten werden als unverzinsliche Festkonten 
geführt. 

(3) Auf den Entnahmekonten werden entnahmefähi-
ge Gewinnanteile, Entnahmen, Zinsen sowie der 
sonstige Zahlungsverkehr des Gesellschafters mit der 
Gesellschaft mit Ausnahme gesondert vereinbarter 
Gesellschafterdarlehen gebucht. Die Entnahmekon-
ten sind im Soll und Haben mit 2 % p. a. zu verzin-
sen. Die Zinsen gelten im Verhältnis der Gesellschaf-
ter zueinander als Aufwand oder Ertrag.

(4) Die Gesellschaft führt die Rücklagenkonten nach 
Maßgabe des Folgenden:
a) Auf den Rücklagenkonten werden folgende 

Vorgänge gebucht:
aa) Auf dem Rücklagenkonto I werden die 

Beträge gebucht, um die im Rahmen der 
Ausgliederungen der Teilbetriebe der TWF 
und der Swü (§ 4 Abs. (4)) der Überschuss 
der Aktiva über die Passiva in der jeweili-
gen Ausgliederungsbilanz den Betrag der 
jeweiligen Kommanditeinlage der TWF und 
der Swü übersteigt. Ferner ist hierauf der 
von der  
SWSee Beteiligungsgesellschaft gemäß 
Abs. (6) Buchst. a) aa) geschuldete Betrag 
zu buchen.

bb) Auf dem Rücklagenkonto II werden die 
Beträge gebucht, welche die SWSee Betei-
ligungsgesellschaft im Rahmen ihres Beitritts 
zur Gesellschaft gemäß Abs. (6) Buchst. a) 
bb) sowie gemäß Abs. (6) Buchst. d) zu 
entrichten hat.

cc) Auf dem Rücklagenkonto III werden nicht 
entnahmefähige Gewinnanteile sowie die 

sonstigen, individuellen Zuzahlungen der 
Gesellschafter in das Eigenkapital der 
Gesellschaft gebucht, soweit sie nicht nach 
diesem Gesellschaftsvertrag oder gemäß Be-
schluss der Gesellschafter ausdrücklich auf 
einem anderen Konto zu verbuchen sind.

dd) Auf dem Mezzaninekapitalkonto wird das 
Mezzaninekapital gebucht. 

b) An den Rücklagenkonten I bis III sind die Gesell-
schafter stets im Verhältnis ihrer Kommanditeinla-
gen nach § 4 Abs. (3) beteiligt.

c) Guthaben auf den Rücklagenkonten können wie 
folgt verwendet werden:
aa) Guthaben auf den Rücklagenkonten können 

ganz oder teilweise aufgelöst und auf die 
Entnahmekonten der Kommanditisten im Ver-
hältnis ihrer Beteiligung am Kommanditka-
pital umgebucht werden, soweit dies nach 
näherer Maßgabe von § 20 erforderlich ist, 
um die Garantiedividende für die Komman-
ditisten sicherzustellen.

bb) Guthaben auf den Rücklagenkonten können 
ferner ganz oder teilweise aufgelöst und auf 
die Entnahmekonten der Kommanditisten im 
Verhältnis ihrer Beteiligung am Komman-
ditkapital umgebucht werden, wenn die 
Kommanditisten dies durch Gesellschafter-
beschluss mit einer Mehrheit von 85 % der 
abgegebenen Stimmen beschließen und 
sofern solche Guthaben nicht zum Ausgleich 
von Verlustvorträgen benötigt werden.

cc) Im Übrigen dürfen Guthaben auf den 
Rücklagenkonten nur zur – das bisherige Be-
teiligungsverhältnis wahrenden – Erhöhung 
der Einlagen sowie zum – das bisherige Be-
teiligungsverhältnis wahrenden – Verlustaus-
gleich verwendet werden.

d) Die Rücklagenkonten sind unverzinslich.
(5) Auf den Verlustvortragskonten werden die anteiligen 

Verluste sowie die anteiligen Gewinne bis zum 
Ausgleich der Konten gebucht. Diese Konten sind 
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unver zinslich und gehen im Fall der Übertragung 
der Beteiligung mit den Kapitalkonten auf den 
Rechtsnachfolger über. Die Verlustvortragskonten 
werden als Gegenkonten zum Kapitalkonto und zu 
den Rücklagenkonten geführt. Die Verlustvortrags-
konten stellen keine Verbindlichkeiten der Gesell-
schafter dar und begründen keine Nachschusspflicht 
der Gesellschafter.

(6) Für die Leistung der Kommanditeinlage der SWSee 
Beteiligungsgesellschaft und die von der SWSee Be-
teiligungsgesellschaft darüber hinaus geschuldeten 
Beträge gelten die nachfolgenden Bestimmungen: 
a) Das nach § 4 Abs. (5) Satz 1 von der SWSee 

Beteiligungsgesellschaft geschuldete Aufgeld ist 
wie folgt zu verbuchen:
aa) Auf das Rücklagenkonto I wird ein Betrag in 

Höhe von 603.794,68 € verbucht (proporti-
onales Aufgeld).

bb) Auf das Rücklagenkonto II wird ein Betrag 
in Höhe von 9.148.118,32 € verbucht 
(überproportionales Aufgeld zum Ausgleich 
von stillen Reserven).

b) Die SWSee Beteiligungsgesellschaft ist ferner 
verpflichtet, gemäß § 4 Abs. (5) Satz 2 einen 
Betrag auf das Rücklagenkonto III zu leisten, der 
dazu führt, dass ihr Beitrag ihrem rechneri-
schen Anteil am Rücklagenkonto III entspricht 
(verhältnismäßige Beteiligung am eingezahlten 
Kommanditkapital).

c) Die Kommanditeinlage der SWSee Beteiligungs-
gesellschaft sowie die gemäß § 4 Abs. (5) und 
den vorstehenden Buchst. a) und b) auf die 
Rücklagenkonten I bis III zu leistenden Beträge 
sind in bar zu leisten und werden in Teilen wie 
folgt zur Zahlung fällig: 
aa) Soweit bei der SWSee Beteiligungsgesell-

schaft im Zuge des Beitritts eines weiteren 
Gesellschafters eine Kapitalerhöhung 
erfolgt, hat die SWSee Beteiligungsgesell-
schaft den im Wege der Kapitalerhöhung 
vereinnahmten Betrag an die Gesellschaft 

auf ihre geschuldete Kommanditeinlage und 
auf die geschuldeten Beträge auf die Rückla-
genkonten I bis III quotal zu leisten.

bb) Die ausstehenden Beträge auf die Komman-
diteinlage und auf die Rücklagenkonten I bis 
III sind nicht zu verzinsen. 

d) Sofern der SWSee Beteiligungsgesellschaft 
Gesellschafter nach dem 31.12.2014 beitreten, 
ist die Geschäftsführung der Gesellschaft be-
rechtigt, ein erhöhtes Aufgeld von der SWSee 
Beteiligungsgesellschaft zu verlangen unter Be-
rücksichtigung einer angemessenen Entwicklung 
des Unternehmenswerts der Gesellschaft. Das 
erhöhte Aufgeld ist auf das Rücklagenkonto II zu 
buchen.

§ 6 Organe
Organe der Gesellschaft sind:
(1) die Geschäftsführung,
(2) der Aufsichtsrat,
(3) die Gesellschafterversammlung.

II. Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung
(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung der Ge-

sellschaft ist die Komplementärin, diese durch 
ihr satzungsgemäß bestelltes Organ handelnd, 
berechtigt und verpflichtet. Die Komplementärin ist 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit; 
die Komplementärin kann auch ihre Geschäftsführer 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 
Der Aufsichtsrat ist befugt, die Geschäftsführer der 
Komplementärin bei der KG anzustellen und ihre 
Anstellungsverhältnisse zu regeln.

(2) Die Komplementärin führt die Geschäfte der Gesell-
schaft in Übereinstimmung mit den Gesetzen, dem 
Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft, dem Gesell-
schaftsvertrag der Komplementärin, der Geschäfts-
ordnung für den Aufsichtsrat, der Geschäftsordnung 
für die Geschäftsführung, den Beschlüssen des 



102  Gesellschaftsvertrag

Aufsichtsrats sowie den Beschlüssen der Gesellschaf-
terversammlung.

(3) Die folgenden Maßnahmen der Komplementärin 
dürfen nur nach vorheriger Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung vorgenommen werden:
a) Übernahme neuer Aufgaben von besonderer 

Bedeutung im Rahmen des Unternehmensgegen-
standes;

b) Errichtung, Erwerb und Veräußerung von Un-
ternehmen und Beteiligungen sowie Errichtung, 
Erwerb, Aufgabe oder Veräußerung von selbst-
ständigen oder unselbstständigen Betrieben, 
Teilbetrieben oder Zweigniederlassungen, sofern 
dies im Verhältnis zum Geschäftsumfang der 
Gesellschaft wesentlich ist;

c) Abschluss und Änderung von Unternehmensver-
trägen im Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 
des Aktiengesetzes; sowie 

d) sämtliche übrigen Maßnahmen und Handlun-
gen, welche die Gesellschafter durch Beschluss 
von ihrer Zustimmung abhängig gemacht 
haben.

Die Gesellschafterversammlung entscheidet über 
die in Buchst. a) bis c) genannten Punkte mit einer 
Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stimmen und 
im Fall des vorstehenden Buchst. d) mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Sonstige 
gesetzliche und gesellschaftsvertragliche Zustän-
digkeiten der Gesellschafterversammlung bleiben 
unberührt.

(4) Die Komplementärin bedarf außer in den im Gesetz 
und an anderen Stellen des Gesellschaftsvertrags 
vorgesehenen Fällen der Zustimmung des Aufsichts-
rats in folgenden Angelegenheiten:
a) Übernahme neuer Aufgaben, sofern nicht die 

Gesellschafterversammlung zuständig ist;
b) Zustimmung zum jährlichen Wirtschaftsplan 

sowie zu der der Wirtschaftsplanung zu Grunde 
zu legenden fünfjährigen Finanzplanung;

c) Erteilung und Widerruf von Prokuren und Hand-
lungsvollmachten zum gesamten Geschäftsbe-
trieb;

d) Festsetzung und Änderung der Allgemeinen 
Tarife und der Allgemeinen Versorgungsbedin-
gungen, soweit diese nicht durch Gesetz oder 
Verordnung vorgegeben sind (in diesen Fällen 
entscheidet der Tarifausschuss anstelle des Ge-
samtgremiums des Aufsichtsrats);

e) Entscheidung über die Mitgliedschaft in Arbeit-
geberorganisationen und über die Grundsätze 
für außertarifliche Sozialleistungen und Leis-
tungsanreize;

f) Abschluss, wesentliche Änderung oder Aufhe-
bung von Konzessionsverträgen;

g) Festlegung von Grundsätzen für die Energiebe-
schaffung und das Energiecontracting;

h) Erteilung von Weisungen an die Geschäfts-
führung einer Tochtergesellschaft in Angele-
genheiten, die bei der Tochtergesellschaft der 
Zustimmung des Aufsichtsrats, Beirates oder der 
Gesellschafterversammlung bedürfen;

i) Entsendung von Vertretern in die Organe von 
Beteiligungsunternehmen sowie die Regelung 
der Stimmabgabe in Gesellschafter- und Haupt-
versammlungen von Beteiligungsunternehmen 
bei Beschlüssen über Gesellschaftsvertrags- und 
Satzungsänderungen, sofern die Beteili-
gungsquote über 5 % liegt, die Änderungen 
wesentlich sind und der Anteil der Gesellschaft 
am Gesellschaftskapital des Beteiligungsun-
ternehmens (Fest-, Stamm- oder Grundkapital) 
400.000,00 € oder mehr beträgt;

j) Vorberatung von Vorlagen an die Gesellschafter-
versammlung; sowie

k) Aufnahme von Mezzaninekapital.
(5) Der Aufsichtsrat entscheidet über die Erteilung der 

Zustimmung zu den vorgenannten Angelegenhei-
ten durch Beschluss mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Ein zustimmender Beschluss 
des Aufsichtsrats zu der in Buchst. b) geregelten An-
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gelegenheit bedarf zu seiner Wirksamkeit ferner der 
Zustimmung von mindestens zwei Mitgliedern des 
Aufsichtsrats, welche die Stadt Überlingen entsendet 
hat; im Falle einer erneuten Abstimmung über diesen 
Gegenstand gemäß § 11 Abs. (7) besteht dieses 
zusätzliche Wirksamkeitserfordernis nicht.

(6) Die Komplementärin bedarf außer in den im Gesetz 
und an anderen Stellen des Gesellschaftsvertrags 
vorgesehenen Fällen ferner, sofern im Einzelfall eine 
in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung 
festzulegende Wertgrenze überschritten wird, der 
Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden Angele-
genheiten:
a) Vergabe von Lieferungen und Leistungen ein-

schließlich gleichwertiger Vertragsmodelle im 
Rahmen des genehmigten Finanzplans;

b) Aufnahme von Darlehen;
c) Hingabe von Darlehen, Übernahme von Bürg-

schaften, Abschluss von Gewährverträgen und 
Bestellung sonstiger Sicherheiten;

d) freiwillige Zuwendungen;
e) Führung von Rechtsstreitigkeiten;
f) Verzicht auf Ansprüche und Abschluss von Ver-

gleichen, in denen im Einzelfall auf Ansprüche 
verzichtet wird;

g) Stundungen;
h) Einstellung von Mitarbeitern und Entgeltvereinba-

rungen einschließlich Nebenleistungen;
i) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grund-

stücken und grundstücksgleichen Rechten; sowie
j) sonstige Verträge von besonderer Bedeutung.
Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat im Einzelfall 
bestimmte Geschäfte von seiner Zustimmung abhän-
gig machen.

(7) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäfte keinen Auf-
schub dulden und die Einberufung des Aufsichtsrats 
oder eine schriftliche, fernmündliche oder durch 
andere geeignete Mittel der Telekommunikation 
durchzuführende Abstimmung keine unverzügliche 
Beschlussfassung ermöglicht, darf die Komplemen-
tärin mit Zustimmung des Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats oder – bei dessen Verhinderung – seines 
Stellvertreters selbstständig handeln. Die Gründe 
für die Eilentscheidung und die Art der Erledigung 
sind dem Aufsichtsrat spätestens in seiner nächsten 
Sitzung bekanntzugeben.

(8) Die Komplementärin hat in entsprechender An-
wendung der Vorschriften des § 90 Abs. 1 und 2 
AktG dem Aufsichtsrat und den an der Gesellschaft 
mittelbar beteiligten Gebietskörperschaften und 
deren Beteiligungsmanagement zu berichten. Unab-
hängig hiervon berichtet die Komplementärin dem 
Aufsichtsrat, sofern es die Situation erfordert, auch 
in kürzeren Abständen. Darüber hinaus kann der 
Aufsichtsrat von der Komplementärin jederzeit einen 
Bericht entsprechend § 90 Abs. 3 AktG verlangen.

(9) Sonstige gesetzliche und gesellschaftsvertragliche 
Zuständigkeiten des Aufsichtsrats bleiben unberührt. 
Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung für bestimm-
te Arten von Geschäften allgemein im Voraus 
erteilen. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat der 
Komplementärin verbindliche Anweisungen für die 
Geschäftsführung in besonderen Fällen erteilen, 
soweit diese Weisung nicht im Gegensatz zu einer 
Weisung oder einem Beschluss der Gesellschafter-
versammlung steht. 

(10) Jedem Kommanditisten steht gegenüber der Kom-
plementärin ein Auskunfts- und Einsichtsrecht im 
Umfang des § 51a Abs. 1 und 2 GmbHG zu.

§ 8 Vergütung der Komplementärin
(1) Solange die Komplementärin ausschließlich für die 

Gesellschaft tätig ist, werden ihr von dieser sämtli-
che Ausgaben und Aufwendungen für die Geschäfts-
führung erstattet, sobald sie entstehen.

(2) Die Komplementärin erhält ferner eine jährliche, 
jeweils zum Ende eines jeden Geschäftsjahres zu 
bezahlende Vorabvergütung für die Übernahme der 
persönlichen Haftung in Höhe von 5 % ihres einge-
zahlten Stammkapitals. 

(3) Der Ausgaben- und Aufwendungsersatz nach 
Abs. (1) und die Vorabvergütung nach Abs. (2) 
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sind im Verhältnis der Gesellschafter zueinander als 
Aufwand zu behandeln.

§ 9 Geschäftsführung und Vertretung durch die Kom-
manditisten und den Aufsichtsrat

(1) Hinsichtlich der Geschäftsanteile an der Komple-
mentärin, die der Gesellschaft gehören, sind statt 
der Komplementärin die Kommanditisten und der 
Aufsichtsrat nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen geschäftsführungs- und vertretungsbefugt. 

(2) Die Kommanditisten üben ihre Geschäftsführungsbe-
fugnis durch Fassung von Beschlüssen im Rahmen 
der Gesellschafterversammlung oder nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Vertrags über die 
Fassung von Gesellschafterbeschlüssen außerhalb 
von Gesellschafterversammlungen aus. Ein Komman-
ditist, welcher durch die Beschlussfassung entlastet 
oder von einer Verbindlichkeit befreit werden soll, 
hat hierbei kein Stimmrecht und darf ein solches 
auch nicht für andere ausüben. Dasselbe gilt für 
eine Beschlussfassung, welche die Vornahme eines 
Rechtsgeschäfts oder die Einleitung oder Erledigung 
eines Rechtsstreits gegenüber einem Kommanditisten 
zum Gegenstand hat.

(3) Die Beschlüsse der Kommanditisten werden mit der 
einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Folgende Beschlüsse der Kommanditisten 
können allerdings nur mit einer Mehrheit von 85 % 
der abgegebenen Stimmen getroffen werden:
a) Änderung des Gesellschaftsvertrags der Komple-

mentärin;
b) Verfügungen über Geschäftsanteile an der Kom-

plementärin; sowie
c) Auflösung oder Verschmelzung der Komplemen-

tärin.
(4) Zum Zwecke der Ausführung der Geschäftsführungs-

beschlüsse der Kommanditisten, die die Wahrneh-
mung der Rechte der Gesellschaft aus oder an den 
Geschäftsanteilen an der Komplementärin zum 
Gegenstand haben, sind jeweils zwei Kommanditis-
ten gemeinschaftlich zur Vertretung der Gesellschaft 

berechtigt. Ist nur ein Kommanditist vorhanden, so 
vertritt er die Gesellschaft allein. Allen Kommandi-
tisten wird hiermit entsprechende Vollmacht zur Ver-
tretung der Gesellschaft erteilt. Die Personen, die im 
Innenverhältnis zur Ausübung der Vertretungsmacht 
befugt sein sollen, bestimmen die Kommanditisten je-
weils durch einen Beschluss mit einfacher Mehrheit.

(5) In folgenden Fällen ist der Aufsichtsrat anstelle der 
Kommanditisten geschäftsführungs- und vertretungs-
befugt:
a) Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer 

der Komplementärin, die Regelung ihrer Anstel-
lungsverhältnisse sowie die Entscheidungen über 
die Erteilung der Einzelvertretungsbefugnis, der 
Befreiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB sowie über die Ernennung eines Vorsitzen-
den der Geschäftsführung;

b) Wahl und Beauftragung des Abschlussprüfers 
der Komplementärin;

c) Entscheidung über den Wirtschaftsplan der Kom-
plementärin und über die der Wirtschaftsführung 
zugrundeliegende fünfjährige Finanzplanung;

d) die Entscheidung über die Erteilung der Zustim-
mung zur Erteilung einer Prokura oder einer 
Handlungsvollmacht zum gesamten Geschäftsbe-
trieb; sowie 

e) bei allen Rechtsangelegenheiten, die sich auf 
das Rechtsverhältnis der Komplementärin zu den 
Mitgliedern der Geschäftsführung der Komple-
mentärin beziehen.

Im Rahmen dieser Geschäftsführungsbefugnis wird 
der Aufsichtsrat zur Vertretung der Gesellschaft 
bevollmächtigt. Der Aufsichtsrat wird von seinem 
Vorsitzenden oder im Fall seiner Verhinderung von 
seinem Stellvertreter vertreten. Der Aufsichtsrat übt 
seine Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis in 
der Weise aus, dass er über die einzelnen Punkte 
Beschluss fasst und der Aufsichtsratsvorsitzende 
oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
diese anschließend namens der Gesellschaft unter 
Wahrung der vorgeschriebenen Form ausführt. Ein 
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Beschluss des Aufsichtsrats zu der in Buchst. c) gere-
gelten Angelegenheit bedarf zu seiner Wirksamkeit 
ferner der Zustimmung von mindestens zwei Mitglie-
dern des Aufsichtsrats, welche die Stadt Überlingen 
entsendet hat; im Falle einer erneuten Abstimmung 
über diesen Gegenstand gemäß § 11 Abs. (7) 
besteht dieses zusätzliche Wirksamkeitserfordernis 
nicht.

III. Aufsichtsrat

§ 10 Bildung, Zusammensetzung, Amtsdauer des Auf-
sichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus bis zu 20 Mitgliedern. 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Gesellschaft 
werden dabei nach Maßgabe des Folgenden ent-
sendet:
a) Die Stadt Friedrichshafen entsendet den Ober-

bürgermeister/die Oberbürgermeisterin sowie 
elf weitere Mitglieder in den Aufsichtsrat. Die 
elf weiteren Mitglieder des Aufsichtsrats werden 
vom Gemeinderat entsandt. Hierunter darf 
höchstens ein Aufsichtsratsmitglied sein, das we-
der dem Gemeinderat noch der Stadtverwaltung 
der Stadt Friedrichshafen angehört.

b) Die Stadt Überlingen entsendet den Oberbür-
germeister/die Oberbürgermeisterin sowie drei 
weitere Mitglieder in den Aufsichtsrat, welche 
dem Gemeinderat der Stadt Überlingen angehö-
ren müssen.

c) Zwei Mitglieder des Aufsichtsrats werden von 
den Arbeitnehmern der Gesellschaft gewählt. 
Wahlberechtigt und wählbar sind nur Arbeitneh-
mer der Gesellschaft gemäß § 5 Abs. 1 BetrVG.

d) Soweit die SWSee Beteiligungsgesellschaft 
auf die von ihr geschuldete Kommanditeinlage 
einen Betrag in Höhe von mindestens 25 % 
der geschuldeten Kommanditeinlage geleistet 
hat, steht ihr das Recht zu, ein Mitglied in den 
Aufsichtsrat zu entsenden. Soweit die SWSee 
Beteiligungsgesellschaft auf die von ihr geschul-

dete Kommanditeinlage einen Betrag in Höhe 
von mindestens 75 % der geschuldeten Kom-
manditeinlage geleistet hat, steht ihr das Recht 
zu, ein weiteres Mitglied (somit insgesamt zwei 
Mitglieder) in den Aufsichtsrat zu entsenden. So-
lange die SWSee Beteiligungsgesellschaft nach 
Maßgabe der vorstehenden Regelungen nicht 
berechtigt ist, mindestens ein Aufsichtsratsmit-
glied zu entsenden, ist die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft berechtigt, einen ständigen Vertreter 
als Gast (der „ständige Gast“) (einschließlich 
eines Vertreters) als nicht stimmberechtigten 
Teilnehmer in Aufsichtsratssitzungen der Gesell-
schaft zu entsenden und einen Stellvertreter für 
den ständigen Gast zu benennen; das Nähere 
zum ständigen Gast ist in der Geschäftsordnung 
für den Aufsichtsrat zu regeln.

(2) Die Entsendung erfolgt durch schriftliche Mitteilung 
gegenüber der Geschäftsführung.

(3) Der Vorsitz des Aufsichtsrats wird im zweijährigen 
Rhythmus (Geschäftsjahr) abwechselnd durch die 
Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister der 
Stadt Überlingen und der Stadt Friedrichshafen über-
nommen. Der/ie jeweils andere Oberbürgermeis-
ter/Oberbürgermeisterin ist dann stellvertretender 
Aufsichtsratsvorsitzender. Den ersten Vorsitz für den 
Zeitraum bis zum 31.12.2014 hatte die Oberbür-
germeisterin der Stadt Überlingen übernommen.

(4) War für die Entsendung eines Aufsichtsratsmitgliedes 
seine Wählbarkeit als Arbeitnehmer oder seine Zu-
gehörigkeit zum Gemeinderat oder zur Verwaltung 
der jeweiligen Stadt bestimmend, so endet sein Amt 
mit (i) dem Verlust der Wählbarkeit als Arbeitneh-
mer, (ii) der Beendigung der Zugehörigkeit zur 
Verwaltung, oder (iii) der Beendigung der Zugehö-
rigkeit zum Gemeinderat. Das Recht zur Abberufung 
durch den jeweils Entsendungsberechtigten bleibt 
hiervon unberührt. Ein Mitglied des Aufsichtsrats 
scheidet ferner aus dem Aufsichtsrat aus,
a) wenn das jeweilige Mitglied des Aufsichtsrats 

sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 



106  Gesellschaftsvertrag

der Gesellschaft, vertreten durch den Aufsichts-
ratsvorsitzenden, niederlegt, wobei die Amts-
niederlegung mit einer Frist von vier Wochen zu 
erklären ist; 

b) wenn das jeweilige Mitglied des Aufsichtsrats 
durch den Gesellschafter abberufen wird, der 
die Entsendung vorgenommen hat, was jederzeit 
ohne Angabe von Gründen möglich ist; die Ab-
berufung ist nur gleichzeitig mit der Neuentsen-
dung eines Aufsichtsratsmitglieds zulässig; oder

c) wenn das Aufsichtsratsmitglied verstirbt.
Sämtliche Veränderungen der Besetzung des 
Aufsichtsrats sind durch den jeweils Entsendungsbe-
rechtigten unverzüglich durch schriftliche Erklärung 
des Entsendungsberechtigten der Komplementärin 
mitzuteilen, welche dann unverzüglich den Aufsichts-
ratsvorsitzenden unterrichtet.

(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Aufsichtsrats 
beginnt, sobald der neu gebildete Aufsichtsrat 
zusammentritt. Die Amtszeit der Mitglieder des 
Aufsichtsrats endet mit Ablauf der jeweiligen Wahl-
periode der Gemeinderäte in Baden-Württemberg. 
Mit Ablauf der Amtszeit des alten Aufsichtsrats sind 
sämtliche Entsenderechte gemäß Abs. (1) neu auszu-
üben. Der alte Aufsichtsrat führt seine Geschäfte bis 
zum Zusammentritt des neuen Aufsichtsrats fort. Die 
Regelung in Abs. (4) Satz 1 findet hierbei auf die 
aus den Reihen der Gemeinderäte, der Verwaltung 
und der Arbeitnehmer entsandten Mitglieder keine 
Anwendung.

(6) Ist ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner 
Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausgeschieden, so 
entsendet der jeweils Entsendeberechtigte für den 
Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds 
einen Nachfolger.

(7) Aufsichtsratsmitglieder, die grob fahrlässig oder vor-
sätzlich handeln, sind der Gesellschaft zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Im 
Übrigen sind die Aufsichtsratsmitglieder nur insoweit 
zum Schadensersatz verpflichtet, als der eingetre-
tene Schaden durch eine vom Aufsichtsratsmitglied 

selbst oder zu seinen Gunsten abgeschlossene 
Versicherung gedeckt ist.

(8) Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind befugt, ge-
genüber den Gemeinderäten, ihren Ausschüssen 
und dem jeweiligen Beteiligungsmanagement der 
an der Gesellschaft mittelbar beteiligten Gebiets-
körperschaften und den Fraktionen, die in deren 
Gemeinderäten vertreten sind, in nichtöffentlichem 
Rahmen Geschäftsgeheimnisse der Gesellschaft zu 
offenbaren. 

(9) Die von der Stadt Friedrichshafen und von der Stadt 
Überlingen entsandten Mitglieder des Aufsichtsrats 
haben bei ihrer Tätigkeit auch die besonderen 
Interessen der jeweils entsendenden Stadt zu berück-
sichtigen. Die Städte können diese Mitglieder im 
Einzelfall darauf aufmerksam machen. Im Übrigen 
finden § 52 GmbHG und die dort vorgesehenen 
Regelungen des Aktiengesetzes entsprechende 
Anwendung, soweit in diesem Gesellschaftsvertrag 
nichts anderes geregelt wird.

§ 11 Einberufung und Beschlussfassung des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat wird vom Vorsitzenden einberufen, 

so oft es die Geschäfte erfordern oder wenn es von 
der Komplementärin oder von mindestens vier Auf-
sichtsratsmitgliedern beantragt wird. Die Mitglieder 
der Geschäftsführung der Komplementärin nehmen 
an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil, sofern der 
Aufsichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes be-
stimmt. Dritte können zu den Beratungen einzelner 
Tagesordnungspunkte hinzugezogen werden.

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden mit einer 
Frist von mindestens vierzehn Tagen unter Angabe 
des Ortes und der Zeit in Textform einberufen. 
Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der 
Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung 
nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats die Frist auf drei Tage 
verkürzen.

(3) Mit der Einberufung sind die Gegenstände der 
Tagesordnung mitzuteilen. Sie sind so konkret 
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anzugeben, dass abwesende Aufsichtsratsmitglie-
der von ihrem Recht zur schriftlichen Stimmabgabe 
Gebrauch machen können. Zugleich sollen mit der 
Einberufung den Aufsichtsratsmitgliedern nach Mög-
lichkeit sämtliche Unterlagen übersandt werden, die 
für eine sachgerechte Vorbereitung im Hinblick auf 
die anstehenden Beschlüsse des Aufsichtsrats erfor-
derlich sind. Die vorgenannte Tagesordnung und die 
vorgenannten Unterlagen sind mit der Einberufung 
der Sitzung des Aufsichtsrats zugleich auch an die 
Gebietskörperschaften und deren Beteiligungsma-
nagement weiterzuleiten, welche an der Gesellschaft 
mittelbar beteiligt sind.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder zur Sitzung ordnungsgemäß geladen 
sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwe-
send ist. Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungsgemäß 
einberufenen Sitzung nicht beschlussfähig, so kann 
binnen sieben Tagen eine neue Sitzung mit gleicher 
Tagesordnung einberufen werden. Bei der Einberu-
fung ist darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat in 
der neuen Sitzung auf jeden Fall beschlussfähig ist. 

(5) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsit-
zenden geleitet, im Falle seiner Verhinderung von 
seinem Stellvertreter. Ist auch der Stellvertreter des 
Aufsichtsratsvorsitzenden verhindert, so werden die 
Sitzungen des Aufsichtsrats vom Stadtkämmerer der 
Stadt Friedrichshafen geleitet, sofern dieser Mitglied 
des Aufsichtsrats ist. Ist im Falle einer Mitgliedschaft 
im Aufsichtsrat auch der Stadtkämmerer der Stadt 
Friedrichshafen verhindert, so werden die Sitzungen 
des Aufsichtsrats von dem nach Lebensjahren ältes-
ten anwesenden Mitglied des Aufsichtsrats geleitet.

(6) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz 
oder diesem Gesellschaftsvertrag etwas anderes 
ergibt. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat eine 
Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag.

(7) Soweit nach diesem Gesellschaftsvertrag vorge-
sehen ist, dass ein zustimmender Beschluss des 

Aufsichtsrats zu seiner Wirksamkeit auch der 
Zustimmung von mindestens zwei Mitgliedern des 
Aufsichtsrats bedarf, welche die Stadt Überlingen 
entsendet hat, gilt Folgendes: 
a) Wird die erforderliche Zustimmung von den von 

der Stadt Überlingen entsendeten Aufsichtsrats-
mitgliedern verweigert, hat der Aufsichtsratsvor-
sitzende unverzüglich eine weitere Sitzung des 
Aufsichtsrats einzuberufen, in welcher erneut 
über diesen Beschlussgegenstand entschieden 
wird. Diese weitere Sitzung des Aufsichtsrats soll 
frühestens eine Woche und spätestens vier Wo-
chen nach der Sitzung erfolgen, in welcher die 
von der Stadt Überlingen entsendeten Mitglieder 
des Aufsichtsrats ihre Zustimmung verweigert 
haben.

b) Der Aufsichtsratsvorsitzende und der stellvertre-
tende Aufsichtsratsvorsitzende werden in dem in 
Buchst. a) genannten Zeitraum bis zur weiteren 
Sitzung des Aufsichtsrats versuchen, zwischen 
den Mitgliedern des Aufsichtsrats ein Einverneh-
men zu erreichen.

c) In der weiteren Sitzung im Sinne des vorstehen-
den Buchst. a) entscheidet der Aufsichtsrat er-
neut mit der einfachen Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Einer Zustimmung von mindestens 
zwei Mitgliedern des Aufsichtsrats, welche die 
Stadt Überlingen entsendet hat, bedarf es für die 
Wirksamkeit des Beschlusses bei diesem erneu-
ten Beschluss nicht.

(8) Die Stimmabgabe in Sitzungen kann persönlich, 
schriftlich oder in Textform erfolgen. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der 
Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass 
die schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen 
(Stimmbotschaft). Stimmbotschaften werden bei der 
Feststellung der Beschlussfähigkeit berücksichtigt. 
Stimmbotschaften können nur durch andere Auf-
sichtsratsmitglieder überreicht werden. Eine Stellver-
tretung bei der Stimmabgabe ist außer in den Fällen 
des § 10 Abs. (1) nicht zulässig.
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(9) Außerhalb von Sitzungen können in eiligen oder 
einfachen Angelegenheiten nach dem Ermessen des 
Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, 
seines Vertreters schriftliche oder fernmündliche 
Beschlüsse oder Beschlüsse mit anderen geeigneten 
Mitteln der Telekommunikation erfolgen. Den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats muss dabei ein Zeitraum von 
mindestens fünf Tagen eingeräumt werden, während 
dem eine Stimmabgabe möglich ist. Das Ergebnis 
dieser Abstimmungen ist in einer Niederschrift 
festzuhalten und den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
unverzüglich bekannt zu geben.

(10) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, 
die vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terzeichnen ist. Die unterzeichnete Niederschrift ist 
den Aufsichtsratsmitgliedern sowie den an der Ge-
sellschaft mittelbar beteiligten Gebietskörperschaften 
und deren Beteiligungsmanagement zuzustellen.

§ 12 Aufgaben des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu 

überwachen, zu fördern und zu beraten. Zu diesem 
Zweck kann er von ihr zu jeder Zeit Auskunft über 
alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen 
und sich auch selbst darüber informieren. Den Mit-
gliedern des Aufsichtsrats stehen unter entsprechen-
der Anwendung des § 51a GmbHG Auskunfts- und 
Einsichtsrechte mit der Maßgabe zu, dass Auskunft 
durch die Komplementärin nur gegenüber dem 
gesamten Aufsichtsrat verlangt werden kann und 
der Aufsichtsrat über die Einsicht der Bücher und 
Schriften durch das jeweilige Aufsichtsratsmitglied 
zu unterrichten ist.

(2) Der Aufsichtsrat beschließt in den im Gesetz und im 
Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Fällen, insbeson-
dere über: 
a) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsfüh-

rer der Komplementärin sowie die Begründung, 
Änderung und Beendigung ihrer Anstellungsver-
hältnisse; 

b) die Wahl und Beauftragung des Abschlussprü-
fers;

c) den Erlass einer Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung, die insbesondere auch einen 
Geschäftsverteilungsplan enthält, sowie Ände-
rungen dieser Geschäftsordnung;

d) den Wirtschaftsplan der Gesellschaft und über 
die der Wirtschaftsführung zugrundeliegende 
fünfjährige Finanzplanung;

e) die Entscheidung über die Erteilung der Zustim-
mung zu Maßnahmen der Geschäftsführung, die 
einer vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats 
gemäß § 7 Abs. (4) bis (6) bedürfen;

f) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen der 
Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführern; 
sowie

g) die Vorbereitung aller Gegenstände, die der Be-
schlussfassung durch die Gesellschafterversamm-
lung unterliegen, einschließlich der Abgabe von 
Beschlussempfehlungen.

§ 13 Ausschüsse
(1) Der Aufsichtsrat bildet aus seiner Mitte nach Maß-

gabe des Folgenden einen Tarifausschuss und einen 
Personalausschuss: 
a) Der Tarifausschuss berät und entscheidet anstelle 

des Gesamtgremiums des Aufsichtsrats über 
sämtliche Fragen hinsichtlich der Allgemeinen 
Tarife und der Allgemeinen Versorgungsbedin-
gungen. Der Tarifausschuss besteht aus neun 
Mitgliedern. Sechs Mitglieder des Tarifaus-
schusses werden aus dem Kreis der von der 
Stadt Friedrichshafen entsendeten Aufsichtsrats-
mitglieder von diesen Aufsichtsratsmitgliedern 
entsendet. Zwei Mitglieder des Tarifausschusses 
werden aus dem Kreis der von der Stadt Überlin-
gen in den Ausschuss entsendeten Aufsichtsrats-
mitglieder von diesen Aufsichtsratsmitgliedern 
entsendet. Ein Mitglied des Tarifausschusses 
wird aus dem Kreis der von den Arbeitnehmern 
der Gesellschaft entsendeten Aufsichtsratsmit-
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glieder von diesen Aufsichtsratsmitgliedern 
entsendet. Die Mitglieder des Tarif ausschusses 
wählen aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit 
einen Vorsitzenden.

b) Der Personalausschuss berät über die Perso-
nalfragen der Geschäftsführung der Gesellschaft 
und bereitet die Beschlüsse des Gesamtgremi-
ums des Aufsichtsrats vor. Der Personalausschuss 
besteht aus neun Mitgliedern. Sechs Mitglieder 
des Personalausschusses werden aus dem Kreis 
der von der Stadt Friedrichshafen entsendeten 
Aufsichtsratsmitglieder von diesen Aufsichtsrats-
mitgliedern, zwei Mitglieder aus dem Kreis der 
von der Stadt Überlingen entsendeten Mitglieder 
von diesen Aufsichtsratsmitgliedern und ein 
Mitglied aus dem Kreis der von den Arbeitneh-
mern der Gesellschaft entsendeten Aufsichtsrats-
mitglieder von diesen Aufsichtsratsmitgliedern 
entsendet. Die Mitglieder des Ausschusses wäh-
len aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit einen 
Vorsitzenden. Soweit auf den Personalausschuss 
beschließende Befugnisse über Personalfragen 
übertragen werden sollen, bedarf dies eines 
Aufsichtsratsbeschlusses mit einer Mehrheit von 
85 % der abgegebenen Stimmen. 

Der Aufsichtsrat kann mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen eine andere Zusammensetzung 
der vorstehend genannten Ausschüsse beschließen. 
Ein entsprechender Beschluss des Aufsichtsrats 
bedarf zu seiner Wirksamkeit ferner der Zustimmung 
von mindestens zwei Mitgliedern des Aufsichtsrats, 
welche die Stadt Überlingen entsendet hat; im Falle 
einer erneuten Abstimmung über diesen Gegenstand 
gemäß § 11 Abs. (7) besteht dieses zusätzliche 
Wirksamkeitserfordernis nicht.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere 
Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und Befug-
nisse festlegen. Der Aufsichtsrat kann insbesondere 
vorsehen, dass Ausschüsse Sitzungen des Aufsichts-
rats vorbereiten oder an Stelle des Aufsichtsrats 
entscheiden. Die Einrichtung von beschließenden 

Ausschüssen bedarf eines Aufsichtsratsbeschlusses 
mit einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stim-
men. Soweit Ausschüsse gebildet werden, haben 
die jeweiligen Ausschussvorsitzenden regelmäßig 
an den Aufsichtsrat über die Ausschussarbeit zu 
berichten. Diese Ausschüsse sollen mehrheitlich mit 
Vertretern der Stadt Friedrichshafen und der Stadt 
Überlingen besetzt sein.

(3) Die Regelungen in § 10 Abs. (2) bis (10) und § 11 
Abs. (2) bis (10) gelten entsprechend.

§ 14 Aufsichtsratsvergütung
Über die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
entscheidet die Gesellschafterversammlung.

IV. Gesellschafterversammlung

§ 15 Gesellschafterversammlung
(1) Die Gesellschafterversammlung ist von der Kom-

plementärin schriftlich unter Angabe von Ort und 
Zeit der Versammlung sowie der Mitteilung der 
Tagesordnung und Übersendung der dazugehörigen 
Unterlagen an die Gesellschafter und die mittelbar 
beteiligten Gebietskörperschaften mit einer Frist von 
14 Tagen einzuberufen. Bei der Berechnung der 
Frist werden der Tag der Absendung der Einladung 
und der Tag der Versammlung nicht mitgerechnet. 
Mit Zustimmung aller Gesellschafter kann auf die 
Einhaltung von Form und Frist der Einberufung ver-
zichtet werden. 

(2) Ordentliche Gesellschafterversammlungen sind 
mindestens einmal jährlich nach Fertigstellung und 
Prüfung des Jahresabschlusses einzuberufen. Sie 
finden spätestens in den ersten acht Monaten nach 
dem Ende eines jeweiligen Geschäftsjahres statt.

(3) Die Gesellschafterversammlung ist in den im Gesetz 
oder Gesellschaftsvertrag bestimmten Fällen sowie 
dann einzuberufen, wenn das Interesse der Gesell-
schaft dies erfordert. Sie wird durch die Komplemen-
tärin einberufen, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt. Sie ist einzuberufen, wenn mindestens ein 
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Gesellschafter dies unter Angabe des Zwecks und 
der Gründe verlangt.

(4) Die Gesellschafterversammlung wird vom Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats, im Fall seiner Verhinderung 
von seinem Stellvertreter geleitet. Der Versammlungs-
leiter stellt die Beschlussfähigkeit der Gesellschaf-
terversammlung fest, benennt den Schriftführer und 
entscheidet über die Art der Abstimmung, sofern 
die Gesellschafterversammlung nicht etwas anderes 
beschließt.

(5) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die von dem Versammlungsleiter und 
dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die Urschrift 
der Niederschrift ist zu den Akten der Gesellschaft 
zu nehmen. Jeder Gesellschafter sowie sämtliche 
an der Gesellschaft mittelbar beteiligten Gebiets-
körperschaften und deren Beteiligungsmanagement 
erhalten eine Ausfertigung der Niederschrift. Nicht 
in Gesellschafterversammlungen gefasste Beschlüsse 
gemäß § 16 Abs. (1) Satz 3 werden von der 
Komplementärin schriftlich festgestellt und allen 
Gesellschaftern sowie allen an der Gesellschaft mit-
telbar beteiligten Gebietskörperschaften und deren 
Beteiligungsmanagement durch eingeschriebenen 
Brief unverzüglich mitgeteilt.

(6) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können 
nur innerhalb einer Frist von einem Monat seit Ab-
sendung der Niederschrift an die Gesellschafter, im 
Falle des Abs. 5 seit Absendung des Einschreibens, 
angefochten werden. Die Anfechtungsfrist ist nur 
gewahrt, wenn innerhalb dieser Frist Klage erhoben 
ist.

§ 16 Gesellschafterbeschlüsse
(1) Die von den Gesellschaftern in den Angelegenhei-

ten der Gesellschaft zu treffenden Bestimmungen 
erfolgen durch Beschlussfassung. Die Gesellschafter-
beschlüsse werden in Gesellschafterversammlungen 
gefasst. Der Abhaltung einer Gesellschafterver-
sammlung bedarf es nicht, wenn sich sämtliche 

Gesellschafter mit schriftlicher, fernmündlicher, 
oder Beschlussfassung durch Telefax oder E-Mail 
einverstanden erklären oder sich an ihr beteiligen. 
Beschlüsse kommen auch zu Stande, wenn ein ab-
wesender Gesellschafter durch schriftliche Stimmab-
gabe an der Beschlussfassung einer Gesellschafter-
versammlung teilnimmt.

(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, 
wenn nach ordnungsgemäßer Einberufung mindes-
tens 85 % des stimmberechtigten Kapitals anwesend 
oder vertreten ist. Ist eine Gesellschafterversamm-
lung beschlussunfähig, ist unverzüglich eine neue 
Gesellschafterversammlung mit derselben Tagesord-
nung einzuberufen. Diese Gesellschafterversamm-
lung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen 
Gesellschafter beschlussfähig, wenn in der Ladung 
hierauf hingewiesen wurde.

(3) Die Gesellschafterversammlung fasst ihre Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit des anwesenden Kapitals, 
soweit in diesem Vertrag oder durch Gesetz nicht 
eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist. Enthaltun-
gen werden dabei nicht mitgezählt.

(4) Je 1,00 € der Kommanditeinlage gemäß § 4 
Abs. (3) gewähren eine Stimme. Jeder Gesellschaf-
ter kann sein Stimmrecht nur einheitlich ausüben.

§ 17 Aufgaben der Gesellschafterversammlung
(1) Die Gesellschafterversammlung beschließt insbeson-

dere über die folgenden Angelegenheiten:
a) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwen-

dung des Ergebnisses;
b) Änderungen des Gesellschaftsvertrags, insbeson-

dere auch über Erhöhungen oder Herabset-
zungen des Kommanditkapitals oder über die 
Regelungen zur Gewinnverteilung;

c) Entlastung der Komplementärin und des Auf-
sichtsrats;

d) Umwandlungen, Verschmelzung und Auflösung 
der Gesellschaft;

e) Erlass der Geschäftsordnung für den Aufsichts-
rat;
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f) Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung 
zu zustimmungspflichtigen Maßnahmen der 
Geschäftsführung gemäß § 7 Abs. (3);

g) die Vergütung des Aufsichtsrats gemäß § 14; 
sowie

h) alle sonstigen Angelegenheiten, über die nach 
dem Gesetz oder nach diesem Gesellschaftsver-
trag die Gesellschafterversammlung zu entschei-
den hat.

(2) Beschlüsse nach Abs. (1) Buchst. a) bis d) bedürfen 
einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stim-
men. Beschlüsse nach Abs. (1) Buchst. f) bedürfen 
der sich jeweils aus § 7 Abs. (3) ergebenden 
Mehrheit.

V. Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Gewinnverteilung, 
Entnahmen

§ 18 Wirtschaftsplan
(1) Die Geschäftsführung der Gesellschaft stellt recht-

zeitig vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres in 
sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe 
der Gemeinden in Baden-Württemberg geltenden 
Vorschriften einen Wirtschaftsplan für das folgende 
Geschäftsjahr auf.

(2) Der Wirtschaftsplan umfasst den Vermögens- und 
den Erfolgsplan und die Stellenübersicht. Der Wirt-
schaftsführung ist eine fünfjährige Finanzplanung 
zu Grunde zu legen. Nach ihrer Aufstellung sind 
die Entwürfe für den Wirtschaftsplan und für die 
Finanzplanung den Mitgliedern des Aufsichtsrats, 
den Gesellschaftern sowie den mittelbar an der 
Gesellschaft beteiligten Gebietskörperschaften und 
deren Beteiligungsmanagement zu übersenden.

(3) Der vom Aufsichtsrat beschlossene Wirtschaftsplan 
und die Finanzplanung sind den Gesellschaftern 
sowie den mittelbar an der Gesellschaft beteiligten 
Gebietskörperschaften und deren Beteiligungsma-
nagement zuzusenden. Zeichnet sich eine erheb-
liche Verschlechterung der Erfolgslage gegenüber 
dem Wirtschaftsplan ab, ist die Komplementärin 

verpflichtet, den Aufsichtsrat hierüber unverzüglich 
zu unterrichten. 

(4) Die Gesellschaft hat die jeweils gültigen kommunal-
rechtlichen Regelungen zur Vergabe von Aufträgen 
zu beachten, die für Unternehmen des privaten 
Rechts gelten, an denen die Städte Friedrichshafen 
und Überlingen unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
sind.

§ 19 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung
(1) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) und Lagebericht sind von der 
Geschäftsführung in den ersten drei Monaten nach 
Ende des Geschäftsjahrs aufzustellen und danach 
dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen.

(2) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss mit 
dem Lagebericht und dem Prüfungsbericht des Ab-
schlussprüfers unverzüglich nach Eingang des Prü-
fungsberichts dem Aufsichtsrat sowie den mittelbar 
an der Gesellschaft beteiligten Gebietskörperschaf-
ten und deren Beteiligungsmanagement vorzulegen. 
Zugleich hat die Geschäftsführung dem Aufsichtsrat 
den Vorschlag, den sie den Gesellschaftern für die 
Ergebnisverwendung unterbreiten will, mitzuteilen. 
Der Aufsichtsrat wird den Gesellschaftern sowie den 
mittelbar an der Gesellschaft beteiligten Gebiets-
körperschaften und deren Beteiligungsmanagement 
den Vorschlag der Geschäftsführung zusammen 
mit einer eigenen Stellungnahme innerhalb von 
sechs Wochen nach Zugang der Unterlagen von 
der Geschäftsführung vorlegen. Darüber hinaus hat 
der Aufsichtsrat der Gesellschafterversammlung zu 
berichten, in welcher Art und in welchem Umfang er 
die Geschäftsführung während des Geschäftsjahrs 
geprüft hat.

(3) Die Gesellschafterversammlung hat spätestens bis 
zum Ablauf der ersten acht Monate des Geschäfts-
jahres über die Ergebnisverwendung zu beschlie-
ßen. Auf die Feststellung des Jahresabschlusses 
sind die für seine Aufstellung geltenden Vorschriften 
anzuwenden.
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(4) Jahresabschluss und Lagebericht sind nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzu-
stellen und zu prüfen. Der Auftrag an den Abschluss-
prüfer ist auch auf die Aufgaben nach § 53 Abs. 1 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu erstrecken. 
Für die Prüfung der Betätigung der mittelbar an 
der Gesellschaft beteiligten Gebietskörperschaften 
sind dem Rechnungsprüfungsamt und der für die 
überörtliche Prüfung zuständigen Prüfungsbehörde 
dieser Gebietskörperschaften die in § 54 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes vorgesehenen Prüfungs-
befugnisse einzuräumen. Darüber hinaus wird den 
zuständigen Stellen das Recht zur überörtlichen 
Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Gesellschaft nach Maßgabe des § 114 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung Baden-Württemberg eingeräumt.

(5) Den mittelbar an der Gesellschaft beteiligten 
Gebietskörperschaften und deren Beteiligungsma-
nagement werden sämtliche Unterlagen und Daten 
bereitgestellt, die sie zu ihrer Aufgabenerfüllung 
benötigen, insbesondere die für die Aufstellung 
des Gesamtabschlusses (§ 95a Gemeindeordnung 
Baden-Württemberg) der Gebietskörperschaften 
erforderlichen Unterlagen und Auskünfte. Die Ein-
zelheiten werden zwischen dem jeweiligen Beteili-
gungsmanagement der Gebietskörperschaft und der 
Geschäftsführung festgelegt.

(6) Den jeweiligen mittelbar an der Gesellschaft 
beteiligten Gebietskörperschaften und deren 
Beteiligungsmanagement ist der Jahresabschluss 
und der Lagebericht sowie der Prüfungsbericht des 
Abschlussprüfers zusammen mit den in Abs. (2) Satz 
3 genannten Unterlagen zu übersenden.

(7) Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts richtet sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen.

§ 20 Ergebnisverwendung und Ergebnisverteilung
(1) Die Gesellschafter streben an, dass die Gesellschaft 

jährlich einen Gewinn erwirtschaftet, der in einer 

Höhe den Entnahmekonten der Gesellschafter gutzu-
schreiben ist und die Gesellschafter zu Entnahmen in 
Höhe eines Betrags berechtigt, welcher 
a) einer durch Gesellschafterbeschluss festgelegten 

Verzinsung ihrer Kapitalkonten (Festkapitalkon-
ten ohne Berücksichtigung der Entnahmekonten 
und der Rücklagenkonten), soweit die Einlagen 
auf diese Kapitalkonten geleistet worden sind; 
zuzüglich 

b) einer durch Gesellschafterbeschluss festgelegten 
Verzinsung ihrer Guthaben auf den Rückla-
genkonten I und III (ohne Berücksichtigung des 
Rücklagenkontos II)

entspricht ("Garantiedividende"). Die Gesellschaf-
terbeschlüsse zur Festsetzung der Kapital- und 
Rücklagekonten gemäß Satz 1Buchstabe a) und b) 
bedürfen einer Mehrheit von 85 % der abgege-
benen Stimmen und sollen ebenso wie die jeweils 
bestehenden Regelungen zur Gewinnverteilung 
jeweils für fünf Jahre Gültigkeit haben und gemäß 
§ 23 Abs.2 des Konsortialvertrages rechtzeitig vor 
Ablauf der Fünf-Jahres-Frist einer Prüfung unterzogen 
werden.

(2) Ein Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag der Ge-
sellschaft wird – vorbehaltlich eines abweichenden 
Gesellschafterbeschlusses, der einer Mehrheit von 
85 % der abgegebenen Stimmen bedarf – wie folgt 
verwendet:
a) Es erfolgen positive und negative Vorabgewinn-

zuweisungen, soweit Belastungen und Entlas-
tungen der Gesellschaft durch Gewerbesteuer 
ihre Ursache im Bereich von positiven oder 
negativen Ergänzungsbilanzen, des Sonderbe-
triebsvermögens oder von Vergütungen im Sinne 
des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG haben oder 
durch andere gesellschafterbezogene Vorgänge 
(insbesondere Veräußerungsvorgänge) verur-
sacht werden („Gewerbesteuerausgleich“). Die 
Vorabgewinnzuweisungen sind verursachungs-
gerecht dem Gesellschafter zuzuordnen, in 
dessen Person die Abweichung begründet ist 
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und erfolgen zu Gunsten oder zu Lasten des Ent-
nahmekontos des betreffenden Gesellschafters. 
Vorabgewinnzuweisungen erfolgen jeweils in 
Höhe der steuerlichen Mehr- oder Minderbelas-
tung im weitesten Sinne, also etwa ggf. zuzüg-
lich steuerlicher Nebenleistungen. Wenn und 
soweit es aufgrund eines verursachungsgerech-
ten Ausgleichs zu weiteren steuerlichen Vor- oder 
Nachteilen kommt, z. B. zu einer persönlichen 
Mehr- oder Minderbelastung einzelner Gesell-
schafter mit Körperschaftsteuer, so sind diese 
persönlichen Mehr- oder Minderbelastungen im 
Rahmen des verursachungsgerechten Ausgleichs 
mit zu berücksichtigen. Wird ein verursachungs-
gerechter Ausgleich durch einen mittelbar über 
eine Personengesellschaft an der Gesellschaft 
beteiligten Gesellschafter verursacht, wird die 
daraus resultierende positive oder negative Vor-
abgewinnzuweisung dem Kommanditisten zuge-
rechnet, der die mittelbare Beteiligung vermittelt. 
Ist ein verursachungsgerechter Ausgleich für 
einen Gesellschafter, z. B. wegen Ausscheidens, 
nicht im Rahmen einer positiven oder negativen 
Vorabgewinnzuweisung möglich, erfolgt der 
Ausgleich insoweit durch Einzahlung oder Aus-
zahlung des Ausgleichsbetrags.

b) Der Betrag der Garantiedividende wird auf die 
Entnahmekonten der Kommanditisten gebucht, 
soweit ein Jahresüberschuss nach Gewerbesteu-
erausgleich ausreicht. Die Garantiedividende 
wird dabei den Kommanditisten in dem Verhält-
nis zugewiesen, in dem sie am Kommanditkapi-
tal der Gesellschaft beteiligt sind; für die SWSee 
Beteiligungsgesellschaft wird bei der Ermittlung 
dieses Verhältnisses auf den Betrag abgestellt, 
den die SWSee Beteiligungsgesellschaft bereits 
auf ihre Kommanditeinlage geleistet hat. 

c) Soweit der Jahresüberschuss der Gesellschaft 
den Betrag des Gewerbesteuerausgleichs und 
der Garantiedividende übersteigt („Mehr-

betrag“), wird dieser Mehrbetrag wie folgt 
verbucht:
aa) Vom Mehrbetrag wird ein Betrag auf die 

Entnahmekonten der Gesellschafter gebucht 
in Höhe der auf den Mehrbetrag jeweils an-
fallenden Köperschaftsteuer (einschließlich 
Solidaritätszuschlag) („Steuerbetrag“). Der 
Steuerbetrag wird dabei den Kommanditis-
ten in dem Verhältnis zugewiesen, in dem 
sie am Kommanditkapital der Gesellschaft 
beteiligt sind; für die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft wird bei der Ermittlung dieses 
Verhältnisses auf den Betrag abgestellt, den 
die SWSee Beteiligungsgesellschaft bereits 
auf ihre Kommanditeinlage geleistet hat.

bb) Der restliche Betrag (Mehrbetrag abzüglich 
Steuerbetrag) wird auf das Rücklagenkonto 
III gebucht („Gewinnthesaurierungsbetrag“).

d) Falls das jeweilige Jahresergebnis der Gesell-
schaft nicht ausreicht, um den Gesellschaftern 
den Betrag der Garantiedividende in Höhe der 
Garantiedividende gutzuschreiben, ist wie folgt 
vorzugehen: 
aa) Der zum Erreichen der Garantiedividende 

erforderliche Betrag ist vom Rücklagenkonto 
III auf die Entnahmekonten der Kommandi-
tisten anteilig im Verhältnis ihrer Beteiligung 
am Kommanditkapital der Gesellschaft 
umzubuchen. Für die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft wird bei der Ermittlung des 
Verhältnisses auf den Betrag abgestellt, den 
die SWSee Beteiligungsgesellschaft bereits 
auf ihre Kommanditeinlage geleistet hat. 

bb) Soweit die Guthaben auf dem Rückla-
genkonto III nicht ausreichen, um den 
zum Erreichen der Garantiedividende 
erforderlichen Betrag zu erreichen, erfolgt 
eine Umbuchung vom Rücklagenkonto II auf 
die Entnahmekonten der Kommanditisten 
anteilig im Verhältnis ihrer Beteiligung am 
Kommanditkapital der Gesellschaft. Für die 
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SWSee Beteiligungsgesellschaft wird bei 
der Ermittlung des Verhältnisses auf den Be-
trag abgestellt, den die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft bereits auf ihre Kommanditeinla-
ge geleistet hat.

cc) Soweit die Guthaben auf dem Rücklagen-
konto III und dem Rücklagenkonto II nicht 
ausreichen, um den zum Erreichen der 
Garantiedividende erforderlichen Betrag 
zu erreichen, erfolgt eine Umbuchung vom 
Rücklagenkonto I auf die Entnahmekonten 
der Kommanditisten anteilig im Verhältnis 
ihrer Beteiligung am Kommanditkapital der 
Gesellschaft. Für die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft wird bei der Ermittlung des 
Verhältnisses auf den Betrag abgestellt, den 
die SWSee Beteiligungsgesellschaft bereits 
auf ihre Kommanditeinlage geleistet hat.

dd) Soweit trotz der vorstehend beschriebe-
nen Umbuchungen der zum Erreichen der 
Garantiedividende erforderliche Betrag 
nicht erreicht wird, besteht insoweit kein 
Anspruch der Gesellschafter auf Zahlung 
der Garantiedividende.

e) Ist das Jahresergebnis unter Berücksichtigung 
des Gewerbesteuerausgleichs negativ, ist der 
Negativbetrag auf die Verlustvortragskonten der 
Kommanditisten in dem Verhältnis zu buchen, in 
dem sie am Kommanditkapital der Gesellschaft 
beteiligt sind; für die SWSee Beteiligungs-
gesellschaft wird bei der Ermittlung dieses 
Verhältnisses auf den Betrag abgestellt, den die 
SWSee Beteiligungsgesellschaft bereits auf ihre 
Kommanditeinlage geleistet hat. Soweit Verluste 
auf den Verlustvortragskonten gebucht worden 
sind, sind Jahresüberschüsse vorrangig auf die 
Verlustvortragskonten zu buchen, bis diese aus-
geglichen sind.

f) Der Gewerbesteuerausgleich ist auch dann vor-
zunehmen, wenn ein Jahresfehlbetrag vorliegt, 
ein Jahresüberschuss für den Gewerbesteueraus-

gleich nicht ausreicht oder ein Jahresüberschuss 
zum Ausgleich der Verlustvortragskonten zu 
verbuchen ist.

(3) Im Verhältnis der Gesellschafter zueinander ist als 
verteilungsfähiger Gewinn sowie als zu verteilender 
Verlust derjenige Gewinn oder Verlust anzusehen, 
der sich nach Berücksichtigung folgender Gutschrif-
ten und Belastungen ergibt: 
a) Leistungen an die Komplementärin nach Maßga-

be von § 8;
b) Zinsen auf Guthaben und Belastungen auf den 

Entnahmekonten der Kommanditisten nach Maß-
gabe von § 5 Abs. (3);

c) Zinsen und Zinsausschüttungen für das Mezza-
ninekapital.

(4) Die gesetzlichen Vorschriften über die beschränkte 
Haftung der Kommanditisten bleiben unberührt. 
Die Kommanditisten sind weder zu Nachschüssen 
noch zur Freistellung der Komplementärin von ihrer 
Haftung verpflichtet.

§ 21 Entnahmen
(1) Die Kommanditisten können die auf ihren Entnahme-

konten als Guthaben gebuchten Beträge jederzeit 
entnehmen, soweit nicht die Gesellschafterversamm-
lung mit einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen 
Stimmen etwas anderes beschließt.

(2) Entnahmen von den jeweiligen Entnahmekonten sind 
nur zulässig, wenn
a) auf dem jeweiligen Entnahmekonten durch die 

Entnahme kein negativer Saldo entsteht, 
b) die verbleibende Liquidität ausreicht, um auch 

Entnahmen der übrigen Gesellschafter im 
Verhältnis ihrer Kommanditkapitalanteile zuein-
ander bedienen zu können,

c) und der Gesellschaft die zum Geschäftsbetrieb 
erforderliche Liquidität verbleibt.

(3) Die Anleger von Mezzaninekapital können die Zin-
sen und Zinsausschüttungen jederzeit entnehmen.

(4) Guthaben auf dem Mezzaninekapitalkonto sind 
nach Maßgabe der jeweiligen Anlagebedingungen 
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auch dann an die Anleger zurückzuzahlen, wenn 
die Verlustvortragskonten der Kommanditisten (§ 5 
Abs. (5)) belastet sind.

VI. Änderung der Beteiligungsverhältnisse

§ 22 Rechtsgeschäftliche Verfügungen über Gesellschafts-
anteile, Vorerwerbsrecht, Vorkaufsrecht

(1) Rechtsgeschäftliche Verfügungen eines Gesell-
schafters über seinen Gesellschaftsanteil bedürfen 
vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen eines 
zustimmenden Beschlusses der Gesellschafterver-
sammlung mit einer Mehrheit von 85 % der abgege-
benen Stimmen.

(2) Abweichend von Abs. (1) bedürfen Verfügungen 
eines Gesellschafters über einen Gesellschaftsan-
teil keiner Zustimmung, wenn der Gesellschafter 
zugunsten eines mit ihm verbundenen Unternehmens 
im Sinne der §§ 15 ff. AktG verfügt. Im Fall einer 
Übertragung nach vorstehendem Satz 1 hat der 
verfügende Gesellschafter sicherzustellen und dies 
den übrigen Gesellschaftern – ohne dass es hierzu 
einer gesonderten Aufforderung durch die übrigen 
Gesellschafter bedarf – nachzuweisen, dass eine 
Rückübertragung des Gesellschaftsanteils auf ihn 
oder ein anderes mit ihm im Sinne der §§ 15 ff. 
AktG verbundenes Unternehmen erfolgt, wenn 
das Verhältnis als verbundenes Unternehmen im 
Sinne der §§ 15 ff. AktG zwischen ihm und dem 
Unternehmen, auf das die Beteiligung ursprünglich 
übertragen worden ist, nicht mehr gegeben ist. Ein 
Gesellschafter, der seinen Gesellschaftsanteil auf ein 
mit ihm im Sinne des Satz 1 verbundenes Unterneh-
men zu übertragen beabsichtigt, ist verpflichtet, dies 
den anderen Gesellschaftern vor der Übertragung 
schriftlich anzuzeigen.

(3) Die Gesellschafter verpflichten sich, ihre Betei-
ligung an der Gesellschaft nicht vor Ablauf von 
15 Jahren nach Abschluss des Konsortialvertrags 
vom 09.07.2012 zu veräußern. Unbeschadet der 
nachfolgenden Bestimmungen ist eine Veräußerung 

von Gesellschaftsanteilen an der Gesellschaft nur 
zulässig, wenn auch nach der Veräußerung kom-
munale Gebietskörperschaften mit mindestens 75 % 
am Gesellschaftskapital der Gesellschaft mittelbar 
oder unmittelbar beteiligt sind. Sofern durch eine 
Veräußerung von Gesellschaftsanteilen kommunale 
Gebietskörperschaften nicht mehr mit mindestens 
75 % mittelbar oder unmittelbar am Gesellschafts-
kapital der Gesellschaft beteiligt wären, sind die 
Gesellschafter verpflichtet, die nach Abs. (1) erfor-
derliche Zustimmung zu verweigern.

(4) Beabsichtigt ein Gesellschafter, seinen Gesellschafts-
anteil („Beteiligung“) an einen Dritten (einschließ-
lich Mitgesellschafter) zu veräußern, so haben die 
anderen Gesellschafter ein Vorerwerbsrecht nach 
Maßgabe des Folgenden: 
a) Der veräußerungswillige Gesellschafter hat seine 

Beteiligung den übrigen Gesellschaftern der 
Gesellschaft durch eingeschriebenen Brief mit 
Rückschein unter Angabe des Kaufpreises und 
der sonstigen Kauf- und Übertragungsbedingun-
gen (insbesondere über die Art und Weise der 
Zahlung des Kaufpreises, die von dem veräuße-
rungswilligen Gesellschafter zu übernehmenden 
Gewährleistungen, Wettbewerbsverbote etc.) 
zum Erwerb anzubieten, wobei als Kaufpreis ein 
in bar zu entrichtender Betrag anzugeben ist. 

b) Das Angebot muss unter Angabe eines Datums 
eine Angebotsfrist nennen, die für alle Gesell-
schafter der Gesellschaft zum gleichen Zeitpunkt 
abläuft, es sei denn, das Angebot geht einem 
Gesellschafter weniger als vier Wochen vor dem 
im Angebot genannten Datum zu. Die Ange-
botsfrist darf nicht weniger als vier Wochen und 
nicht mehr als sechs Wochen betragen.

c) Angebote, welche die Voraussetzungen dieses 
Absatzes nicht erfüllen, sind unwirksam.

d) Beabsichtigt ein anderer Gesellschafter, den an-
gebotenen Gesellschaftsanteil zu den in dem An-
gebot genannten Bedingungen zu erwerben, hat 
er dies dem veräußerungswilligen Gesellschafter 
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innerhalb der Angebotsfrist durch eingeschriebe-
nen Brief mitzuteilen und die Geschäftsführung 
der Gesellschaft schriftlich zu benachrichtigen.

e) Das Vorerwerbsrecht kann insgesamt nur für 
die gesamte angebotene Beteiligung ausgeübt 
werden. Haben mehrere Gesellschafter dem 
veräußerungswilligen Gesellschafter ihre 
Erwerbsabsicht innerhalb der Angebotsfrist 
mitgeteilt, steht ihnen das Erwerbsrecht an der 
angebotenen Beteiligung in dem Verhältnis zu, 
in dem sie untereinander am Kommanditkapital 
der Gesellschaft beteiligt sind. Nicht oder nicht 
fristgerecht ausgeübte Erwerbsrechte wachsen 
den übrigen erwerbswilligen Gesellschaftern im 
Verhältnis ihrer Beteiligung an der Gesellschaft 
an. Wird das Vorerwerbsrecht nicht insgesamt 
für die gesamte angebotene Beteiligung ausge-
übt, erlischt es insoweit.

(5) Wird die angebotene Beteiligung nicht oder nicht 
vollständig von den übrigen Gesellschaftern über-
nommen, ist der veräußerungswillige Gesellschafter 
berechtigt, die angebotene Beteiligung insgesamt an 
einen Dritten zu den in Abs. 4 Buchst. a) genannten 
Konditionen zu veräußern. Der veräußerungswil-
lige Gesellschafter ist verpflichtet, den übrigen 
Gesellschaftern den Inhalt des mit dem Dritten 
geschlossenen Vertrags betreffend den Verkauf und 
die Übertragung der angebotenen Beteiligung durch 
Übersendung einer beglaubigten Abschrift des 
entsprechenden Kaufvertrages innerhalb einer Frist 
von einer Woche ab Beurkundung dieses Vertrags 
mittels eingeschriebenen Briefs mitzuteilen. Den 
übrigen Gesellschaftern steht ein anteiliges Vorkaufs-
recht zu, wenn der Kaufpreis niedriger ist oder die 
Konditionen mit dem Dritten im Übrigen von der 
Mitteilung der veräußerungswilligen Partei gemäß 
Abs. (4) Buchst. a) abweichen. Das Vorkaufsrecht ist 
innerhalb von vier Wochen ab dem Zugang der Mit-
teilung nach Satz 2 mittels eingeschriebenen Briefs 
auszuüben. Im Einzelnen gelten für die Ausübung 

des Vorkaufsrechts die nachfolgenden Bestimmun-
gen:
a)  Das Vorkaufsrecht kann von den vorkaufsbe-

rechtigten Gesellschaftern insgesamt nur vollstän-
dig im Hinblick auf die angebotene Beteiligung 
– nicht teilweise – ausgeübt werden (nachfol-
gend Buchst. e)).

b) Jeder vorkaufsberechtigte Gesellschafter kann 
die angebotene Beteiligung in dem Verhältnis 
beanspruchen, in dem die vorkaufsberechtigten 
Gesellschafter untereinander am Kommanditka-
pital der Gesellschaft beteiligt sind.

c) Soweit einzelne vorkaufsberechtigte Gesellschaf-
ter eine geringere oder keine Beteiligung in dem 
Verhältnis beanspruchen, als ihnen hiernach 
zusteht, sind die übrigen Gesellschafter in dem 
Verhältnis zum Erwerb des nichtbeanspruchten 
Teils der Beteiligung berechtigt, indem sie unter-
einander am Kommanditkapital der Gesellschaft 
beteiligt sind.

d) Mehrere Erwerber schulden nur den auf sie 
entfallenden Teil des Kaufpreises. 

e) Die vorstehenden Regelungen sind innerhalb der 
Vorkaufsfrist solange anzuwenden, bis entweder 
die ganze angebotene Beteiligung übernommen 
ist oder feststeht, dass das Vorkaufsrecht nicht 
vollständig ausgeübt wird. f) Im Übrigen gelten 
für das Vorkaufsrecht die gesetzlichen Bestim-
mungen der §§ 463 ff. BGB.

(6) Im Fall der Ausübung von Vorerwerbs- oder Vor-
kaufsrechten nach Maßgabe der vorstehenden 
Bestimmungen sind der Verkauf und die Abtretung 
der zur Veräußerung angebotenen Beteiligung an 
einen oder mehrere Gesellschafter binnen sechs Wo-
chen nach Ausübung dieser Rechte zu beurkunden. 
Erfolgt eine Verfügung über die Beteiligung nach 
dieser Maßgabe, ist eine Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung zur Verfügung entbehrlich.

(7) Das Vorerwerbsrecht und das Vorkaufsrecht gemäß 
Abs. (4) und (5) bestehen nicht bei Verfügungen im 
Sinne des Abs. (2).
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(8) Soweit für den Fall der Veräußerung von Gesell-
schaftsanteilen der veräußerungswillige Gesellschaf-
ter das Verfahren in diesem § 22 ordnungsgemäß 
durchgeführt hat, ist eine Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung zur Verfügung entbehrlich, 
wenn dieser Dritte den Beitritt zum Konsortialvertrag 
erklärt, den die Kommanditisten und die Städte 
Überlingen und Friedrichshafen miteinander ge-
schlossen haben.

§ 23 Kündigung
(1) Die Gesellschaft wird für eine Laufzeit bis zum 

31.12.2032 fest abgeschlossen („Vertragslaufzeit“). 
Während der Vertragslaufzeit ist das Recht zur or-
dentlichen Kündigung der Gesellschaft ausgeschlos-
sen.

(2) Nach Ablauf der in Abs. (1) genannten Vertragslauf-
zeit verlängert sich dieser Vertrag um jeweils weitere 
fünf Jahre („Verlängerungszeitraum“), wenn nicht ein 
Gesellschafter unter Beachtung einer Kündigungsfrist 
von einem Jahr zum Ablauf der Vertragslaufzeit oder 
des jeweiligen Verlängerungszeitraums die Kündi-
gung dieses Vertrags erklärt.

(3) Die Kündigung bedarf der Schriftform. Sie ist 
gegenüber der Gesellschaft zu erklären, die jeden 
Gesellschafter unverzüglich zu informieren hat. Für 
die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist der Eingang 
bei der Gesellschaft maßgeblich.

(4) Der kündigende Gesellschafter scheidet aus der 
Gesellschaft aus. Die Gesellschaft wird von den übri-
gen Gesellschaftern fortgeführt.

(5) Die Abfindung des ausscheidenden Gesellschafters 
bestimmt sich nach § 25.

(6) Abweichend von Abs. (4) scheidet ein Gesellschaf-
ter trotz fristgemäßer Kündigung mit Ablauf der 
Kündigungsfrist nicht aus der Gesellschaft aus, wenn 
die Gesellschaft bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
aus zwingenden gesetzlichen Gründen in Liquida-
tion tritt oder die übrigen Gesellschafter mit einer 
Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stimmen be-
schließen oder der allein verbleibende Gesellschaf-

ter vor Ablauf der Kündigungsfrist erklärt, dass die 
Gesellschaft mit Ablauf der Kündigungsfrist aufgelöst 
sein soll. In diesem Fall nimmt der kündigende Ge-
sellschafter an der Liquidation teil.

§ 24 Ausschluss eines Gesellschafters, Zwangsabtretung
(1) Die Gesellschafterversammlung kann den Ausschluss 

eines Gesellschafters oder die Übertragung seines 
Anteils auf die übrigen Gesellschafter im Verhältnis 
ihrer Kommanditanteile gemäß § 4 Abs. (3) oder 
auf einen Dritten beschließen, wobei dem betrof-
fenen Gesellschafter ein Stimmrecht nicht zusteht, 
wenn er dafür einen wichtigen Grund im Sinne des 
§ 133 HGB gegeben hat.

(2) Ein wichtiger Grund liegt, soweit gesetzlich zulässig, 
insbesondere vor, wenn
a) über das Vermögen eines Gesellschafters das 

Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
eines solchen Verfahrens mangels Masse abge-
lehnt wird, 

b) der Gesellschaftsanteil des Gesellschafters ge-
pfändet wird,

c) in der Person eines Gesellschafters ein wichtiger 
Grund eingetreten ist, der für einen oder die 
übrigen Gesellschafter die Fortsetzung des Ge-
sellschaftsverhältnisses unzumutbar macht,

d) ein Gesellschafter gegen eine Bestimmung 
dieses Gesellschaftsvertrags verstößt und den 
Verstoß trotz Abmahnung nicht abstellt,

e) ein Gesellschafter seinen Anteil unter Verstoß 
gegen § 22 zu veräußern versucht,

f) beim betroffenen Gesellschafter ein Kontroll-
wechsel erfolgt. Ein solcher Kontrollwechsel 
liegt vor, wenn die Gesellschaftsanteile an dem 
betroffenen Gesellschafter nicht mehr (mittelbar 
oder unmittelbar) zu mindestens 75 % im Eigen-
tum kommunaler Gebietskörperschaften stehen.

(3) Der Beschluss gemäß Abs. (1) bedarf einer Mehrheit 
von 85 % der abgegebenen Stimmen. Der betroffe-
ne Gesellschafter hat dabei kein Stimmrecht.
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(4) Die Abfindung des betroffenen Gesellschafters be-
misst sich nach § 25.

§ 25 Abfindung
(1) Scheidet ein Gesellschafter gemäß § 23 oder § 24 

aus der Gesellschaft aus, so wird die Gesellschaft 
von den übrigen Gesellschaftern unter der bisheri-
gen Firma fortgesetzt.

(2) Dem ausscheidenden Gesellschafter steht ein 
Anspruch gegen die Gesellschaft auf eine Geld-
abfindung zu, mit der alle seine Ansprüche an das 
Gesellschaftsvermögen abgefunden werden, auch 
soweit sie schwebende Geschäfte betreffen.

(3) Die Abfindung entspricht in den Fällen des § 23 
dem Verkehrswert seines Gesellschaftsanteils (ein-
schließlich Kapitalkonten und Verlustvortragskonto 
sowie einem rechnerischen Anteil am Saldo auf 
den gemeinsamen gesamthänderisch gebundenen 
Rücklagenkonten I bis III) zuzüglich eines Guthabens 
auf dem Entnahmekonto sowie abzüglich einer 
Belastung auf dem Entnahmekonto. In den Fällen 
des § 24 beträgt die Abfindung 75 % des Verkehrs-
werts seines Gesellschaftsanteils (einschließlich 
Kapitalkonto und Verlustvortragskonto sowie einem 
rechnerischen Anteil am Saldo auf den gemeinsa-
men gesamthänderisch gebundenen Rücklagen-
konten I bis III) zuzüglich eines Guthabens auf dem 
Entnahmekonto sowie abzüglich einer Belastung auf 
dem Entnahmekonto.

(4) Abfindungsstichtag ist der Tag des Ausscheidens 
gemäß § 23 oder § 24.

(5) Können sich die Gesellschaft und der ausscheidende 
Gesellschafter nicht innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach dem Abfindungsstichtag auf die Abfin-
dung nach § 24 Abs. (3) einigen, so sollen sich die 
Gesellschaft und der ausscheidende Gesellschafter 
auf eine der großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten einigen, die den Verkehrswert der Gesellschaft 
als Schiedsgutachter (§ 317 BGB) verbindlich fest-
zustellen hat; § 319 BGB bleibt unberührt. Kosten, 
die durch die Ermittlung der Abfindung entstehen, 

tragen die Gesellschaft und der ausscheidende 
Gesellschafter im Verhältnis ihres Obsiegens und 
Unterliegens. Die Kosten für ihre Berater trägt jeder 
Beteiligte selbst. Ist die nach Satz 1 bestimmte Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft nicht zur Übernahme 
der Aufgabe des Schiedsgutachters bereit oder 
können sich die Gesellschaft und der ausscheidende 
Gesellschafter nicht einigen, so hat der Präsident 
der Industrie- und Handelskammer Bodensee-Ober-
schwaben auf Antrag eines Beteiligten eine andere 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als Schiedsgutachter 
zur verbindlichen Feststellung des Verkehrswerts der 
Gesellschaft zu bestellen.

(6) Bis zur endgültigen Festsetzung des Verkehrswerts 
durch die Beteiligten oder, sofern sich diese nicht 
einigen können, durch den Schiedsgutachter, ist 
von der Gesellschaft eine Zahlung in Höhe von 
30 % des von der Komplementärin erwarteten 
Abfindungsbetrags als Abschlagszahlung zu leisten. 
Die Abschlagszahlung wird zwei Wochen nach dem 
Abfindungsstichtag zur Zahlung fällig. 

(7) Die Auszahlung eines nach Abzug der geleisteten 
Abschlagszahlung zu Gunsten des betroffenen 
Gesellschafters verbleibenden Abfindungsguthabens 
sowie die Rückzahlung einer durch die Abschlags-
zahlung eventuell erfolgten Überzahlung erfolgen 
spätestens vier Wochen nach der endgültigen 
Feststellung des Verkehrswerts durch die Beteiligten 
oder, sofern diese sich nicht einigen können, durch 
den Schiedsgutachter. 

(8) Das Abfindungsguthaben ist vom Abfindungsstichtag 
an bis zur Zahlung mit 4 % p. a. zu verzinsen. Das 
gleiche gilt im Falle einer Überzahlung durch die 
Abschlagszahlung für den überbezahlten Betrag 
im Zeitraum zwischen der Zahlung des Abschlags-
betrags und der Rückzahlung des Überzahlungs-
betrags. Die Zinsen werden mit den jeweiligen 
Zahlungsbeträgen zur Zahlung fällig.

(9) Für die Abfindung kann keine Sicherheitsleistung 
verlangt werden.
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(10) Die vorstehenden Bestimmungen sind ohne jede 
Einschränkung anzuwenden und insbesondere ohne 
Rücksicht darauf, ob und inwieweit die danach 
ermittelte Abfindung dem wirklichen Wert der Betei-
ligung entspricht. Der Bestand der Gesellschaft und 
der Schutz der verbleibenden Gesellschafter sollen 
absoluten Vorrang vor den Interessen des Abzufin-
denden haben.

VII. Sonstige Bestimmungen

§ 26 Liquidation
Im Fall der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liquida-
tion durch die Komplementärin nach den gesetzlichen 
Bestimmungen, es sei denn, dass die Gesellschafter mit 
einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stimmen 
die Liquidation anderen Personen übertragen oder eine 
andere Art der Abwicklung beschließen.

§ 27 Vorbehaltsklausel
Die Organe der Gesellschaft sind nicht befugt, einem 
Gesellschafter oder einer einem Gesellschafter naheste-
henden Person Vorteile irgendwelcher Art vertragsmäßig 
oder durch einseitige Handlungen zuzuwenden. Sofern 
von der Finanzbehörde oder den Finanzgerichten die 
Angemessenheit der Leistung rechtskräftig verneint und 
eine Vorteilszuwendung rechtskräftig behauptet wird, 
ist der Begünstigte verpflichtet, die entgegen dieser 
Bestimmung zugewendeten Vorteile an die Gesellschaft 
zurückzuerstatten oder sie der Gesellschaft wertmäßig zu 
ersetzen.

§ 28 Abschließende Bestimmungen
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Gesellschaftsvertrags 

oder eine künftig in ihn aufgenommene Bestimmung 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar 
sein oder die Wirksamkeit oder Durchführbarkeit 
später verlieren oder sollte sich im Gesellschafts-
vertrag eine Lücke herausstellen, soll hierdurch die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. An Stelle der unwirksamen oder undurch-

führbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke 
ist eine angemessene Regelung zu vereinbaren, die, 
soweit rechtlich zulässig, dem am nächsten kommt, 
was die Vertragsschließenden gewollt haben oder 
nach dem Sinn und Zweck des Vertrags gewollt 
hätten, falls sie den Punkt bedacht hätten. 

(2) Beruht die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit 
einer Bestimmung auf einem darin festgelegten Maß 
der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), ist mit 
einfacher Mehrheit des stimmberechtigten Kapitals 
das der Bestimmung am nächsten kommende recht-
lich zulässige Maß zu vereinbaren.

(3) Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Verein-
barungen zwischen Gesellschaftern oder zwischen 
Gesellschaft und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform, soweit sie nicht eines 
Gesellschafterbeschlusses oder notarieller Beurkun-
dung bedürfen. Das gilt auch für einen etwaigen 
Verzicht auf das Erfordernis der Schriftform.

§ 29 Gerichtsstand
Gerichtsstand für alle auf dem Gesellschaftsverhältnis 
beruhenden Auseinandersetzungen der Gesellschafter 
miteinander und mit der Gesellschaft ist der Sitz der 
Gesellschaft im Sinne des § 1 Abs. (2).

Friedrichshafen, den 21.02.2017

Alexander-Florian Bürkle
für die Technische Werke Friedrichshafen GmbH

Norbert Schültke
für die Stadtwerke Überlingen GmbH

Alexander-Florian Bürkle
für die Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH

Alexander-Florian Bürkle
für die SWSee Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG
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GENUSSRECHTSBEDINGUNGEN

§ 1 Genussrechtskapital
(1) Der Emittent gibt Genussrechte in Höhe von 

7,5 Mio. € aus. Dem Emittenten steht das Recht zu, 
die Emission auf insgesamt 10 Mio. € zu erhöhen 
oder auch vor dem Erreichen des Volumens von 
7,5 Mio. € zu schließen.

(2) Die Genussrechte lauten auf den Namen.
(3) Es sollen mindestens 7 500 Stück untereinander 

gleichberechtigte Genussrechte im Nennbetrag von 
je 1.000,00 € emittiert werden. Die Genussrechte 
werden in das Genussrechtsregister des Emittenten 
eingetragen. Ein Recht auf Einzelverbriefung ist 
ausgeschlossen.

(4) Jeder Anleger muss mindestens 1 (in Worten: ein) 
Genussrechtsanteil übernehmen und halten. Ge-
nussrechtsanteile können nur in ganzen Stückzahlen 
gezeichnet und gehalten werden, die Teilung eines 
Genussrechtsanteils ist nicht möglich. Höhere Zeich-
nungssummen als die Mindestzeichnungssumme 
müssen damit durch 1 000 ohne Rest teilbar sein. 
Es können maximal 199 Genussrechte pro Anleger 
gezeichnet werden.

§ 2 Erwerb der Genussrechte/Zeichnungssumme
(1) Zeichnungsberechtigt ist jede natürliche oder juris-

tische Person des privaten und öffentlichen Rechts. 
Bei zwei Zeichnern muss mindestens ein Zeichner 
vollgeschäftsfähig sein.

(2) Der Genussrechtsvertrag kommt durch das korrekte 
Ausfüllen und Unterzeichnen des Zeichnungsscheins 
und durch Annahme des Emittenten per Gegenzeich-
nung zustande. 

(3) Der potentielle Anleger erwirbt keinen Anspruch auf 
Abschluss eines Genussrechtsvertrages. Dem Emit-
tenten steht das Recht zu, nach eigenem Ermessen, 
Angebote auf Abschluss eines Genussrechtsvertra-
ges abzulehnen.

(4) Nach Vertragsschluss wird der Anleger vom Emit-
tenten unter Setzung einer Frist von 14 Tagen zur 
Einzahlung des gezeichneten Genussrechtskapitals 
schriftlich aufgefordert. Der Anleger ist verpflichtet, 

den Gesamtbetrag zum Erwerb der Genussrechte 
binnen der gesetzten Frist auf das in § 3 Abs. 1 
aufgeführte Konto (Zahlstelle) des Emittenten zur 
Einzahlung zu bringen.

(5) Gerät der Anleger mit der Zahlung seines Ge-
nussrechtsbetrags in Verzug, so kann der Emittent 
den Rücktritt vom Genussrechtsvertrag erklären. In 
diesem Falle werden dem Anleger etwaige bereits 
geleistete Teilzahlungen innerhalb von vier Wochen 
nach Erklärung des Rücktritts erstattet.

§ 3 Einzahlung/Zahlstelle
(1) Der Anleger hat das Genussrechtskapital auf das 

nachfolgende Konto des Emittenten zur Einzahlung 
zu bringen:
Begünstigter: STADTWERK AM SEE GmbH & 
Co. KG
IBAN: DE27 6519 1500 0039 7500 19
Bank: GENODES1TET
Der Verwendungszweck wird dem Anleger im An-
nahmeschreiben des Emittenten mitgeteilt.

(2) Der Emittent ist berechtigt, weitere Zahlstellen 
einzurichten und/oder bestehende Zahlstellen zu 
widerrufen.

§ 4 Genussrechtsregister/Anzeigepflicht
(1) Der Emittent führt ein Genussrechtsregister, in dem 

die personenbezogenen Daten und sämtliche 
weiteren Daten, die zu einer ordnungsgemäßen 
Verwaltung der Vermögensanlage notwendig sind, 
eingetragen werden. Dem Emittenten steht das Recht 
zu, Dritte mit dem Führen des Genussrechtsregisters 
und der Verwaltung der Genussrechtsbeteiligung im 
Rahmen einer Auftragsdatenverwaltung zu beauftra-
gen.

(2) Der Anleger ist verpflichtet, dem Emittenten Ände-
rungen seines Namens, Anschrift, Kontoverbindung, 
anderer wichtiger personen- und vertragsbezogener 
Daten und die Kündigung bzw. Beendigung seines 
Versorgungsvertrages (Strom und/oder Gas) unver-
züglich in Textform mitzuteilen.
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(3) Der Emittent leistet Ausschüttungen sowie Rück-
zahlungen gekündigten Genussrechtskapitals mit 
schuldbefreiender Wirkung an den im Genussrechts-
register eingetragenen Anleger.

§ 5 Zinsausschüttung
(1) Der Anleger erhält eine dem Gewinnanteil des 

Emittenten vorgehende jährliche Zinsausschüttung in 
Höhe von

2,0 %
Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Basis“

des Nennbetrags der Genussrechte.
(2) Ist der Anleger zum Zeitpunkt des Abschlusses des 

Genussrechtsvertrages Versorgungskunde (Strom 
und/oder Gas) des Emittenten, erhält er eine jährli-
che Zinsausschüttung in Höhe von

2,7 %
Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Premium“

des Nennbetrags der Genussrechte und damit eine 
um 0,7 % p. a. erhöhte Zinsausschüttung.

(3) Kündigt der Anleger seinen Versorgungsvertrag/
alle seiner Versorgungsverträge (Strom und Gas) mit 
dem Emittenten während der Laufzeit des Genuss-
rechts, verliert er seinen Anspruch auf die erhöhte 
Zinsausschüttung ab dem Zeitpunkt der Beendigung 
seines Versorgungsvertrages/seiner Versorgungsver-
träge.

(4) Schließt ein Anleger während der Laufzeit des Ge-
nussrechtsvertrages einen Versorgungsvertrag (Strom 
und/oder Gas) mit dem Emittenten ab, erwirbt er 
ab Wirksamkeit des Versorgungsvertrages einen 
Anspruch auf die erhöhte Zinsausschüttung.

(5) Das Geschäftsjahr des Emittenten läuft vom 01.01. 
bis zum 31.12. eines Jahres. Ab dem Tag der Ein-
zahlung des Genussrechtskapitals auf das Konto des 
Emittenten (Datum der Wertstellung) ist dieses zeitan-

teilig für das laufende Geschäftsjahr am Ergebnis 
des Emittenten beteiligt.

(6) Bemessungsgrundlage ist der Nennbetrag der 
Genussrechte. Bedingung für die Auszahlung der 
Zins ausschüttung ist ein positives Jahresergebnis des 
Emittenten. Der Anspruch des Anlegers entsteht nur 
dann, wenn dadurch kein Jahresfehlbetrag entsteht.

(7) Ist der Emittent aufgrund eines Jahresabschlusses 
nicht in der Lage, die Zinsausschüttung in voller 
Höhe zu leisten, entsteht der Auszahlungsanspruch 
nur in der Höhe, der dazu führt, dass kein Jahres-
fehlbetrag entsteht. Der Auszahlungsanspruch für 
den nicht ausgeschütteten Anteil entsteht in den 
Folgejahren, in denen ein Jahresüberschuss des 
Emittenten erzielt wird.

(8) Die Berechnung der Zinsausschüttung erfolgt nach 
der deutschen kaufmännischen Zinsberechnungs-
methode 30/360. Demnach umfasst ein Monat 
immer 30 Tage. Das Jahr umfasst immer 360 Tage 
mit Ausnahme des ersten Jahres (Einzahlungsjahr) 
im Falle eines unterjährigen Zustandekommens des 
Genussrechtsvertrages. In Monaten mit 31 Tagen 
werden der 30. und der 31. Tag als insgesamt 
ein Tag gezählt. Der Februar wird mit 30 Tagen 
gezählt. Für die Berechnung der Zinsausschüttung ist 
der letzte Anlagetag und nicht der erste Anlagetag 
maßgeblich.

(9) Die Zinsausschüttung auf die Genussrechte für jedes 
abgelaufene Geschäftsjahr ist jeweils nachträglich, 
spätestens sechs Wochen nach der Feststellung des 
Jahresabschlusses des Emittenten fällig.

(10) Voraussetzung für die Auszahlung der Zinsausschüt-
tung sowie eventueller Nachzahlungsansprüche ist 
eine ausreichende Liquidität des Emittenten.

§ 6 Rückzahlungsanspruch/Verlustbeteiligung
(1) Weist der Emittent in einem oder mehreren Jahresab-

schlüssen einen Jahresfehlbetrag aus, so vermindert 
sich der Rückzahlungsanspruch jedes Anlegers 
unmittelbar anteilig und zwar insgesamt in dem Um-
fang, in dem diese Verluste nicht von Eigenkapital-
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bestandteilen getragen werden können, die gegen 
Ausschüttungen nicht besonders geschützt sind. Hier-
durch wird verhindert, dass durch die Rückzahlung 
von Genussrechtskapital das bilanzielle Eigenkapital 
unter die Höhe der Summe der vor Ausschüttungen 
besonders geschützten Eigenkapitalbestandteile fällt. 

(2) Jahresfehlbeträge werden zuerst mit den Rücklagen 
verrechnet. Sind diese vollständig aufgezehrt, wird 
eine Verlustverrechnung mit dem Genussrechtskapi-
tal vorgenommen. Ist das Genussrechtskapital voll-
ständig aufgezehrt, wird eine Verlustverrechnung mit 
den Hafteinlagen der Gesellschafter vorgenommen.

(3) Im Falle einer unterjährigen Beendigung des 
Genussrechtsvertrages erfolgt die Herabsetzung 
des Genussrechtskapitals des Anlegers zeitanteilig, 
berechnet auf den Monat der Beendigung des Ge-
nussrechtsvertrages.

(4) Werden nach einer Teilnahme der Anleger am 
Verlust in den folgenden Geschäftsjahren Jahres-
überschüsse erzielt, so sind aus diesen zunächst 
die Hafteinlagen der Gesellschafter aufzufüllen, 
anschließend die Rückzahlungsansprüche bis zum 
Nennbetrag der Genussrechte zu erhöhen und 
danach die Wiederauffüllung der Rücklagen durch-
zuführen, bevor eine anderweitige Gewinnverwen-
dung vorgenommen wird. 

(5) Rückständige Zinsausschüttungen der Vorjahre wer-
den vor den Zinsausschüttungen des aktuellen Jahres 
bedient.

(6) Diese Verpflichtungen bestehen nur während der 
Laufzeit der Genussrechte.

(7) Sollte die Liquidität des Emittenten zum Fälligkeits-
termin für die Zinsausschüttungen und/oder Rück-
zahlung der Genussrechte nicht ausreichend sein, 
kann die Zahlung der Zinsausschüttung und/oder 
der Rückzahlung an den Anleger solange ausgesetzt 
werden, bis der Emittent über eine ausreichende 
Liquidität verfügt.

§ 7 Anlegerrechte
(1) Die Genussrechte beinhalten keine Gesellschafter-

rechte, insbesondere keine Teilnahme-, Mitwirkungs- 
und Stimmrechte in den Gesellschafterversammlun-
gen des Emittenten.

(2) Dem Informationsrecht des Anlegers kommt der 
Emittent durch Veröffentlichung des jährlichen Ge-
schäftsberichts auf seiner Homepage nach.

§ 8 Ausgabe weiterer Genussrechte
(1) Der Emittent behält sich vor, weitere Genussrechte 

zu gleichen oder anderen Bedingungen herauszuge-
ben.

(2) Die bestehenden Genussrechte gewähren kein Be-
zugsrecht auf weitere Genussrechte.

(3) Der Anleger hat keinen Anspruch darauf, dass 
seine Ausschüttungsansprüche vorrangig vor den 
Ausschüttungsansprüchen bedient werden, die auf 
weitere Genussrechte entfallen.

§ 9 Bestand der Genussrechte
Der Bestand der Genussrechte wird weder durch 
Verschmelzung oder Umwandlung des Emittenten noch 
durch Veräußerung seines Kommanditkapitals berührt.

§ 10 Laufzeit, Rückzahlung
(1) Die Laufzeit der Genussrechte ist unbestimmt.
(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen über die Teilnahme 

am Verlust werden die Genussrechte nach Beendi-
gung des Genussrechtsvertrages zum Nennbetrag 
zurückgezahlt. Für die Fälligkeit der Rückzahlung 
des Genussrechts gilt § 5 Abs. 6 entsprechend.

(3) Für den Zeitraum nach Beendigung des Genuss-
rechtsvertrages bis zur tatsächlichen Rückzahlung 
des Genussrechts verzinst sich der Rückzahlungsbe-
trag unter Vorbehalt des § 12 in Höhe der jeweils 
für den Anleger gültigen Zinsausschüttung gemäß 
§ 5 Abs. 1 oder § 5 Abs. 2.

(4) Rückzahlungsansprüche verjähren gem. § 195 BGB 
binnen drei Jahren nach Fälligkeit.
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§ 11 Kündigung
(1) Jeder Genussrechtsanteil ist von jedem Vertragspart-

ner erstmals nach einer Dauer von sieben vollen Be-
teiligungsjahren (01.01. – 31.12.) mit einer Kündi-
gungsfrist von zwei Jahren ordentlich kündbar. Eine 
erstmalige ordentliche Beendigung des Vertrages ist 
damit zum Ende des siebten vollen Beteiligungsjah-
res möglich. Bei einer unterjährigen Zeichnung zählt 
das Zeichnungsjahr nicht als volles Beteiligungsjahr. 
Danach ist eine ordentliche Kündigung jeweils zum 
Jahresende unter Berücksichtigung der Kündigungs-
frist von zwei Jahren möglich.

(2) Dem Emittenten steht das Recht zur außerordentli-
chen Kündigung gegenüber dem Anleger zu, wenn 
über das Vermögen des Anlegers das gerichtliche 
Vergleichsverfahren eingeleitet, das Insolvenzver-
fahren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt wird 
oder bei juristischen Personen das Insolvenzverfah-
ren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt oder ein 
Liquidationsbeschluss gefasst wird.

(3) Dem Anleger steht ein Recht zur außerordentlichen 
Kündigung dann zu, wenn der Emittent seiner 
Verpflichtung zur fristgerechten Zahlung der Zinsaus-
schüttung nach erfolgter Zahlungsaufforderung mit 
Setzung einer angemessenen Frist von mindestens 
14 Tagen nicht nachkommt. § 6 Abs. 7 bleibt unbe-
rührt.

(4) Die außerordentliche Kündigung ist gegenüber dem 
Vertragspartner binnen einer Frist von sechs Wochen 
ab Kenntnis des außerordentlichen Kündigungsgrun-
des zu erklären.

(5) Das weitere Recht zur außerordentlichen Kündigung 
durch die Parteien bleibt unberührt.

(6) Bei einer außerordentlichen Kündigung endet der 
Genussrechtsvertrag zum Zeitpunkt des Zugangs 
der außerordentlichen Kündigungserklärung beim 
Vertragspartner.

(7) Die Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 12 Nachrangigkeit 
(1) Die Parteien vereinbaren, dass der Zinsausschüt-

tungs- und Rückzahlungsanspruch des Anlegers 
im Insolvenzverfahren gem. § 39 Abs. 2 InsO 
nachrangig gegenüber den Forderungen gem. § 39 
Abs. 1 Nr. 1 – 5 InsO ist. Im Falle eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen des Emittenten oder 
im Falle einer Liquidation des Emittenten werden 
die Genussrechte nach allen anderen nachrangigen 
Gläubigern, gleichrangig mit weiteren Genussrech-
ten und vorrangig vor den Einlagenrückgewähran-
sprüchen der Gesellschafter bedient.

(2) Die nach einer Beendigung eines Genussrechts 
bis zur Auszahlung anfallenden Zinsansprüche 
unterliegen einer qualifizierten Nachrangabrede. 
Sollte das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Emittenten eröffnet werden, werden diese 
Zinsausschüttungsansprüche im Insolvenzverfahren 
erst nach der Befriedigung der in § 39 Abs. 1 Nr. 1 
– 5 InsO bezeichneten Forderungen berücksichtigt. 
Diese Zinszahlungsansprüche sind im Insolvenz-
fall des Emittenten nachrangig im Sinne von § 39 
Abs. 2 InsO. Sie können so lange und soweit nicht 
geltend gemacht werden, wie sie einen Grund für 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Emittenten herbeiführen würden (Vor-
insolvenzphase). Dies bedeutet insbesondere, dass 
diese Zinszahlungsansprüche nur aus zukünftigen 
Jahresüberschüssen, Liquidationsüberschüssen oder 
einem die sonstigen Verbindlichkeiten des Emittenten 
übersteigenden freien Vermögen des Emittenten, das 
nach Befriedigung sämtlicher Gläubiger im Sinne 
des § 39 Abs. 2 InsO verbleibt, beglichen wird. 
Die Voraussetzungen für den Bedingungseintritt des 
qualifizierten Nachrangs hat der Emittent gegenüber 
dem ausgeschiedenen Anleger durch geeignete 
Unterlagen (z. B. Bilanz), die durch einen neutralen 
Fachmann (z. B. Wirtschaftsprüfer) bestätigt sind, zu 
belegen.
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§ 13 Übertragung der Genussrechte
(1) Die Genussrechte sind nur mit vorheriger aus-

drücklicher schriftlicher Zustimmung des Emittenten 
rechtsgeschäftlich übertragbar (Vinkulierung). Die 
Zustimmung darf nur mit einem wichtigen Grund 
verweigert werden.

(2) Eine rechtsgeschäftliche Übertragung der Genuss-
rechte ist nur zum Ende eines Geschäftsjahres 
(31.12.) möglich.

(3) Die Übertragung von Teilen eines Genussrechts ist 
nicht möglich.

(4) Im Falle der rechtsgeschäftlichen Übertragung ist der 
alte und der neue Anleger verpflichtet, binnen zwei 
Wochen nach Übertragung sämtliche notwendi-
gen Daten zur ordnungsgemäßen Verwaltung des 
Genussrechts zum Genussrechtsregister schriftlich zu 
melden.

§ 14 Bestandsschutz/Vertragsänderungen
(1) Nachträglich können die Teilnahme am Verlust nicht 

zum Nachteil des Emittenten geändert, der Nach-
rang der Genussrechte und die qualifizierte Nach-
rangabrede für Zinsansprüche nach Beendigung 
des Genussrechtsvertrages nicht beschränkt sowie 
die Laufzeit und die Kündigungsfrist nicht verkürzt 
werden.

(2) Zum vorzeitigen Rückerwerb oder einer anderweiti-
gen Rückzahlung der Genussrechte ist der Emittent 
ohne Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarun-
gen nicht verpflichtet, sofern nicht das Kapital durch 
die Einzahlung anderen, zumindest gleichwertig 
haftenden Eigenkapitals ersetzt worden ist.

§ 15 Steuern
(1) Sämtliche Zahlungen aus diesem Vertrag erfolgen 

nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Solida-
ritätszuschlages sowie anderer eventuell anfallender 
gesetzlicher Abzugssteuern (Kirchensteuer).

(2) Bei der Auszahlung der Kapitalerträge (Zinsaus-
schüttungen) werden die anfallenden Steuern und 
gesetzlichen Abgaben direkt an die zuständigen 

Stellen abgeführt und dem Anleger wird eine 
entsprechende Bescheinigung ausgestellt. Eine anfal-
lende Kirchensteuer wird vom Emittenten einbehalten 
und abgeführt, sofern die zur Konfession zugehöri-
ge Kirche oder Organisation die Möglichkeit zum 
Einzug der Kirchensteuer durch staatliche Organe 
(Finanzamt) nutzt und der Anleger nicht wider-
spricht. Ein Widerspruch (Sperrvermerk) ist mittels 
einer entsprechenden Erklärung gegenüber dem 
BZSt (Bundeszentralamt für Steuern) auf dem amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck oder elektronisch über 
das BZSt-Portal bis zum 30.06. eines Jahres für das 
Folgejahr zu erklären.

§ 16 Bekanntmachungen
Bekanntmachungen des Emittenten, die die Genussrechte 
betreffen, erfolgen auf der Internetseite des Emittenten 
und werden – sofern gesetzlich vorgeschrieben – im 
elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht.

§ 17 Liquidation
Die Genussrechte begründen über die Rückzahlung des 
Genussrechtskapitals hinaus keinen Anspruch auf Teilnah-
me am Liquidationserlös im Falle der Auflösung/Liquida-
tion des Emittenten.

§ 18 Anwendbares Recht
(1) Die Genussrechtsbedingungen sowie alle sich dar-

aus ergebenden Rechte und Pflichten bestimmen sich 
ausschließlich nach dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland.

(2) Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für 
alle Streitigkeiten, die sich aus den in diesen Ge-
nussrechtsbedingungen geregelten Rechtsverhältnis-
sen ergeben, ist der Sitz des Emittenten, soweit nicht 
zwingende gesetzliche Vorschriften etwas anderes 
bestimmen.

§ 19 Sonstiges
(1) Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. 

Änderungen und Ergänzungen zu diesem Vertrag, 
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sowie die Aufhebung des Vertrages bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Schriftform.

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam 
sein oder werden oder die Bestimmungen lückenhaft 
sein, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. Beide Vertragspartner 
verpflichten sich, ungültige Bestimmungen durch 
wirtschaftlich und sachlich möglichst gleichkommen-
de Bestimmungen zu ersetzen.

(3) Die zur Vertragserfüllung notwendigen anlegerbe-
zogenen Daten werden elektronisch gespeichert 
und von einem Auftragsverarbeiter verarbeitet. 
Sofern eine Weitergabe erforderlich ist, wird diese 
ausschließlich aufgrund vertraglicher oder gesetzli-
cher Vorschriften unter Beachtung der Europäischen 
Datenschutz-Grundverordnung und des Bundesda-
tenschutzgesetzes erfolgen.
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DATENSCHUTZ

Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung und Datennutzung
Die im Vertrag/Zeichnungsschein angegebenen personenbezogenen Daten, insbesondere Name, Anschrift, 
Telefonnummer, Bankdaten, die allein zum Zwecke der Durchführung des entstehenden Vertragsverhältnisses 
notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage gesetzlicher Berechtigungen erhoben, verwendet und 
verarbeitet.

Mit der Unterschrift auf dem Zeichnungsschein ist der Anleger mit einer darüber hinausgehenden Nutzung seiner 
personenbezogenen Daten und Erhebung zusätzlicher Informationen einverstanden, insbesondere der Tatsache, 
dass die personenbezogenen Daten für die in § 5 Abs. 1 und 2 der Genussrechtsbedingungen genannten Vor-
aussetzungen  jederzeit mit den hinterlegten Daten beim Emittenten abgeglichen werden können.

Der Anleger erklärt sich ausdrücklich einverstanden, dass seine personenbezogenen Daten vom Emittenten zu ei-
genen Werbezwecken verwendet werden können und der Anleger hierfür per E-Mail und Telefon angesprochen 
werden kann.

Rechte des Betroffenen: Auskunft, Berichtigung, Löschung und Sperrung, Widerspruchsrecht
Der Anleger ist gem. Art. 15 DS-GVO jederzeit berechtigt, Auskunft vom Emittenten über die gespeicherten Daten 
zu verlangen.

Nach Art. 17 DS-GVO kann der Anleger jederzeit gegenüber dem Emittenten die Berichtigung, Löschung und 
Sperrung einzelner personenbezogener Daten verlangen.

Der Anleger kann weiterhin ohne Angabe von Gründen widersprechen und die erteilte Einwilligungserklärung mit 
Wirkung für die Zukunft abändern oder gänzlich widerrufen. Der Widerruf kann per Brief, per E-Mail oder per 
Fax gegenüber dem Emittenten erklärt werden.
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MUSTERZEICHNUNGSSCHEIN

 

 

Zeichnungsschein 
 

Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Basis“ und  
Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Premium“ 

 
Anleger 
  

 

 
 

 

 Frau 
 

 Herr 
 

  Firma 
  Kundennummer 

 

   
 

 
 

            
 

Vorname, Nachname oder Firmenname Steuer-Identifikationsnummer/Steuernummer  

  
 

 
 

 
 

Straße, Hausnummer PLZ, Ort 
   
 

     
 

 E-Mail  Geburtsdatum/Gründungsdatum  Telefonnummer  

 

 
 

 

Ggf. weiterer Anleger  ist Ehepartner bzw. eingetragener Lebenspartner 
   

  
 

 
 

 

  Frau 
 

  Herr 
 

   
  

    
 

Geburtsdatum 
   
 

  
 

            
 

Vorname, Nachname Steuer-Identifikationsnummer  

 

 
 

 

Bankverbindung  
  

 

 
 

                        
IBAN  

 

 
 

   
 BIC  
 

 
 

Gesamterwerbspreis 
  

 

 
 

 

Stück 
 

Stück 
 

Anzahl der Genussrechte Anzahl in Worten 
   
 

(minimal 1; maximal: 199)  

 

€ 
 

EURO 
 

Betrag in Zahlen Betrag in Worten 
   

 (minimal 1.000,00 €; maximal: 199.000,00 €; Stückelung: 1.000,00 €-Schritte)  
 

Risikohinweis 
 

Der Erwerb dieser Vermögensanlage ist mit erheblichen Risiken verbunden und kann zum vollständigen Verlust des eingesetzten Vermögens 
führen (Totalverlust). Der in Aussicht gestellte Ertrag ist nicht gewährleistet und kann auch niedriger ausfallen Im Einzelnen wird auf das Kapitel 
„Wesentliche rechtliche und tatsächliche Risiken der Vermögensanlagen“ im Verkaufsprospekt verwiesen. 

 

 

 

Empfangsbekenntnis  
 

Mit der Unterschrift erklärt der Anleger, ein Exemplar des Verkaufsprospekts, des entsprechenden VIB, des Zeichnungsscheins und der 
Informationspflichten gemäß Art. 246b EGBGB erhalten und inhaltlich verstanden zu haben. Zudem erklärt der Anleger, Kenntnis von der 
Widerrufsbelehrung genommen zu haben. 

 

  
 
 

Einwilligungserklärung Datenschutz und Datenverarbeitung 
 

Mit der Unterschrift wird die im Verkaufsprospekt abgedruckte Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung und Datennutzung 
Bestandteil des Vertrags. 
Ich bin damit darüber hinaus einverstanden, dass meine Angaben zur Kundenkommunikation (Beratung, Information und Zufriedensheitsanalyse 
über Produkte und Dienstleistungen der STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG) wie nachstehend angekreuzt genutzt werden können: 

 

 per Telefon  per E-Mail 
 
 

Ich kann diese Einwilligung jederzeit per Brief, Fax oder E-Mail gegenüber der STADTWERK AM SEE GMBH & Co. KG, Kornblumenstraße 7/1,  
88046 Friedrichshafen, Telefax:07541/505-60398, E-Mail: buergerbeteiligung@stadtwerk-am-see.de widerrufen.  
 

 

  
 

   
Ort, Datum  Unterschrift Anleger Unterschrift weiterer Anleger  

  
 

 

Unterschriften 
 

 

 
 

Friedrichshafen, den  
Ort, Datum  

 
 

  
 

  
Unterschrift Anleger Unterschrift weiterer Anleger STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG  
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Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen 
Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung auf einem dauerhaften Datenträger, jedoch 
nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten gem. Artikel 246b § 2 Abs. 1 
in Verbindung mit Artikel 246b § 1 Abs. 1 EGBGB.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem 
dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Kornblumenstr. 7/1
88046 Friedrichshafen
Fax: 07541 505-60398
E-Mail: buergerbeteiligung@stadtwerk-am-see.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur 
Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass wir vor 
dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflichtung zur Zah-
lung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum 
bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden 
Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Ver-
pflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie 
mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Ihre STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG

WIDERRUFSBELEHRUNG
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Die angebotenen Vermögensanlagen werden im Eigenvertrieb durch den Emittenten angeboten. Es wird keine Anla-
geberatung erbracht, weshalb der Emittent nicht beurteilt, ob 

die Vermögensanlagen den Anlagezielen des Interessierten entspricht, 

die hieraus erwachsenden Anlagerisiken für den Anleger, dessen Anlagezielen entsprechend, finanziell tragbar 
sind und 

der Anleger mit seinen Kenntnissen und Erfahrungen die hieraus erwachsenden Anlagerisiken verstehen kann.  

HINWEIS ZUM EIGENVERTRIEB 
(§ 15 Abs. 2 VermAnlG)

Unser Kundenzentrum in Friedrichshafen
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FÜNF SCHRITTE ZUR ZEICHNUNG DER 
VERMÖGENSANLAGEN

Unverbindliche Registrierung
Bitte nehmen Sie, falls nicht bereits geschehen, Ihre unverbindliche Registrierung für 
das Genussrecht „Mein STADTWERK AM SEE Basis“ oder „Mein STADTWERK AM SEE 
Premium“ vor und füllen hierfür das Interessentenformular unter www.stadtwerk-am-see.
de/buergerbeteiligung vollständig aus.

Verkaufsprospekt und VIB gründlich lesen
Bitte lesen Sie den gesamten Verkaufsprospekt und das Vermögensanlagen-Informations-
blatt (VIB) sorgfältig und aufmerksam, bevor Sie sich zur Zeichnung der angebotenen 
Vermögensanlagen entschließen. Berücksichtigen Sie dabei auch Ihre persönliche Situ-
ation und nehmen Sie bei Bedarf die Beratung einer steuerlichen und/oder rechtlichen 
Fachkraft in Anspruch. Bei Fragen zu diesem Angebot stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung.

Ausfüllen des Zeichnungsscheins/Unterschrift auf VIB
Bitte füllen Sie den Zeichnungsschein und das Vermögensanlagen-Informationsblatt (VIB) 
vollständig und leserlich aus und senden beides im Original und an den jeweils dafür 
vorgesehenen Stellen unterschrieben an die:
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Kornblumenstraße 7/1
88046 Friedrichshafen

Annahmebestätigung
Nach Annahme Ihres Zeichnungswunsches durch die STADTWERK AM SEE GmbH & 
Co. KG erhalten Sie eine schriftliche Annahmebestätigung sowie eine gegengezeichnete 
Kopie des Zeichnungsscheins für Ihre Unterlagen.

Überweisung des Beteiligungsbetrags
Bitte überweisen Sie die vollständige Zeichnungssumme erst nach Erhalt der Vertragsan-
nahme von der STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG. Zahlen Sie den Erwerbspreis 
innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Annahmebestätigung unter Angabe des in der 
Annahmebestätigung mitgeteilten Verwendungszwecks auf folgendes, als Ein- und Aus-
zahlungsstelle fungierendes Konto ein:
Kontoinhaber: STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Bankinstitut: Volksbank Friedrichshafen-Tettnang eG
IBAN: DE27 6519 1500 0039 7500 19
BIC: GENODES1TET

Der anzugebende Verwendungszweck sowie Ihre Genussrechtsnummer wird Ihnen mit 
der Annahmeerklärung mitgeteilt.

1.

2.

3.

4.

5.

Verkaufsprospekt und VIBs können auch ohne Registrierung (1. Schritt) angefordert werden und sind auf unserer 
Homepage www.stadtwerk-am-see/buergerbeteiligung veröffentlicht und einsehbar.
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Werden Verträge außerhalb von Geschäftsräumen oder 
Fernabsatzgeschäfte über Finanzdienstleistungen ge-
schlossen, ist die STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG 
verpflichtet, nachfolgende Informationen gem. Art. 246b 
§ 2 Absatz 1 in Verbindung mit Art. 246b § 1 Absatz 1 
EGBGB zur Verfügung zu stellen:

Identität des Unternehmers mit öffentlichem Unterneh-
mensregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, 
und die zugehörige Registernummer oder gleichwertige 
Kennung
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Registergericht: Amtsgericht Freiburg im Breisgau
Registernummer: HRA 702913

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die 
für seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde
Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft und Ge-
sellschaftszweck ist im Rahmen der kommunalrechtlichen 
Aufgabenstellung ihrer unmittelbaren und mittelbaren 
Gesellschafter

a) die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und 
Wärme;

b) die Errichtung und der Betrieb von Energieerzeu-
gungsanlagen;

c) die Erbringung von Dienstleistungen auf den 
Sektoren der Telekommunikation und der Ver-
kehrswirtschaft sowie die Erbringung sonstiger 
Dienstleistungen, die mit dem Gesellschaftszweck 
in Beziehung stehen oder aus den damit verbunde-
nen Tätigkeiten abzuleisten sind; sowie

d) die Übernahme kommunaler und regionaler Infra-
strukturdienstleistungen.

Andere kommunalwirtschaftliche Aufgaben können unter 
Beachtung des §§ 102 ff, 108 der Gemeindeordnung 
des Landes Baden-Württemberg übernommen werden, 
sofern eine ausreichende Wirtschaftlichkeit der übernom-
menen Aufgabe zu erwarten ist.
Die Gesellschaft ist im Rahmen ihrer kommunalen 
Aufgabenstellung berechtigt, Zweigniederlassungen 
oder Tochterunternehmen zu gründen, sich an anderen 

Unternehmen zu beteiligen und sämtliche Geschäfte zu 
betreiben, die der Betätigung der Gesellschaft auf dem 
Gebiet des Unternehmensgegenstandes unmittelbar und 
mittelbar förderlich sind.
Die Aufsichtsbehörde für die angebotenen Vermögensan-
lagen ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht gemäß § 3 VermAnlG.

Die Identität des Vertreters des Unternehmers in dem 
Mitgliedstaat, in dem der Verbraucher seinen Wohnsitz 
hat, wenn es einen solchen Vertreter gibt, oder die 
Identität einer anderen gewerblich tätigen Person als 
dem Anbieter, wenn der Verbraucher mit dieser Person 
geschäftlich zu tun hat, und die Eigenschaft, in der diese 
Person gegenüber dem Verbraucher tätig wird
Herr Alexander-Florian Bürkle (Geschäftsführer)

Die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und 
jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung 
zwischen diesem, seinem Vertreter oder einer anderen 
gewerblich tätigen Person nach Art. 246b § 2 Abs. 1 
Nummer 3 und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigungen oder Perso-
nengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtig-
ten
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
vertr. d. d. Stadtwerk am See Verwaltungs GmbH
vertr. d. GF Herrn Alexander-Florian Bürkle
Kornblumenstr. 7/1
88046 Friedrichshafen

Die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung 
sowie Informationen darüber, wie der Vertrag zustande 
kommt
Diese ergeben sich aus den Genussrechtsbedingungen. 
Der Vertrag kommt durch Zugang der Annahmeerklärung 
bei dem Anleger wirksam zustande.

INFORMATIONSPFLICHTEN 
(Art. 246b § 2 Abs. 1 EGBGB)
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Den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich 
aller damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle 
über den Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn 
kein genauer Preis angegeben werden kann, seine 
Berechnungsgrundlage, die dem Verbraucher eine Über-
prüfung des Preises ermöglicht
Die Mindestzeichnungssumme beträgt 1.000,00 €, 
die Maximalsumme 199.000,00 €. Jeder dazwischen 
liegende Betrag kann in 1 000er-Schritten gezeichnet 
werden. Der Emittent erstellt für den Anleger jährliche 
Steuerbescheinigungen und führt die Abgeltungsteuer, 
den Solidaritätszuschlag und ggf. die Kirchensteuer ab, 
sofern keine Nichtveranlagungsbescheinigung oder kein 
ausreichender Freistellungsauftrag beim Emittenten einge-
reicht wird. Die Kirchensteuer wird dann nicht abgeführt, 
wenn der Anleger bis zum 30.06. eines Jahres für das 
Folgejahr einen Sperrvermerk beim BZSt eintragen lässt.

Gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen 
Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die 
nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in 
Rechnung gestellt werden
Beim Anleger können Kosten wie z. B. Telefon- oder Por-
tokosten entstehen. Die Höhe der Kosten ist nicht bekannt 
und die Kosten sind vom Anleger selbst zu tragen. Es 
fallen keine weiteren Kosten oder weitere Steuern an, 
sofern die Abgeltungsteuer, der Solidaritätszuschlag und 
ggf. die Kirchensteuer über den Emittenten abgeführt 
werden.

Gegebenenfalls den Hinweis, dass sich die Finanzdienst-
leistung auf Finanzinstrumente bezieht, die wegen ihrer 
spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden 
Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren 
Preis Schwankungen auf dem Finanzmarkt unterliegt, auf 
die der Unternehmer keinen Einfluss hat, und dass in der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für 
künftige Erträge sind
Die Genussrechtsbeteiligungen sind Risiken unterworfen. 
Insofern wird auf die Risikobelehrung im Verkaufspros-
pekt (Seiten 34 - 40) verwiesen.

Eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeits-
dauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des 
Preises
Es ist keine Befristung derartiger Informationen geplant. 
Die Gültigkeit des Verkaufsprospekts ist auf zwölf Mona-
te ab Billigung durch die BaFin begrenzt.

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung
Die Zeichnungssumme ist auf das Konto des Emittenten 
per Überweisung einzuzahlen. Die Einzahlungsfrist be-
trägt 14 Tage nach Erhalt der Annahmebestätigung des 
Emittenten durch den Anleger.

Alle spezifischen zusätzlichen Kosten, die der Verbrau-
cher für die Benutzung des Fernkommunikationsmittels zu 
tragen hat, wenn solche zusätzlichen Kosten durch den 
Unternehmer in Rechnung gestellt werden
Derartige Kosten werden nicht vom Emittenten in Rech-
nung gestellt.

Das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts 
sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, 
insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber 
dem der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen 
des Widerrufs einschließlich Informationen über den 
Betrag, den der Verbraucher im Falle des Widerrufs nach 
§ 357a des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die erbrachte 
Leistung zu zahlen hat
Die Willenserklärung des Anlegers auf Abschluss eines 
Vertrages kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen wider-
rufen werden. Die Einzelheiten des Widerrufsrechts erge-
ben sich aus der Widerrufsbelehrung, die Bestandteil des 
Zeichnungsscheines ist, der dem Anleger ausgehändigt 
wird. Als Folge des wirksamen Widerrufs sind die von 
beiden Seiten empfangenen Leistungen zurückzuge-
währen und ggf. gezogene Nutzungen herauszugeben. 
Können Leistungen nicht vollständig zurückgewährt wer-
den, ist Ersatz zu leisten. Die sich hieraus ergebenden 
Verpflichtungen sind innerhalb von 30 Tagen nach dem 
Widerruf zu erfüllen.
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Die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dau-
ernde oder regelmäßig wiederkehrende Leistung zum 
Inhalt hat
Die Genussrechtsbeteiligungen haben eine Mindestver-
tragslaufzeit von sieben vollen Geschäftsjahren.

Die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich 
etwaiger Vertragsstrafen
Der Vertrag kann erstmals ordentlich nach Ablauf von 
fünf vollen Beteiligungsjahren mit einer Kündigungsfrist 
von zwei Jahren und damit zum Ablauf des siebten vol-
len Beteiligungsjahres gekündigt werden. Anschließend 
besteht ein jährliches ordentliches Kündigungsrecht. Es 
gibt keine Vertragsstrafen.

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum 
Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt
Bundesrepublik Deutschland.

Eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwend-
bare Recht oder über das zuständige Gericht
Anwendung findet ausschließlich deutsches Recht. 
Formell und sachlich zuständig ist die ordentliche Zivil-
gerichtsbarkeit. Örtlich zuständig ist – sofern rechtlich 
vereinbar – das Gericht, in dessen Gerichtsbezirk der 
Emittent seinen Sitz hat.

Die Sprachen, in welchen die Vertragsbedingungen und 
die in dieser Vorschrift genannten Vorabinformatio-
nen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in welchen 
sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des 
Verbrauchers die Kommunikation während der Laufzeit 
dieses Vertrags zu führen
Vertrag und Informationen werden in deutscher Sprache 
mitgeteilt. Die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages erfolgt in deutscher Sprache.

Gegebenenfalls, dass der Verbraucher ein außergericht-
liches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der 
Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann, und dessen 
Zugangsvoraussetzungen
Es existieren kein außergerichtliches Beschwerde- und 
Rechtsbehelfsverfahren.

Das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschä-
digungsregelungen, die weder unter die Richtlinie 94/19/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 
Mai 1994 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 135 
vom 31. 5. 1994, S. 5) noch unter die Richtlinie 97/9/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 
1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger 
(ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) fallen
Derartige Garantiefonds oder andere Entschädigungsre-
gelungen sind nicht vorgesehen.
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IMPRESSUM

Anbieter/Emittent/Prospektverantwortlicher 
(Herausgeber):
STADTWERK AM SEE GmbH & Co. KG
Kornblumenstr. 7/1
88046 Friedrichshafen

Telefon: 07541 505-0
Telefax: 07541 505-111

E-Mail: info@stadtwerk-am-see.de
Web: www.stadtwerk-am-see.de

Sitz der Gesellschaft: Überlingen
Verwaltungssitz: Friedrichshafen
Registergericht: Amtsgericht Freiburg im Breisgau
Registernummer: HRA 702913
USt-Ident.Nr.: DE815377657
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